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Vor Eintritt in die Tagesordnung

Informationen und Beschlüsse zu den Komplexen

– Mitteilungen des Vorsitzenden,

– Überweisungen an die Unterausschüsse,

– Konsensliste,

– sonstige geschäftliche Mitteilungen,

soweit nicht in der Ausschusssitzung darüber diskutiert wurde,

sind gegebenenfalls im Beschlussprotokoll verzeichnet.

Punkt 1 der Tagesordnung

	Anmietung für die Stadtteilbibliothek Mahlsdorf

Schreiben BA Marzahn-Hellersdorf – Bibl L –

vom 19.10.05
	3497


Vors. Wieland verweist auf die offene Fragestellung aus der vorausgegangenen Sitzung.

Frau BzStR Köhnke (BA Marzahn-Hellersdorf) erläutert, dass der Vertragsentwurf zur Anmietung eines Ersatzstandortes für die Stadtteilbibliothek Mahlsdorf in § 5 die Vereinbarung einer Wertsicherungsklausel vorsehe. Dabei würden jeweils nach Ablauf eines Mietjahres – erstmals nach Ablauf des Jahres 2006 – auf Verbraucherpreisindizes zurückgegriffen, die vom Statistischen Bundesamt in Wiesbaden veröffentlicht würden. Dieses lege auch das Preisbasisjahr fest. Im Dezember 2004 seien die Verbraucherpreisindizes auf das Preisbasisjahr 2000 umgestellt worden.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) kritisiert, dass es in der Vorlage einerseits heiße, es sei über die Laufzeit keine Preiserhöhung vorgesehen, andererseits aber dieser Paragraf im Vertrag enthalten sei.

Frau BzStR Köhnke (BA Marzahn-Hellersdorf) weist darauf hin, dass das Bezirksamt errechnet habe, welche Erhöhung dieser Vertrag mit sich gebracht hätte, wenn er vor zehn Jahren abgeschlossen worden wäre. Diese hätte 19 Euro betragen. Das Bezirksamt gehe davon aus, dass sich die Preisentwicklung in den nächsten zehn Jahren ähnlich gestalten werde.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) entnimmt dem, dass das Bezirksamt weiterhin mit einer desaströsen Entwicklung der Mieten rechne. Dies sei aus seiner Sicht absurd.

Der Ausschuss nimmt die rote Nr. 3497 zustimmend zur Kenntnis.

Finanzen – 15

Punkt 2 der Tagesordnung

	Finanzielle Folgen des Wertheim-Urteils

Besprechung nach § 21 Abs. 3 GO Abghs

(auf Antrag der FDP)
	3507


Abg. Schmidt (FDP) verweist auf eine Antwort auf eineMündliche Anfrage zum Thema aus dem März. Darin heiße es, dass die Grundstücke des Lennédreiecks mit der Maßgabe an die frühere Eigentümerin übergeben worden sei, diese habe das Land Berlin von den Ansprüchen Dritter freizustellen. Nunmehr werde in der Presse darüber spekuliert, ob im Zusammenhang mit dem Grundstück Lennéstraße 1 Schadenersatzansprüche geltend gemacht werden könnten, weil der Kaufpreis für dieses Grundstück an das Land Berlin geflossen sei. Was habe die Prüfung des Sachverhalts ergeben?

Frau StS Thöne (SenFin) führt aus, dass zu dem Komplex das Urteil des Verwaltungsgericht Berlin aus dem März 2005 sowie des Bundesverwaltungsgerichts aus dem Oktober 2005 vorlägen. In dem Verfahren habe Karstadt/Quelle einen Anspruch auf den Erlös aus dem Verkauf ehemaliger Wertheim-Grundstücke geltend gemacht. Höchstrichterlich sei entschieden worden, dass die Ansprüche der Jewish Claims Conference zuerkannt würden. Es müsse jedoch noch durch das BARoV festgestellt werden, wer die Erlöse zahlen müsse: das Land Berlin oder Karstadt Quelle AG als Nachfolgerin der Wertheim-Gruppe. Der Senat berufe sich auf eine Freistellungserklärung der Wertheim-Gruppe, die 1991 abgegeben worden sei.

Im Jahr 1934 sei die Familie Wertheim gezwungen worden ihre Anteile an der Wertheim-Gruppe auf andere zu übertragen. Die Wertheim-Gruppe sei in das Grundbuch eingetragen worden. Im Jahr 1949 seien die Grundstücke enteignet worden und in das Volkseigentum der DDR übergegangen. Im Jahr 1988 sei vom Senat von Berlin und der Regierung der DDR ein Gebietstausch vereinbart worden, die Grundstücke seien in den westlichen Hoheitsbereich gelangt. Nach der Wiedervereinigung sei die Wertheim-Gruppe unentgeltlich wieder in den Besitz der Grundstücke gelangt. Die Wertheim-Gruppe sei dann zunächst in den Hertie-Konzern, später dann in der Karstadt Quelle AG aufgegangen. Das Land Berlin mache gegenüber der Karstadt Quelle AG geltend, dass die Wertheim-Gruppe die Freistellung unterzeichnet habe. Deshalb ergebe sich aus den Wertheim-Urteilen aus Sicht des Senats kein Zahlungsanspruch des Landes Berlin. Wenn das BARoV einen entsprechenden Feststellungsbescheid ergehen lasse, könnte dies lange rechtliche Auseinandersetzungen nach sich ziehen.

Von diesem Sachverhalt müsse eine Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts aus dem Dezember 2004 getrennt werden. Damals habe dieses entgegen der bisherigen Rechtsprechung entschieden, dass das Vermögensgesetz auch auf Gebiete anzuwenden sei, für die es einen Gebietstausch gegeben habe. Hiervon seien Grundstücke aus dem Lennédreieck betroffen. Auf Grund dieser Entscheidung könnten Ansprüche auf das Land Berlin zukommen, allerdings gebe es noch keine Entscheidung über Wert und Höhe. Der Senat habe dafür Vorkehrungen in Kapitel 29 90 getroffen.

Abg. Eßer (Grüne) wendet sich dem weiteren Verlauf der Auseinandersetzung zu. Der Presse sei zu entnehmen, dass man sich zunächst an das Land Berlin halten werde und sich dieses dann an die Karstadt Quelle AG unter Berufung auf die unterzeichnete Freistellung durch die Wertheim-Gruppe wenden müsse. Wie schätze der Senat dies ein?

Abg. Schmidt (FDP) ist nicht deutlich geworden, in welchem Umfang Grundstücke von den Urteilen betroffen seien. Er gehe davon aus, dass sich das Verfahren geraume Zeit hinziehen werde und bitte darum, dass dem Ausschuss unaufgefordert über den weiteren Fortgang berichtet werde.

Frau StS Thöne (SenFin) legt dar, dass das BARoV in einem Feststellungsbescheid entscheide, wer die Erlöse zu zahlen habe. Entscheide es gegen das Land Berlin, werde dagegen mit der dargestellten Rechtsposition Rechtsmittel eingelegt. Entscheide es für das Land Berlin, vermute sie, dass auch die Karstadt Quelle AG dagegen Rechtsmittel einlege. Zu Wert und Höhe könne sie keine Aussagen machen, weil diese noch festgestellt werden müssten.

Abg. Eßer (Grüne) hält gerade die offenen Fragen entscheidend für den Haushalt. Wenn zunächst ein Zahlungsanspruch an das Land ergehe, müsste dieser aus dem Einzelplan 29 finanziert werden. Er bitte deshalb um einen Bericht zur 2. Lesung des Einzelplans 29 mit einer konkreten Summe.

Abg. Wechselberg (Linkspartei.PDS) bemängelt den fahrlässigen Umgang des Kollegen Eßer mit juristischen Grundpositionen des Landes Berlin. Es sei abwegig, im Vorgriff auf Entscheidungen des BARoV sowie juristische Auseinandersetzungen festzulegen, dass die Erstattung durch das Land Berlin erfolgen müsse. Keinesfalls dürfe die juristische Position des Landes schriftlich – und damit für alle Interessierten nachlesbar – niedergelegt werden.

Abg. Eßer (Grüne) betont, dass er die Rechtsposition des Landes Berlin überhaupt nicht in Frage stelle. Aus seiner Sicht sei es jedoch wahrscheinlich, dass das Land Berlin in Vorleistung gehen und sich das Geld anschließend zurückholen müsse. Deshalb lege er Wert darauf, dass sich der Ausschuss damit befasse. Bei den Beträgen werde es sich nicht nur um „Peanuts“ handeln.

Vors. Wieland erlaubt sich den Hinweis, dass das Land gegen einen möglicherweise negativen Bescheid ohnehin klagen werde. Auf Grund der Verfahrensabläufe dürfte es deshalb keine Auswirkungen auf den zu verabschiedenden Doppelhaushalt geben. Gleichwohl könne das Thema in der 2. Lesung des Einzelplans 29 erneut aufgerufen werden.

Abg. Eßer (Grüne) bittet um eine valide Auskunft, wie lange sich die Verfahren hinzögen.

Abg. Dr. Flemming (SPD) regt an, eine Besprechung nach § 21 Abs. 3 GO Abghs für den UA Verm zu beantragen. In nichtöffentlicher Sitzung könne das Thema besser behandelt werden als in öffentlicher. Debattiere man öffentlich über das Einstellen einer Vorsorge, sei dies nicht hilfreich für die Rechtsposition. Die SPD-Fraktion sei eindeutig der Auffassung, dass die vom Senat vertretene Rechtsposition richtig sei und deshalb keine Vorsorge getroffen werden müsse.

Frau StS Thöne (SenFin) verweist auf die dargestellte Rechtsposition. Zu den Zeitabläufen: Zunächst müsse das BARoV einen Bescheid erlassen. Sollte dieser negativ für das Land Berlin ausfallen, werde sich dieses an das Verwaltungsgericht wenden. Sollte dieses negativ entscheiden, werde das Bundesverwaltungsgericht angerufen, was sicher eine Verfahrensdauer von drei bis vier Jahren bedeute.

Vors. Wieland erklärt die Besprechung für erledigt.

Punkt 3 der Tagesordnung

	Haushaltsgesetz 2006/2007 -
Vorlage - zur Beschlussfassung - 

über Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans

von Berlin für die Haushaltsjahre 2006/2007 - HG 06/07

Drs 15/4127

mit der Anlage Haushaltsplan von Berlin

für die Haushaushaltsjahre 2006 und 2007 in 11 Bänden

hierzu:

Austauschseiten mit Anschreiben 

SenFin - II B - vom 18.8.05

Austauschseiten SenFin

betr. Kapitel 15 31 (Seiten 75-79)

Austauschseiten SenFin

betr. Kapitel 15 30 (Seiten 59-62

unter Einbeziehung von
a) Finanzplanung 05-09
Bericht über die Finanzplanung 2005 bis 2009

Drs 15/4160

(auf Antrag aller Fraktionen)

b) Investitionsplanung 2005 bis 2009
Übersendungsschreiben SenFin

– II A – vom 16.8.05

c) Maßnahmegruppen des Haushaltsplanentwurfs

2006/2007
Schreiben SenFin - II B 11 - vom 23.8.05

d) Statusbericht
Bericht des Senats - Fin II B - vom 16.8.05

betr. Auflagenbeschluss Nr. 59 zum Hh 04/05

e) Verwaltung von Bundes- und EU-Mitteln
Mitteilung - zur Kenntnisnahme -

(Auflagenbeschluss Nr. 5)
	3100
3100 A
3100 B
3100 C
3173
3183
3186
3160
3234



Fortsetzung der 2.   L e s u n g     der Einzelpläne

	Einzelplan 05 – Inneres –
hierzu:

a) Haushalt 2006/07 EPl. 05

Stellungnahme InnSichO vom 20.9.05

(unveränderte Annahme EPl. 05/ohne 05 20)

Stellungnahme des Ausschusses VerfSch vgl. unter 05 20

Stellungnahme des Ausschusses VerwRefKIT vgl. unter IuK-Titel

b) Erdgasbetrieb für landeseigene Fahrzeuge

Bericht SenInn - III A 13
	3100 H
2926 A


Abg. Schruoffeneger (Grüne) bittet um eine Fortschreibung des Berichts vor der Sitzung am 28. Juni 2006, weil offenbar zunächst die Erfahrungen mit dem Erdgasbetrieb abgewartet werden müssten..

Vors. Wieland hält fest, dass der Bericht zugesagt und die rote Nr. 2926 A zur Kenntnis genommen sei.

	Kapitel 05 00 – Senatsverwaltung für Inneres – Politisch-Administrativer Bereich  und Service –
hierzu:

a) Umsatzsteuerpflicht des Landes Berlin

bei Vermarktung von Landesvermögen

Bericht SenFin – III A – vom 20.10.05
	3500



Abg. Schruoffeneger (Grüne) interpretiert die Vorlage so, dass es überhaupt keine Chance gebe, bei den Vermietungen von Hallen und Geländen – Max-Schmeling-Halle, Olympiagelände – aus der Steuerpflicht heraus zu kommen. Gleichwohl habe es zu diesem Thema einen jahrelangen Rechtsstreit gegeben. Was sei die Grundlage für die Einschätzung gewesen, es gebe eine Rechtskonstruktion, die eine Steuerpflicht nicht entstehen lasse? Gebe es bezüglich des Olympia-Geländes die Chance, eine Rechtsform zu finden, die keine Steuerpflicht auslöse?

StS Schulte (SenFin) weist darauf hin, dass dabei die Frage, was Gegenstand der Überlassung sei, eine entscheidende Rolle spiele. Die Kernfrage laute, ob es sich um eine typische vermögensverwaltende Nutzung handele oder ob darüber hinaus ein Servicepaket angeboten werde. Gerade bei Sportstätten sei diese Frage schwer zu beantworten, wobei es auch darauf ankomme, wie die entsprechenden Verträge im Einzelnen ausgestaltet seien. In den in Rede stehenden Fällen müsse zudem beachtet werden, dass der Pächter Velomax ein Interesse an der Vorsteuerabzugsberechtigung habe. Deshalb könne es keine generelle, abschließende Aussage geben, vielmehr müsse immer der konkrete Einzelfall betrachtet werden.

Vors. Wieland stellt fest, dass die rote Nr. 3500 zur Kenntnis genommen sei.

	b) Berichte zur Haushaltsberatung 2006/07 EPl. 05

Sammelbericht SenInn - ZS A / III A - vom 10.05

(Wegstreckenentschädigung bei Benutzung privater Kfz)
	3499
Seite 4




Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt, ob er es richtig verstehe, dass das Landesbeamtengesetz geändert werden müsse, um die flächendeckende pauschalierte Abrechnung zu ermöglichen. Wenn dem so sei, werde dies erfolgen und wenn ja, wann?

StS Freise (SenInn) bestätigt, dass es notwendig sei eine Ausführungsvorschrift zu erlassen, um wieder zu einer einheitlichen Regelung zu kommen. Um die Verbindlichkeit für alle herzustellen, müsse das Landesbeamtengesetz geändert werden. Daran werde derzeit gearbeitet.

Der Ausschuss nimmt die rote Nr. 3499 Seite 4 zur Kenntnis.

	c) VBL

Bericht SenInn – I D 23 – vom 17.10.05
	2901 B


Abg. Krüger (Linkspartei.PDS) interessiert insbesondere die Rücklage im Umfang von rund 6 Mrd €. Wie werde diese verzinst und wo würden die Zinsen im VBL-Etat abgebildet? Er schließe aus dem Bericht, dass die Beteiligten der VBL ihre Umlagen sowie Sanierungsbeiträge zahlten. Daraus würden die laufenden VBL-Renten gezahlt sowie eine Rücklage gebildet. Woraus erkläre sich, dass die Rücklage 6,6 Mrd € betragen müsse? Wenn es solch hohe Rücklagen gebe, weshalb müssten dann andererseits Sanierungsbeiträge gezahlt werden? Wer über eine Rücklage von 6 Mrd € verfüge, sei aus seiner Sicht kein Sanierungsfall.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) entnimmt dem Bericht, dass eine Umstellung auf ein Kapitaldeckungsverfahren deshalb nicht möglich sei, weil die Umstellungskosten zu hoch seien und man darauf hoffe – etwas verdeckt formuliert – dass sich dies einmal ändern und bessern könne. Aus seiner Sicht werde es jedoch von Jahr zu Jahr schwieriger, weil die aufgebauten Ansprüche weiter wüchsen und Rentenzeiten auf Grund der demographischen Entwicklung anwüchsen. Wenn man wirklich aus dem System aussteigen wolle, müsse dies möglichst bald geschehen. Offenbar gebe es zwei verschiedene Systeme der Rücklagenbildung. Zum einen gebe es die Sechs-Monats-Rücklage, die bei 6 Mrd € liege, darüber hinaus würden die Beitragssätze für fünf Jahre festgelegt, wobei in den ersten beiden Jahren mehr eingezahlt als ausgezahlt werde und sich dadurch auch eine Rücklage bilde. In den weiteren Jahren sei es dann umgekehrt, so dass es im Durchschnitt hinkomme. Dies bedeute aus seiner Sicht für das Jahr 2008 zum Zeitpunkt der Neuberechnung, dass es einen größeren Sprung bei den Beitragssätzen geben werde. Lägen Prognosen und Berechnungen darüber vor, wie sich die Beitragssätze im Jahr 2008 voraussichtlich entwickelten und was dies für das Land Berlin bedeute? Zu der Sechs-Monats-Rücklage weise er darauf hin, dass diese momentan zwar so durch die Satzung geregelt sei, Satzungen aber änderbar seien. Um in eine Kapitaldeckung einsteigen zu können, wäre es aus seiner Sicht sinnvoll eine analoge Regelung wie in der gesetzlichen Rentenversicherung vorzusehen und auf eine einmonatige Rücklage umzustellen. Die Summe von 6 Mrd € könnte dann für den Einstieg in das Kapitaldeckungsverfahren genutzt werden.

Auf die Frage seiner Fraktion nach den rechtlichen Bedingungen für einen Ausstieg einer eigenständigen Einrichtung aus der VBL, sei geantwortet worden, dass die Kündigung unterbleiben könne, wenn der Beteiligte einen anteiligen Gegenwert zahle. Was bedeute dies im Fall JAW? Weiter heiße es zum Themenkomplex Ausstieg, dass die VBL derzeit prüfe, ob Veränderungen bzw. Konkretisierungen im Hinblick auf die Wesentlichkeitsgrenze vorzunehmen seien. Dies bedeute offenbar, dass von der 10-%-Grenze auf eine niedrigere Prozentzahl heruntergegangen werden solle. Dies mache jedoch jede Form der Strukturänderung schwieriger. Wie sehe der Sachstand bei der Prüfung aus und wer entscheide letztlich? Weiter heiße es in der Vorlage, dass die 10-%-Klausel für rechtlich selbstständige Arbeitgeber gelte und eine Zusammenfassung des unmittelbaren mit dem mittelbaren Landesdienst nicht erfolge. Was bedeute diese Aussage für die Kita-Eigenbetriebe? In einer vorherigen Sitzung habe es dazu geheißen, Eigenbetriebe seien Teil der öffentlichen Verwaltung, weshalb an dieser Stelle keine Gefahren gesehen würden. Gleiches gelte für den Fall, wenn Eigenbetriebe aufgelöst und die Aufgaben an freie Träger übertragen würden. Auf welcher Rechtsgrundlage basiere die Aussage, dass Abfindungen lediglich bei Kleinstanwartschaften möglich seien? Was seien Kleinstanwartschaften?

Frau Abg. Meister (FDP) hat den Eindruck gewonnen, dass die Vorlage unterschiedlich interpretiert werde. Sie entnehme den Ausführungen, dass die VBL alles daran setzen werde, ihren Mitgliederbestand möglichst zu erhalten und den weiteren Ausstieg von Mitgliedern zu verhindern. Sie habe die Darlegungen zum Thema Rückstellungen so verstanden, dass diese dafür gebildet würden, um im jeweils definierten Deckungsabschnitt die Renten auszahlen zu können. Deshalb gebe es ihrer Ansicht nach de facto gar keine Rückstellungen, vielmehr müsse der Sanierungsbeitrag gezahlt werden, um die jetzigen Leistungen überhaupt erbringen zu können. Sie teile die Auffassung ihrer Vorredner, dass das jetzige VBL-System nicht erfolgversprechend sei. Es müsse davon ausgegangen werden, dass die Zahl der Beitragszahler in den nächsten Jahren eher ab- denn zunehmen werde. Deshalb befürchte sie für die kommenden Jahre einen massiven Kapitalbedarf. Was würde ein Komplettausstieg des Landes Berlin kosten?

Dr. Schmidt-Streckenbach (SenInn) bestätigt, dass Überlegungen angestellt würden, wie ein weiterer Mitgliederabbau durch bestimmte Regelungen gestoppt werden könne. Wie sich das System insgesamt entwickeln werde, könne das Land Berlin nicht einschätzen. Der laufende Deckungsabschnitt umfasse die Jahre 2002 bis 2007. Nach dem Versicherungsrecht sei durch einen vereidigten Aktuar zu bestätigen, welche Rücklagen erforderlich seien, um die laufenden Rentenverpflichtungen erfüllen zu können. Im Fall einer Unterdeckung gebe der Aktuar eine Rücklagenzuführung vor. Die Rücklage biete die Möglichkeit, die vom Aktuar festgestellten Notwendigkeiten der Finanzierung zu sichern. Er gehe davon aus, dass die Summe zinsträchtig angelegt sei. Wo sich die Zinserträge im VBL-Etat abbildeten, könne er derzeit nicht beantworten. Er werde sich darum kümmern und berichten. Der im Jahr 2001 endende Deckungsabschnitt habe mit einem Minus von 1,8 Mrd € abgeschlossen. Diese Summe müsse aus der Rücklage bedient werden.

Im Abrechnungsverband Ost sei erst im Jahr 1997 begonnen worden, die Zusatzversorgung für die Mitarbeiter des öffentlichen Dienstes aufzubauen. Rentenanwartschaften seien frühestens nach fünf Jahren entstanden, so dass die Möglichkeit bestanden habe, Kapital anzulegen, was bei 1 % der zusatzpflichtigen Entgelte geschehen sei, was wiederum jeweils zu 0,5 % von Arbeitnehmern und Arbeitgebern getragen werde, weitere 1 % trage der Arbeitgeber als Umlagesatz. Die Kapitaldeckung werde im Lauf der Zeit auf 4 % angehoben werden. Analoges sei im Abrechnungsverband West nicht möglich und sei durch die Tarifverhandlungen der Jahre 2001/2002 auch nicht vorgegeben worden. Den Versorgungseinrichtungen sei vielmehr die Möglichkeit eröffnet worden, eine solche kapitalgedeckte Lösung zu realisieren. Auf Grund der finanziellen Lage im Abrechungsverband West sei derzeit nicht zu überblicken, wann von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht werde. Für die nächste Zeit sei dies keine realistische Perspektive.

Eine konkrete Summe der Kosten eines Ausstiegs könne er nicht nennen. Nach überschlägigen Berechnungen werde sie über 5 Mrd € und vermutlich unter 10 Mrd € liegen. Eine Prognose über den nächsten Deckungsabschnitt ab dem Jahr 2008 liege noch nicht vor. Bezüglich des JAW greife die Austrocknungsklausel. Es gebe Überlegungen, ob die Formulierung „wenn ein wesentlicher Teil der Beschäftigten ausgegliedert wird“ verändert werden könne zu „wenn ein nicht unwesentlicher Teil ...“. Wie hoch dieser „nicht unwesentliche Teil“ definiert werden werde, sei noch unklar. Klar sei lediglich, dass alle Mitglieder der VBL gehalten werden sollten. Entscheiden werde über diese Frage der Verwaltungsrat.

Anstalten des öffentlichen Rechts würden für sich betrachtet, so wie es auch für das Land Berlin gelte. Eigenbetriebe im Bereich der Bezirksverwaltungen hingegen gingen in die Gesamtrechnung für das Land Berlin ein. Hinsichtlich der Möglichkeit, auf Ansprüche zu verzichten, sage das Tarifvertragsgesetz, dass man auf tarifvertragliche Ansprüche nicht verzichten könne, das Betriebsrentengesetz besage, dass man auf erworbene Rechte – durch Einzahlungen von sich selbst bzw. des Arbeitgebers – ebenfalls nicht verzichten könne, außer, es handele sich um Kleinstanwartschaften.

Herr Grunwald (SenInn) ergänzt, dass es sich laut VBL-Satzung bei Renten von monatlich weniger als 30 € um Kleinstanwartschaften handele, die abzufinden seien. Alles, was über dieser Summe liege, dürfe nicht abgefunden werden.

Abg. Krüger (Linkspartei.PDS) fasst die Lage wie folgt zusammen: Im Jahr 2002 hätten die Beteiligten der VBL rund 3,1 Mrd € aus Umlagen eingenommen. Im selben Jahr seien Rentenleistungen im Umfang von 3,4 Mrd € gezahlt worden. Die Lücke werde durch geeignete Maßnahmen geschlossen, konkret werde dafür die Rücklage genutzt. Weshalb müssten Sanierungsbeiträge gezahlt werden, wenn die VBL in der Lage sei, derartige Rücklagen zu bilden? Dies Frage müsse politisch beantwortet werden, rechtlich sei die Situation klar, es gebe eine entsprechende Verpflichtung. Der Sinn dieser Verpflichtung sei ihm auf Grund der Höhe der Rücklage unklar. Wenn man die Höhe der Rücklage den konkreten Auszahlungen in den Abrechnungsverbänden gegenüberstelle, erkenne er einen gewissen Widerspruch. Der Abrechnungsverband Ost habe in den Jahren 2002 und 2003 rund 14 Mio € für die Beschäftigten aus der VBL erhalten. Die Rücklage für den Abrechnungsverband Ost werde mit 892 Mio € angegeben. Diese Differenz sei aus seiner Sicht so groß, dass die Zahlung von Sanierungsbeiträgen immer weniger nachvollziehbar sei. Das Angebot, das Thema Zinsen zu recherchieren nehme er gern in Anspruch. Er bitte darum, dabei auch die Zahlungsströme zwischen der VBL und den öffentlichen Beteiligten – Bund, Länder, Sonstige – bezüglich der Rücklage in Form eines Diagramms darzustellen. Wann werde die Rücklage in die Zahlungsströme eingespeist? Der erbetene Bericht könne außerhalb der 2. Lesung erfolgen.

Vors. Wieland bittet um eine Aussage der Innenverwaltung, zu wann der erbetene Bericht geliefert werden könne.

Frau Abg. Meister (FDP) glaubt nicht, dass sich die Situation der VBL jemals verbessern werde. Was zahle das Land Berlin pro Jahr in die VBL?

Abg. Schruoffeneger (Grüne) möchte wissen, ob es für ein neues Mitglied der VBL möglich sei zu sagen, dass es mit einer bestimmten Einrichtung in die VBL gehe, weil es diese vom Land Berlin übernommen habe, die anderen Einrichtungen jedoch draußen bleiben könnten. Oder müsse auf Grund der VBL-Satzung oder von Gleichbehandlungsgrundsätzen nach dem Arbeitsrecht letztlich der Arbeitgeber mit allen Einrichtungen in die VBL eintreten? Bezüglich der Rücklage sei auf die Satzung verwiesen worden. Diese werde von den Mitgliedern der VBL verabschiedet und könne demnach auch geändert werden. Welche Notwendigkeit gebe es für die Rücklage in ihrem aktuellen Umfang? Gebe es dafür – außer der Satzung – einen rententechnischen Grund? Wenn ein Ausstieg aus der VBL tatsächlich rund 5 Mrd € koste, würde er zu einem sofortigen Ausstieg raten, weil diese Kosten niedriger seien als das, was das Land Berlin in den nächsten Jahren einzahlen müsse. Zudem wäre diese Summe nur dann fällig, wenn das System als solches weiter bestehe, die eigenen Beschäftigten herausgenommen würden und ihre Ansprüche aus der VBL weiterhin bis zum Lebensende gezahlt würden. Wenn jedoch über gesetzliche Regelungen nachgedacht werde, könnten diese auch so gestaltet werden, dass zwar die Rechtsansprüche jeder einzelnen Person über eine individuelle Vereinbarung gewahrt und der Rentenanspruch gezahlt werde, dies jedoch außerhalb des Rechtssystems VBL erfolge. Entschlösse man sich zu solch einer Lösung, müsse es eine Grenze geben. Für Personen, die bereits seit Jahrzehnten eingezahlt hätten und nur noch wenige Jahre berufstätig seien, mache ein Umsteigen keinen Sinn. Weshalb unternähmen Bund und Länder nicht gemeinsam einen Versuch, um zu einer rechtlichen Regelung zu gelangen, die einen Ausstieg aus dem System bei Wahrung der Ansprüche des Einzelnen ermögliche?

StS Freise (SenInn) tritt dem Eindruck entgegen, dass das Land Berlin riesige Summen in die VBL einzahle, ohne dafür einen Gegenwert zu erhalten. Das Land Berlin zahle pro Jahr rund 120 Mio € in die VBL ein und profitiere im Umfang von 210 Mio € von Auszahlungen aus der VBL. Er bitte darum zu beachten, dass Berlin in der gesamten Systematik einer der Hauptprofiteure sei. Die erbetene Darstellung der Zahlungsströme in Form eines Diagramms sei nicht möglich, weil das Land Berlin die Zahlungen der VBL an die anderen Beteiligten gar nicht darstellen könne.

Dr. Schmidt-Streckenbach (SenInn) legt dar, dass die erwähnte Rücklage im Abrechnungsverband Ost nicht ausreichend sei, um die in Zukunft zu zahlenden Renten auf kapitalgedeckte Rücklagen umzustellen. In den kommenden Jahren kämen auf die neuen Bundesländer Rentner in erheblichem Umfang zu. Deshalb gebe es derzeit Bestrebungen beispielsweise des sächsischen Finanzministeriums, die der Kapitaldeckung zugeführten Beträge zu erhöhen. Im Abrechnungsverband Ost gebe es kein Sanierungsgeld, es gebe lediglich 1 % Umlage und 1 % Kapitaldeckung.

Das Diagramm zum Thema Finanzströme sei so wie erbeten nicht zu erstellen, weil es rund 6 000 Beteiligte gebe. Womöglich ließen sich die Finanzströme nur für Bund, Länder und Gemeinden grob darstellen. Allerdings weise er darauf hin, dass die Darstellung dieser sensiblen Daten in anderen Bundesländern, die nicht in dem Maße von dem System profitierten wie Berlin, Begehrlichkeiten wecken könnten. Berlin profitiere von dem System, gerade auch im Hinblick auf die Altrentenfälle. Bei den Ausgliederungen der alten Eigenbetriebe seien die Altrentenfälle auf das Land Berlin gefallen, die Betriebe befänden sich deshalb in einer guten Position und seien hinsichtlich des Sanierungsgeldes besser gestellt als das Land Berlin.

Ob sich die Situation der VBL verbessern werde oder nicht, sei derzeit schwer einzuschätzen. Es gebe Tarifverträge, die die Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes verpflichteten, Zusatzversorgungsbeiträge zu zahlen. In vergangenen Jahrzehnten habe es auch im Abrechnungsverband West zum Teil Kapitaldeckung gegeben. Dies sei durch Entscheidungen des Bundes und der Länder konterkariert worden. Die Rücklage diene auch dazu, den Umlagesatz zu mindern.

Zum von Abg. Schruoffeneger favorisierten Ausstieg aus dem System weise er darauf hin, dass dem auch die Gewerkschaften zustimmen müssten. Er könne nicht einschätzen, wie sich diese diesbezüglich verhielten. Individualisieren ließen sich die Ansprüche nicht, weil dann die Zahlungen insgesamt höher sein müssten, da es keinen Ausgleich mehr zwischen den guten und den schlechten Risiken gebe.

Abg. Krüger (Linkspartei.PDS) verifiziert seinen Berichtswunsch. Er bitte um eine Darstellung, wann und wie die Rücklage in den Prozess der Einnahme der Umlagen und der Auszahlung der Renten integriert werde.

Vors. Wieland hält fest, dass der Bericht über die Zahlungsflüsse sowie die Verzinsung zum 31. Dezember 2005 vorgelegt werde. Die rote Nr. 2901 B sei zur Kenntnis genommen.

Er verweise auf die als Tischvorlagen verteilten Änderungsanträge. Dabei handele es sich um Änderungsanträge der Fraktion der Grünen – rote Nrn. 3544 und 3544 D –, Änderungsanträge der Fraktion der FDP – rote Nrn. 3544 A und 3544 C– sowie Änderungsanträge der Koalitionsfraktionen – rote Nrn. 3544 B sowie 3548.

Er schlage vor, der Bitte des Kollegen Eßer entsprechend die rote Nr. 3544 im Zusammenhang mit dem Thema IuK aufzurufen, zunächst die zurückgestellten Titel und anschließend die vorliegende Änderungsanträge zu behandeln.

Der Ausschuss beschließt entsprechend.

	Titel 526 01 – Gerichts- und ähnliche Kosten –
hierzu:
a) Berichte zur Haushaltsberatung 2006/2007 Epl. 05

Sammelbericht SenInn – ZS A/III A – vom 10.05

(Erläuterung Titel 526 01)
	3499
Seite 5


Der Ausschuss nimmt Seite 5 des Berichts ohne Aussprache zur Kenntnis.

	Titel 540 01 – Sächliche Ausgaben für die Verwaltungsreform –
	


Keine Wortmeldungen.

	Titel 540 53 – Veranstaltungen –
hierzu:
a) Berichte zur Haushaltsberatung 2006/07 EPl. 05

Sammelbericht SenInn - ZS A / III A - vom 10.05

(Finanzierung der IMK-Tagung in Berlin)
	3499
Seite 6


Abg. Schruoffeneger (Grüne) möchte wissen, was mit dem Rest der Rücklage geschehen solle und wie hoch sie derzeit noch sei. Darüber hinaus müssten die vorgeschlagenen Ansatzänderungen beschlossen werden.

StS Freise (SenInn) erläutert, dass es sich um die Rücklage zur Anschubfinanzierung für die Einrichtung von Bürgerämtern handele. Auf den Einwand von Abg. Schruoffeneger (Grüne), dass ihn dieser Teil der Rücklage nicht interessiere, sondern diejenige im Zusammenhang mit dem Bärensaal, erkläre er, dass diese Rücklage nicht mehr existiere.

Vors. Wieland stellt fest, dass Seite 6 der roten Nr. 3499 zur Kenntnis genommen sei.

	Titel 685 08 – Zuschuss an die Verwaltungsakademie –
	


Keine Wortmeldungen.

	Titel 685 69 – Sonstige Zuschüsse für konsumtive Zwecke im Inland –

hierzu:
a) Berichte zur Haushaltsberatung 2006/07 EPl. 05

Sammelbericht SenInn - ZS A / III A - vom 10.05

(Stiftungsvermögen "Hilfe für Opfer der NS-Willkürherrschaft")
	3499
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Der Ausschuss nimmt Seite 7 des Berichts rote Nr. 3499 ohne Aussprache zur Kenntnis.

Vors. Wieland weist darauf hin, dass nunmehr die Änderungsanträge behandelt würden.

Der Ausschuss beschließt ohne Aussprache die Ansätze in Titel 359 03 – Entnahme aus der allgemeinen Rücklage – um jeweils 75 T€ im Jahr 2006 und 2007 zu erhöhen.

Abg. Krüger (Linkspartei.PDS) beantragt, bei Titel 812 60 – Bundesweite Einführung von Digitalfunk – im Jahr 2006 eine qualifizierte Sperre für 10,602 Mio € zu verhängen, sowie im Jahr 2007 den Ansatz komplett zu sperren.

Abg. Eßer (Grüne) verweist auf den Änderungsantrag seiner Fraktion, die nicht nur die Verhängung von Sperren beantrage, sondern auf Grund der Verzögerung der Einführung des Digitalfunks, die Raten entsprechend verändern wolle. Er beantrage deshalb, den Ansatz für das Jahr 2006 um 8,602 Mio € abzusenken, sowie den des Jahres 2007 um 4,916 Mio € heraufzusetzen. Für die Jahre 2008 und 2009 sollten Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von jeweils 5 Mio € vorgesehen werden. Er könne nicht nachvollziehen, weshalb die Ansätze lediglich mit Sperren versehen werden sollten. Er gehe zwar davon aus, dass das Projekt insgesamt so wie vorgesehen umgesetzt werde, allerdings mit einer zeitlichen Verzögerung von mehr als einem Jahr.

Frau Abg. Meister (FDP) hält es für schwierig, den Sachverhalt zu beurteilen. Wenn im Jahr 2006 überhaupt keine Summen benötigt würden, sehe sie keine Notwendigkeit, für diesen Zweck Geld in den Haushalt einzustellen. Welche Landesmittel würden in den Jahren 2006 und 2007 konkret benötigt? Werde es auf Grund der Verzögerungen zu Zusatzkosten kommen? In Hamburg beispielsweise werde überlegt während der Fußball Weltmeisterschaft Digitalfunk anzumieten.

Frau Abg. Flesch (SPD) ist nicht davon überzeugt, dass sich die Einführung des Digitalfunks maßgeblich verzögern werde. Der Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen sei das Ergebnis zahlreicher Ausschussdebatten. Die Koalitionsfraktionen wollten im kommenden Frühjahr gefragt werden, ob das Geld freigegeben werde. Zu diesem Zeitpunkt sei absehbar, welche Mittel benötigt würden; momentan könne dies gar nicht beurteilt werden.

Abg. Wambach (CDU) schließt sich dieser Argumentation und dem Verfahrensvorschlag an.

StS Freise (SenInn) trägt vor, dass derzeit eine Ausschreibung laufe. Momentan fielen Projektkosten an, weil es eine bundes- sowie eine landesweite Projektgruppe gebe. Er gehe davon aus, dass die für das Jahr 2006 veranschlagten Mittel auch verausgabt würden, weil alles darauf hindeute, dass der Zuschlag für das Projekt Mitte 2006 erfolge. Keinesfalls dürfe Berlin sich von der bundesweiten Einführung abkoppeln, weil nur so die Kosten gesenkt würden könnten.

Abg. Eßer (Grüne) vertritt die Auffassung, dass die im Jahr 2006 veranschlagten 15,6 Mio € den Höhepunkt der gesamten Investitionstätigkeit darstellten. Die Raten in den Jahren davor und danach seien jeweils niedriger. Wenn das Projekt Mitte nächsten Jahres starte, benötige man dafür aus seiner Sicht noch nicht einmal die Hälfte dieser Rate. Deshalb wolle seine Fraktion eine Rate in Höhe von 7 Mio € einstellen und glaube, dass der Titel damit mehr als auskömmlich ausgestattet sei.

Frau Abg. Meister (FDP) möchte wissen, was mit den nicht gesperrten 5 Mio € geschehen solle. Reiche der für das Jahr 2007 vorgesehene Ansatz in Höhe von rund 4 Mio € aus?

StS Freise (SenInn) betont, dass es sich um ein laufendes Projekt handele. Es laufe derzeit eine Ausschreibung, parallel dazu werde die sofortige Umsetzung vorbereitet. Projektgruppen untersuchten – auch mit externer Unterstützung – Antennenstandorte auf Eignung und Wirtschaftlichkeit. Diese Projektkosten sowie der entsprechende Anteil an den bundesweiten Projekten dürften deshalb nicht gesperrt werden. Die gesperrten Mittel würden für den Bau der Systemtechnik sowie die Anschaffung von Endgeräten benötigt.

Abg. Eßer (Grüne) geht davon aus, dass es innerhalb der Koalitionsfraktionen eine interne Diskussion über das Projekt an sich gegeben habe.

Der Ausschuss lehnt den Antrag der Fraktion der Grünen ab. Er beschließt einstimmig im Jahr 2006 eine Sperre in Höhe von 10,602 Mio € zu verhängen sowie im Jahr 2007 den Ansatz komplett zu sperren.

Vors. Wieland stellt fest, dass der Änderungsantrag der Fraktion der FDP in Titel 231 03 – Ersatz von Personalausgaben durch den Bund bei Abordnungen und Versetzungen – den Ansatz im Jahr 2006 um 65 T€ sowie im Jahr 2007 um 54 T€ zu erhöhen ohne Aussprache abgelehnt werde.

Der Ausschuss lehnt ohne Aussprache den Änderungsantrag der Fraktion der FDP ab, in Titel 526 01 – Gerichts- und ähnliche Kosten – den Ansatz 2006 um 10 T€ sowie im Jahr 2007 um 7 400 € zu reduzieren. Er lehnt es ebenfalls ohne Aussprache ab, auf Antrag der Fraktion der FDP bei Titel 540 01 – Sächliche Ausgaben für die Verwaltungsreform – im Jahr 2006 den Ansatz um 75 T€ sowie um 20 T€ im Jahr 2007 zu reduzieren.

Frau Abg. Flesch (SPD) bittet darum, den Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen – rote Nr. 3544 B – komplett abzustimmen und nicht nur die Teile, die sich auf das Kapitel 05 00 bezögen.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) kritisiert das geplante Vorgehen. Von der Substanz her handele es sich um den Versuch, eine Nachschiebeliste zu vermeiden. Er hoffe für die Zukunft, dass es eine Verständigung darüber gebe, dass Ausgleichsvorschläge aus roten Nummern vom Ausschuss übernommen würden, ohne dass es dafür gesonderter Änderungsanträge bedürfe. Der Änderungsantrag der Koalition sei in der vorgesehenen Form nicht abstimmungsfähig, weil seine Fraktion zum Thema Feuerwehr einen eigenen Änderungsantrag formuliert habe, wobei jedoch die Summe und der Verwendungszweck andere seien als bei der Koalition. Seine Fraktion sehe eine einzelplanübergreifende Verwendung vor. Wie solle damit umgegangen werden? In der Vergangenheit seien solche Anträge zur Schlussrunde zurückgestellt worden.

Vors. Wieland kann keine Zustimmung seitens der Koalitionsfraktionen zu diesem Vorschlag erkennen.

Abg. Eßer (Grüne) sieht das eigentliche Problem darin, dass Kapitel 05 65 – Berliner Feuerwehr – Service – noch gar nicht aufgerufen sei. Seine Fraktion schlage deshalb vor, Titel 111 52 – Gebühren nach verschiedenen landesrechtlichen Vorschriften – bis zur Schlussrunde zurückzustellen, damit eine Verständigung darüber herbeigeführt werden könne, in welchem Umfang der Ansatz erhöht werden könne. Seine Fraktion vertrete die Ansicht, dass der Ansatz um 9 Mio € erhöht werden könne. Das derzeitige Ist betrage 81 Mio €, das Anordnungssoll liege bei 70 Mio €.

Vors. Wieland erklärt, dass er die Änderungsanträge der Fraktion der FDP sowie der Fraktion der Grünen, die sich auf Kapitel 05 65 Titel 111 52 bezögen ebenfalls hier abstimmen lasse.

Abg. Eßer (Grüne) möchte angesichts des Anordnungssolls von 81,7 Mio € per 30. September 2005 wissen, weshalb es nicht möglich sein solle, den Ansatz auf 70 Mio € zu erhöhen.

StS Freise (SenInn) warnt davor, auf das Anordnungssoll zu blicken. Wichtiger seien die Ist-Einnahmen und deren voraussichtliche Entwicklung. Es werde jeweils quartalsweise abgerechnet. Unter das Anrechnungssoll fielen geleistete Maßnahmen, die innerhalb eines Vierteljahres abgerechnet würden. Somit könnten bestimmte Einnahmen erst im nächsten Jahr erzielt werden. Darüber hinaus gebe es ein Risiko wegen eines laufenden Klageverfahrens. Die Rechnungen der Krankenkassen stünden deshalb alle unter Vorbehalt.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) erklärt, dass die Steigerungsraten der vergangenen Jahre deshalb auch nicht einfach fortgeschrieben werden sollten. Wenn jedoch am 30. September 2005 ein Anordnungssoll von 81 Mio € vorhanden sei, müsste dieses grob gerechnet am 31. Dezember 2005 bei rund 100 Mio € liegen. Davon müssten die möglichen Ausfälle abgezogen werden, wie beispielsweise das erwähnte Risiko auf Grund des Klageverfahrens. Hinzu träten verspätet gestellte Rechnungen sowie die Insolvenz von Schuldnern. Unerheblich sei aus seiner Sicht der Verweis auf verspätet eingehende Zahlungen, denn dieses Risiko habe im Jahr 2004 ebenfalls gegolten. Wenn nunmehr behauptet werde, dass bei einem Anrechnungssoll von rund 100 Mio € mit einem Ausfall von mehr als 30 % gerechnet werden müsse, seien die Behauptungen richtig, dass die Feuerwehr ein Problem mit der Rechnungsstellung sowie dem Controlling habe.

StS Freise (SenInn) erklärt, dass rund ein Drittel der Rechnungen an zahlungsunfähige Personen gingen und die Rechnungen deshalb niedergeschlagen werden müssten. Hinzu träten die bereits dargestellten Sachverhalte.

Der Ausschuss lehnt es  auf Antrag der Fraktion der FDP ab, in Kapitel 05 65 Titel 111 52 – Gebühren nach verschiedenen landesrechtlichen Vorschriften – den Ansatz im Jahr 2006 um 9 Mio € und im Jahr 2007 um 13,5 Mio € zu erhöhen. Er lehnt es ebenfalls den Änderungsantrag der Fraktion der Grünen ab, Titel 111 52 im Jahr 2006 um 9 Mio € und im Jahr 2007 um 8,5 Mio € zu erhöhen. Er beschließt statt dessen auf Antrag der Koalitionsfraktionen, in Kapitel 05 53 – Der Polizeipräsident in Berlin – Zentraler Service – den Ansatz 2006 bei Titel 518 01 – Mieten für Grundstücke, Gebäude und Räume – um 3,8 Mio € zu erhöhen und als Gegenfinanzierung in Kapitel 05 65 im Jahr 2006 den Ansatz in Titel 111 52 um 4,5 Mio € sowie im Jahr 2007 um 4 Mio € zu erhöhen. Er beschließt weiterhin, in Kapitel 05 00 Titel 685 08 – Zuschuss an die Verwaltungsakademie –  den Ansatz 2007 um 200 T€ zu erhöhen.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) hält es für problematisch, Mittel aus der Rücklage für den Aufbau von Bürgerämtern zur Finanzierung der Innenministerkonferenz im Jahr 2007 vorzusehen und deshalb in Kapitel 05 00 Titel 540 53 – Veranstaltungen – um 70 T€ zu erhöhen. Politisch halte er die Verwendung der Mittel für bürgernähere Zwecke für sinnvoller.

Der Ausschuss beschließt, den Ansatz 2007 bei Titel 540 53 um 70 T€ zu erhöhen.

[Unterbrechung der Sitzung von 12.16 bis 12.52 Uhr]

	Kapitel 05 20 – Senatsverwaltung für Inneres – Verfassungsschutz –
hierzu:
a) Haushalt 2006/07 Kap.05 20

Stellungnahme VerfSch. vom 22.9.05

b) Berichte zur Haushaltsberatung 2006/07 EPl. 05

Sammelbericht SenInn - ZS A / III A - vom 10.05

(Ausgleichsvorschläge zu 3100 J)
	3100 J
3499
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Der Ausschuss nimmt die rote Nr. 3100 J ohne Aussprache zustimmend zur Kenntnis.

Daraus ergeben sich folgende Ansatzänderungen:
Kapitel 05 20 – Senatsverwaltung für Inneres – Verfassungsschutz –
Titel 531 01 – Veröffentlichungen und Dokumentationen im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit – 
Der Ansatz des Titels 531 01 wird im Jahr 2006 um 15.000 € und im Jahr 2007 um 20.000 € erhöht.
Titel 540 06 – Besondere Aufgaben – 
Der Ansatz des Titels 540 06 wird in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils  100.000 € erhöht.
Titel 540 53 – Veranstaltungen – 
Der Ansatz des Titels 540 53 wird im Jahr 2006 um 500 € und im Jahr 2007 um 2.000 € erhöht.
Auf Anregung von Frau Abg. Flesch (SPD) nimmt der Ausschuss den Sammelbericht rote Nr. 3499 Seite 13 zustimmend zur Kenntnis.

Daraus ergeben sich folgende Ansatzänderungen:
Kapitel 05 36 – Der Polizeipräsident in Berlin – Direktion 4 –
Titel 119 03 – Schadenersatzleistungen, Vertragsstrafen –  
Der Ansatz des Titels 119 03 wird im Jahr 2006 um 53.500 € und im Jahr 2007 um 60.000 € erhöht.
Kapitel 05 38 – Der Polizeipräsident in Berlin – Direktion 6 –
Titel 112 01 – Geldstrafen, Geldbußen, Verwarnungs- und Zwangsgelder – 
Der Ansatz des Titels 119 03 wird in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 62.000 € erhöht.

	Kapitel 05 26 – Standesamt I –
	


Abg. Schruoffeneger (Grüne) macht darauf aufmerksam, dass der Änderungsantrag seiner Fraktion zu Titel 812 79 – Geräte, technische Einrichtungen, Ausstattungen – nicht im Zusammenhang mit den IuK-Titeln zu behandeln sei, weil es in diesem Fall um Regallager gehe. Es sei zuvor behauptet worden, es sei wirtschaftlicher eine Neuanschaffung zu tätigen anstatt immer wieder zu reparieren. Dem sei nicht so, weil die Reparaturkosten wesentlich niedriger seien als die Neuanschaffung. Gleichwohl könne man nach über 30 Jahren über eine Neuanschaffung nachdenken. Deshalb beantrage seine Fraktion, nicht alle Regallager auf einmal, sondern dies über vier Jahre – 2006 bis 2009  – zu strecken und pro Jahr zwei Regallager anzuschaffen. Deshalb solle der Ansatz im Jahr 2006 um 87 T€ erhöht und im Jahr 2007 um 263 T€ gemindert werden.

StS Freise (SenInn) vertritt die Auffassung, dass durch diesen Vorschlag die gesamte Maßnahme unwirtschaftlich würde, weil so wesentlich mehr organisatorischer Aufwand und mehrfach der Einsatz von Handwerkern notwendig werde.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) verweist auf die rote Nr. 3499 Seite 14, wo es heiße, es handele sich um acht einzelne Maßnahmen mit einem Volumen von 43,75 T€. Wäre es eine Maßnahme, müsste es eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung geben, weil das Volumen über 250 T€ liege. Diese Untersuchung solle offenbar umgangen werden. In der 1. Lesung habe der Staatssekretär dargestellt, dass es sich mittelfristig um eine Bundesaufgabe handeln werde. Er vermute, dass dies in den kommenden beiden Jahren geklärt werde. Weshalb solle dann jetzt noch diese Investition getätigt werden?

StS Freise (SenInn) macht darauf aufmerksam, dass sich der Senat bereits seit Jahren darum bemühe, die Aufgabe an den Bund abzugeben. Allerdings habe der Bund diesbezüglich kein Interesse gezeigt. Er glaube deshalb nicht, dass sich daran in absehbarer Zeit etwas ändern werde.

Der Ausschuss lehnt den Antrag der Fraktion der Grünen ab, den Ansatz in Titel 812 79 im Jahr 2006 um 87 T€ zu erhöhen und im Jahr 2007 um 263 T€ abzusenken.

	
	Kapitel 05 31 – Der Polizeipräsident in Berlin – Behördenleitung und Stab –


	
	hierzu:

	a)
	Stellenausstattung Berliner und Hamburger Polizei

Bericht SenInn - III A 1 - vom 29.7.05

(in der 98. Sitzung auf CDU- und Grüne-Antrag hierher zurückgestellt)
	2222 D


	
	hierzu liegt vor:

	
	Stellenausstattung Berliner und Hamburger Polizei

hier: Hamburger Stellenplan EPl. 8.1

(in der 98. Sitzung auf CDU- und Grüne-Antrag hierher zurückgestellt)
	2222 E


	
	sowie:

	
	Benchmarking; Ausstattungsvergleich Berlin-Hamburg

Vertraulicher Abschlussbericht 9.04
	2222 F


	b)
	Berichte zur Haushaltsberatung 2006/07 EPl. 05

Sammelbericht SenInn - ZS A / III A - vom 10.05
	3499
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Abg. Schruoffeneger (Grüne) erklärt, die angefallenen Überstunden bei der Berliner Polizei ließen sich auf rd. 800 000 Std. plus/minus 20 000 Std., d. h. 700 Stellen, addieren. Dieser Sockel sei in den vergangenen drei Jahren nicht erkennbar kleiner geworden. Er schlage vor, ca. 10 bis 15 Auszubildende ca. zwei Jahre früher zu übernehmen und gezielt für den Abbau des Überstundensockels einzusetzen.

In der Vorlage rote Nr. 2222 D werde mitgeteilt, dass gegenüber Hamburg die rechnerische Mehrausstattung nach dem Einwohnerverhältnis von 1,96 166 Stellen betrage. Der Anwendungstarifvertrag sei bei dieser Berechnung noch nicht berücksichtigt worden. Das bedeutete, eigentlich müsste das gesamte Personalvolumen der Polizei um 12 % gekürzt werden. Dann entstünde jedoch ein Defizit. Sei diese Rechnung korrekt?
Den im Unterausschuss Stellenplan bereits erteilten Berichtsauftrag vom Vortag zum Wachpersonal wollten die Grünen um die Bitte ergänzen – vgl. rote Nr. 3544 D, S. 3 –, das Verhältnis der ca. 1300 Stellen im Objektschutz zur Verwaltung dieses Bereichs darzustellen. In welcher Struktur seien die ca. 20 Stellen angesiedelt, die im Bereich Königstr. 2a säßen. Sei das eine eigene Direktion, oder wie seien sie eingebunden? Wo sei die Funktion der Streifen- und Objektführer im Landesbeamtengesetz abgesichert, welche Auswirkungen außer dem Streifen auf der Jacke habe diese Funktionsbezeichnung?

Die Ausbildung bzw. Weiterbildung im Wachschutz sei vor ca. einem Jahr neu organisiert worden. Sie scheine jetzt wesentlich teurer zu sein. Wodurch unterscheide sich die jetzige Ausbildung qualitativ von der bisherigen Form und welche finanziellen und personellen Unterschiede gebe es? Wie viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter würden zur Zeit im Innendienst und als Ersatz für Verwaltungsangestellte beschäftigt? – 
Frau Abg. Flesch (SPD) schlägt vor, dass StS Freise die Fragen der Grünen weitgehend mündlich beantworten solle.

Frau Abg. Meister (FDP) bemerkt, sie habe verstanden, dass es sich bei dem erwähnten Block von 700 000 Std. um die bei der Berliner Polizei aufgelaufenen „normalen“ Überstunden handele, die sich durch saisonale Schwankungen ansammelten und auch wieder abgebaut würden. Somit müsse der Einstellungskorridor für Auszubildende nicht erhöht werden. Es solle aber darauf geachtet werden, ob mit diesen Überstunden pro Person ein Zeitkontingent angespart werde, das Auswirkungen auf die Lebensarbeitszeitkonten zeige.

Abg. Krüger (Linkspartei.PDS) macht darauf aufmerksam, dass nicht nur bei der Polizei – bei der sogar die meisten Neueinstellungen vorgenommen worden seien –, sondern auch in anderen Behörden Einstellungskorridore geschaffen werden müssten. Er schlage ein Aufgreifen der Debatte vor, sobald Berlin seine Ansprüche in Karlsruhe geklärt habe.

Bei 500 000 Überstunden bezogen auf 16 000 Polizeibeamte fielen für jeden Beamten durchschnittlich 31,5 Überstunden/Jahr an. Diese Zahl bereite kein Problem, das sofort geklärt werden müsse.

Abg. Eßer (Grüne) sieht hinsichtlich der Stellenausstattung bei der Berliner Polizei Widersprüche zwischen den Ansätzen von SenFin und SenInn. Während SenFin korrekterweise vorschlage, den Personalstand ins Verhältnis zu der Einwohnerzahl zu setzen, begründe SenInn mit der gegenüber Hamburg höheren Stellenzahl im Vollzugsdienst die um 25 % höhere Anzahl der aufgeklärten Straftaten. SenInn suggeriere mit ihrer Argumentation, dass mit einer sich an der Einwohnerzahl orientierenden Polizeidichte nach Hamburger Vorbild die Aufklärungsquote sänke. Selbst wenn die Herstellung eines Zusammenhangs zwischen höherer Stellenzahl und höherer Aufklärungsquote berechtigt sein sollte, sei zu bedenken, dass die Bundesländer mit einer schlechteren Aufklärungsquote Berlin die höhere Stellenzahl bezahlten.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) konstatiert, der Sockel der Überstunden baue sich nicht um Null herum auf und ab wie eine Welle, sondern mit minimalen Schwankungen zwischen Herbst und Frühling sei sein Niveau seit vier Jahren beständig hoch. Wenn er auch kein Skandal sei, müsse doch eine Lösung gesucht werden, um den Sockel langfristig zu senken.

StS Freise (SenInn) nimmt Stellung, nachdem lange Jahre über unterschiedliche Ansätze für die Stellenausstattung bei der Berliner Polizei diskutiert worden sei, hätten SenFin und SenInn sich – u. a. wegen der anhängigen Verfassungsklage und weil die Länder interessiert daran seien, keine Überausstattung zu bezahlen – auf ein Benchmarking mit Hamburg verständigt. Das extern begleitete Benchmarking habe auf der Grundlage der aktuellen Haushaltspläne stattgefunden. Die Expertise basiere auf einem Vergleich zwischen den Einwohnerzahlen der beiden Metropolen, wobei individuelle Besonderheiten – bspw. der Hamburger Hafen, die Hauptstadtfunktion Berlins – besonders bewertet worden seien. Auf der Grundlage dieses Benchmarkings habe der Senat einvernehmlich eine Zielzahl im Polizeivollzugsdienst von 16 160 Vollzugsbeamten für gerechtfertigt gehalten. Bei den vollzugsnahen Angestellten sei noch eine Überausstattung zu verzeichnen. Ursprünglich habe die Anzahl 435 betragen. Im Senat habe zur Entscheidung angestanden, ob es mit der inneren Sicherheit vereinbar sei, die Anzahl sukzessive auf das Niveau von Hamburg zu reduzieren. Im Polizeiverwaltungsdienst habe die Berliner Polizei sich im Laufe der Jahre effizienter aufgestellt als Hamburg.

Zu den angelaufenen Überstunden bei den Vollzugsbeamten: Das Rechnungsergebnis von Abg. Krüger könne er bestätigen. Es habe sich kein dramatischer Überstundenberg angehäuft, der ständig ansteige und irgendwann einmal finanziert werden müsse. Nicht alle Polizisten machten Überstunden. Es hätten sich ca. 40 Überstunden pro Polizeibeamter angesammelt und bauten sich auch immer wieder ab. Der Überstundensockel der Vollzugsbeamten habe sich nicht etwa mit der Stellenverkürzung verändert, sondern wir haben einen Sockel, der so zu begründen sei, dass es in dem Stellenplan eine Sollstellenausstattung und ein Sollstundenkontingent und unterjährig Stellenvakanzen und Teilstellenvakanzen gebe, so dass nicht alle im Stellenplan abgebildeten Stellen zur Verfügung stünden. Insofern werde dieses unterjährig je nach Einsatzlagen jeweils angesammelt oder ausgeglichen. Bisher sei man nicht in der Situation, dass man mit den für diesen Stellenhaushalt veranschlagten Mitteln jetzt oder in der Zukunft nicht auskömmlich sei, um dieses Thema mit abzudecken. Da werde ein falsches Bilde gezeigt.

Anders zeige sich das Bild bei den vollzugsnahen Angestellten. Schon in diesem Haushaltsjahr habe eine sukzessive Reduzierung der Stellenüberausstattung gegenüber Hamburg stattgefunden. Da es sich hier 
– bspw. hinsichtlich der Objektschutzmaßnahmen – um einen im Hinblick auf die innere Sicherheit heiklen Bereich handele, sei keine „Vollbremsung auf Null“ möglich. Die Polizei sei dabei, eine aufgabenkritische Betrachtung vorzunehmen, um – z. B. durch veränderten Personaleinsatz, Schichtmodelle oder den Ersatz von Menschen durch Technik – Aufgaben reduzieren zu können. Wenn die Angestellten, die momentan noch ihre Überstunden auf einem Lebensarbeitszeitkonto ansammelten, ausschieden, würden auch die Aufgaben reduziert sein. Allerdings habe der Senat noch nicht entschieden, innerhalb welchen Zeitraums die Aufgaben der vollzugsnahen Angestellten heruntergefahren werden könnten.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) schlägt vor, um bezüglich der aufgelaufenen Zeitguthaben Transparenz zu schaffen, solle dem Hauptausschuss jährlich eine Übersicht über zum Jahresende aufgelaufene Zeitguthaben zugeleitet werden. Die noch offenen Fragen der Grünen sollten in dem für Februar 2006 zum Wachschutz zugesagten Bericht mitbeantwortet werden.

Vors. Wieland stellt klar, der Hauptausschuss erwarte den beantragten Bericht bis Ende Februar 2006.

Die Vorlagen rote Nrn. 2222 D, E und F sowie 3499 betr. S. 15 werden zur Kenntnis genommen.


Titel 231 03 – Ersatz von Personalausgaben durch den Bund bei Abordnungen und Versetzungen –
(FDP)
Der Ausschuss beschließt ohne Aussprache, den Antrag der FDP – siehe rote Nr. 3544 A, S. 2 –, den Ansatz des Titels 231 03 – Ersatz von Personalausgaben durch den Bund bei Abordnungen und Versetzungen – in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 300.000 € zu erhöhen, abzulehnen.


Titel 514 02 – Treibstoffe und Öle für Fahrzeuge –
(CDU)


Titel 514 03 – Ausgaben für die Haltung von Fahrzeugen –
(CDU)

	
	hierzu:
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Ohne Aussprache wird der Sammelbericht rote Nr. 3499 betr. S. 16/17 zur Kenntnis genommen.

Ein SPD-/Linkspartei.PDS-Antrag hinsichtlich Titel 514 03 – vgl. rote Nr. 3544 B, S. 5/6 (Nr. 2) – wird 
– ebenfalls ohne Aussprache – angenommen – siehe Beschlussprotokoll!

Titel 514 20 – Beköstigung –
(FDP)

Keine Wortmeldung.


Titel 526 01 – Gerichts- und ähnliche Kosten –
(Grüne)

	
	hierzu:
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Ohne Aussprache wird der Sammelbericht rote Nr. 3499 betr. S. 18-20 zur Kenntnis genommen.


Titel 631 02 – Ersatz von Personalausgaben an den Bund bei Abordnungen und Versetzungen –
 (CDU und FDP)


Titel 632 02 – Ersatz von Personalausgaben an Länder bei Abordnungen und Versetzungen –
(CDU und FDP)

Keine Wortmeldung.

	
	Kapitel 05 33 – Der Polizeipräsident in Berlin – Direktion 1 –



Titel 511 40 – Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände – 
(Grüne)
Titel 514 03 – Ausgaben für die Haltung von Fahrzeugen – (Grüne) 

Titel 514 29 – Verbrauchsmittel für Bewaffnung und Einsatzgerät – 
(Grüne)
Titel 525 08 – Lehrmittel, Unterrichtsmaterial – 
(Grüne)
Titel 526 10 – Gutachten – 
(Grüne)
Titel 527 03 – Dienstreisen – 
(Grüne)
Titel 531 11 – Ausschreibungen, Bekanntmachungen – 
(Grüne)
Titel 540 10 – Dienstleistungen – 
(Grüne)
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Ohne Aussprache wird der Sammelbericht rote Nr. 3499 betr. S. 24 zur Kenntnis genommen.

	
	Kapitel 05 35 – Der Polizeipräsident in Berlin – Direktion 3 –



Titel 511 01 – Geschäftsbedarf –
(FDP)


Titel 511 11 – Geschäftsbedarf für die IuK-Technik –
(FDP)

Keine Wortmeldung.


Titel 518 01 – Mieten für Grundstücke, Gebäude und Räume –
(Grüne)
Titel 519 00 – Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen –
(Grüne)

	
	hierzu:
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Abg. Schruoffeneger (Grüne) hält es hinsichtlich Titel 518 20 – Mietausgaben für die Nettokaltmiete aufgrund vertraglicher Verpflichtungen aus dem Facility-Management – für systemwidrig, dass die BIM die Kosten der Schönheitsreparaturen auf die Polizei abwälzen könne. Er bitte um Erläuterung.

StS Freise (SenInn) erklärt, es handele sich hier um ein extern gemietetes Gebäude. Ursprünglich habe es einen Mietvertrag in einem Gesamtvolumen gegeben, wie es später auch bei der BIM wieder ausgewiesen worden sei. In diesem Gesamtvolumen seien die Nutzung des Gebäudes und Schönheitsreparaturen enthalten gewesen. Im Rahmen der Bemühungen des Facility-Managements, die Kosten zu senken und vermeidbare Kosten zu vermeiden, sei mit dem Vermieter ein neuer Vertrag ausgehandelt worden. Der Mietvertrag mit dem Externen decke die Raummiete ab, während die Polizei mieterseitig die Schönheitsreparaturen übernommen habe. 2007 werde das Vertragsverhältnis in die BIM überführt. Wenn die BIM ab 2007 der Vermieter sei, werde der alte Zustand wieder hergestellt werden, d. h. das Land Berlin werde von der BIM den Raum plus Schönheitsreparaturen beanspruchen. Auf diese Weise spare das Land Berlin für ein Jahr die Schönheitsreparaturen.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) hält die Konstruktion für gewagt. Der Ansatz für die Schönheitsreparaturen sei auch überdimensioniert.

Der Antrag der Grünen aus der roten Nr. 3544 D, im Kapitel 05 35 den Ansatz des Titels 518 20 im Jahr 2007 um 86.000 € zu mindern, wird abgelehnt.

Der Sammelbericht rote Nr. 3499 betr. S. 25 wird zur Kenntnis genommen.

	
	Kapitel 05 36 – Der Polizeipräsident in Berlin – Direktion 4 –



Titel 119 03 – Schadenersatzleistungen, Vertragsstrafen –
(SPD)

Der Ausschuss lehnt den FDP-Antrag aus der roten Nr. 3544 A ab, den Ansatz des Titels 119 03 in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 31.800 € zu erhöhen.

	
	Kapitel 05 38 – Der Polizeipräsident in Berlin – Direktion 6 –
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Abg. Schruoffeneger (Grüne) bittet um Darstellung der Perspektive des Gebäudes Schönhauser Alle 22, das in der roten Nr. 3499 als komplett leer stehend angegeben werde.

Herr Kindler (Polizei) antwortet, das Gebäude habe seinerzeit geräumt werden müssen, weil die Jewish Claims Conference Rechtsansprüche geltend gemacht habe. Der Abschnitt sei in die Eberswalder Straße in ein ehemaliges Postgebäude verlagert worden. Die Ansprüche der Jewish Claims Conference seien noch nicht abschließend geklärt.

Vors. Wieland fragt, ob das Gebäude in diesem Fall nicht bspw. in den Liegenschaftsfonds überführt werden müsste.

StS Freise (SenInn) erwidert, die BIM werde die Immobilien des Landes Berlin, auch die polizeieigenen Gebäude, ab dem Jahr 2007 insgesamt übernehmen.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) erkundigt sich, seit wann das Gebäude leer stehe.

Herr Kindler (Polizei) meint, er könne keinen genauen Termin nennen. Das Gebäude müsste aber schon seit mehreren Jahren leer stehen.

Frau Abg. Spranger (SPD) bittet um Darstellung, wann das Gebäude Schönhauser Allee 22 an den Liegenschaftsfonds abgegeben werden solle.

StS Freise (SenInn) sagt den Bericht zu.

Der Ausschuss nimmt das Schreiben rote Nr. 3499 betr. S. 26 f. zur Kenntnis.


Titel 112 01 – Geldstrafen, Geldbußen, Verwarnungs- und Zwangsgelder –
(SPD)

Ein FDP-Antrag aus der roten Nr. 3544 A, den Ansatz des Titels 112 01 in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 52.000 € zu erhöhen, wird abgelehnt.

	
	Kapitel 05 41 – Der Polizeipräsident in Berlin – Direktion Zentrale Aufgaben –



Titel 514 20 – Beköstigung –
(FDP)

Der Ausschuss lehnt den FDP-Antrag aus der roten Nr. 3544 A ab, den Ansatz des Titels 514 20 im Jahr 2006 um 150.000 € und im Jahr 2007 um 50.000 € zu mindern.


Titel 518 01 – Mieten für Grundstücke, Gebäude und Räume – (Grüne)

Keine Wortmeldung.


Titel 540 11 – Überführungen, Überstellungen –
(FDP)

Ein FDP-Antrag aus der roten Nr. 3544 A, den Ansatz des Titels 540 11 im Jahr 2006 um 140.000 € und im Jahr 2007 um 101.000 € zu mindern, wird abgelehnt.

	
	Kapitel 05 51 – Der Polizeipräsident in Berlin – Landeskriminalamt –Kompetenzzentrum Kriminaltechnik –



Titel 514 33 – Laborbedarf und kriminaltechnisches Verbrauchsmaterial – 
(Grüne)
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Abg. Schruoffeneger (Grüne) interessiert, welche Größenordnung im Rahmen der Haushaltswirtschaft bewegt werden solle. Werde über 5 000 €, 10 000 € oder 100 000 € gesprochen? – Er bitte um Vorlage des angekündigten Berichts zu Ende März 2006.

StS Freise (SenInn) erklärt, die Größenordnung könne er momentan nicht exakt beziffern. Es gehe aber eher um 100 000 €. – Den Bericht sage er zu März 2006 zu.

SenInn wird gebeten, dem Hauptausschuss im März 2006 über die Ergebnisse der Arbeitsgruppe betr. Finanzierung von Großgeräten versus Vergabe/Outsourcing in der Kriminaltechnik zu berichten.

Der Ausschuss nimmt den Bericht rote Nr. 3499 betr. S. 28 zur Kenntnis.

	
	Kapitel 05 53 – Der Polizeipräsident in Berlin – Zentraler Service –


	
	hierzu:

	
	Facility-Management bei Polizei und Feuerwehr

Bericht SenInn - III A 12 -/ ZS A 11 Br  - vom 19.10.05
	3529


Der Ausschuss nimmt das Schreiben rote Nr. 3529 zustimmend zur Kenntnis. Ansatzänderungen – siehe Beschlussprotokoll!

Titel 125 03 – Entgelte für privatrechtliche Leistungen – 
(FDP)
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Der Ausschuss nimmt das Schreiben rote Nr. 3499 betr. S. 29 zustimmend zur Kenntnis. Ansatzänderungen – siehe Beschlussprotokoll!

Titel 514 08 – Dienst- und Schutzkleidung –
(FDP)

	
	hierzu:

	
	Schutzwesten bei der Berliner Polizei

Übersicht PolPräs - ZSE II C 111 -

vom 28.9.05 (05 53/514 08) (ohne Datei)
	3458



Der Ausschuss nimmt die Übersicht rote Nr. 3458 ohne Wortmeldung zur Kenntnis.

Ein FDP-Antrag aus der roten Nr. 3444 A, den Ansatz des Titels 514 08 im Jahr 2006 um 215.000 € und im Jahr 2007 um 420.000 € zu mindern, wird abgelehnt.


Titel 518 01 – Mieten für Grundstücke, Gebäude und Räume – 
(Grüne)

	
	hierzu:
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Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt, wie der Senat zu der Feststellung in der roten Nr. 3499, S. 30, gelangt sei, dass der Ansatz für 2006 nicht ausreichen werde?
StS Freise (SenInn) entgegnet, hier habe es schon im Vorhaushaltszeitraum ehrgeizige Vorgaben sowohl des Senats als auch des Abgeordnetenhauses gegeben. Aber trotz aller Bemühungen habe das Volumen, das zu erzielen gewesen wäre, nicht erreicht werden können. Auch mit der Beschleunigung der Zusammenarbeit mit der BIM werde es nicht möglich sein. Ursprünglich hätte das Defizit im Rahmen der Haushaltswirtschaft ausgeglichen werden müssen. Das könne jetzt aber auf andere Weise bei der Haushaltsplanaufstellung gelingen.

Der Sammelbericht 3499 betr. S. 30 wird zur Kenntnis genommen.


Titel 526 01 – Gerichts- und ähnliche Kosten – 
(FDP)
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Ein FDP-Antrag aus der roten Nr. 3544 A, den Ansatz des Titels 526 01 im Jahr 2006 um 46.200 € und im Jahr 2007 um 42.300 € zu mindern, wird abgelehnt.

Der Sammelbericht 3499 betr. S. 31 wird zur Kenntnis genommen.

Titel 631 15 – Ersatz von Ausgaben an den Bund für Aufwendungen aus den Sonder- und Zusatzversorgungssystemen der früheren DDR – 


hierzu: Sammelbericht SenInn – ZS A/III A – vom 27.10.05 zum EPl. 05
3499, Seite 32

Keine Wortmeldungen.

Titel 811 79 – Fahrzeuge – 

hierzu: Sammelbericht SenInn – ZS A/III A – vom 27.10.05 zum EPl. 05
3499, Seite 33

Der Ausschuss nimmt ohne Aussprache Seite 33 des Sammelberichts 3499 zur Kenntnis. Er lehnt ohne Aussprache den FDP-Änderungsantrag ab, den Ansatz 2006 um 400 T€ sowie den Ansatz 2007 um845 T€ zu mindern.

Kapitel 05 59 – Hauptstadtbedingte Aufwendungen im Sicherheitsbereich des Landes Berlin

Titel 631 02 – Ersatz von Personalausgaben an den Bund bei Abordnungen und Versetzungen – 
Keine Wortmeldungen.

Kapitel 05 61 – Berliner Feuerwehr – Landesbranddirektor –


hierzu: Bericht SenInn – III C 2 – v. 15.9.05 betr. Altersgrenze für Feuerwehrbeamte    2427 B
Der Ausschuss nimmt den Bericht rote Nr. 2427 B ohne Aussprache zur Kenntnis.

Titel 526 10 – Gutachten – 
Abg. Schruoffeneger (Grüne) plädiert dafür, die 70 Ärzte im Stellenpool so zu qualifizieren, dass sie arbeitsmedizinische/betriebsärztliche Aufgaben übernehmen könnten, statt eine Fremdvergabe vorzunehmen. Dass sich die Verwaltungen hier verweigerten, könne er nicht nachvollziehen. In der letzten Vorlage – Stand 20.10.2005 – sei lediglich eine Stelle abgesetzt worden. Wenn man den Stellenpool ernst nehme, müsse es solche Qualifizierungsmöglichkeiten geben.

Frau Abg. Flesch (SPD) meint, ein Betriebsarzt aus dem Stellenpool koste auch Geld. Sie beantrage, den Ansatz 2007 um 20 T€ zu kürzen. Man brauche etwas Geld für einen guten Zweck.

StS Schulte (SenFin) macht geltend, dass hierüber noch beim EPl. 29 diskutiert werde. Dazu gebe es eine Vorlage, in der deutlich werde, welche Ärzte es gebe und aus welchen Gründen sie nicht in Betracht gekommen seien. – [Vors. Wieland: Dann machen wir das beim EPl. 29!]

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Grünen mehrheitlich ab, die Ansätze 2006 und 2007 um jeweils 100 T€ zu mindern. Er beschließt – auf Antrag der SPD-Fraktion – eine Reduzierung des Ansatzes um 20 T€ im Jahr 2007.

Titel 531 01 – Veröffentlichungen und Dokumentationen im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit – 
Abg. Schruoffeneger (Grüne) bittet um eine Darstellung bis zum 31. März 2006, wie die Feuerwehr ihre Öffentlichkeitsarbeit strukturieren wolle, welche Angebote es geben solle und wie insbesondere auf Kinder und Jugendliche eingegangen werde. – Der Ausschuss beschließt entsprechend.


Kapitel 05 65 – Berliner Feuerwehr – Service –
Titel 111 52 – Gebühren nach verschiedenen landesrechtlichen Vorschriften – 
Abg. Schruoffeneger (Grüne) konstatiert hohe Ausfälle, weil viele Gebührenpflichtige – Sozialhilfeempfänger etc. – die Gebühren nicht bezahlen könnten. Normalerweise werde so etwas in der öffentlichen Verwaltung verrechnet. Den bürokratischen Aufwand – Kostenermittlung, Rechnungslegung – gebe es ohnehin. Eine Kostenerstattung im Rahmen von Sozialhilfe oder AlG II schüfe einen Überblick über die Inanspruchnahme, die bei diesem Personenkreis überdurchschnittlich sei und aus sozialen Problemen resultiere, die nicht Aufgabe der Feuerwehr seien. Dann könne man auch über andere Hilfestellungen nachdenken.

StS Freise (SenInn) betont, zum Zeitpunkt des Notrufs und der Hilfeleistung sei nicht ersichtlich, ob jemand Sozialhilfeempfänger sei. Dies werde auch nicht erhoben. Zunächst würden Rechnungen erstellt, und dann erfahre man, ob der Betreffende bezahlen könne. Es sei rechtlich geregelt, dass es keine internen Zahlungsflüsse zwischen Sozialämtern und Innenressort gebe. Anhand der niedergeschlagenen Rechnungen sei der Umfang aber zu belegen. Diese Klientel mache einen erheblichen Anteil am Gesamtvolumen aus.

Frau Abg. Meister (FDP) fragt, wie es dann dazu komme, dass die Ist-Einnahmen über dem Ansatz lägen.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bleibt dabei, dass interne Verrechnungen aus Gründen der Transparenz und Steuerbarkeit sinnvoll seien. Dies habe auch etwas mit KLR zu tun. Die Rechnungen würden ohnehin erstellt. Die Motivation der Feuerwehr bei der Erwirtschaftung von Einnahmen werde erhöht. Er bitte SenInn, bis zur Sommerpause 2006 mit SenFin zu klären, wie man hier zu Verrechnungen kommen könne. Der Stellenpool solle zusätzliches Personal für die Abrechnungen bereitstellen.

Abg. Wambach (CDU) schließt sich dem an.

StS Freise (SenInn) versichert, dass der Stellenpool dabei sei, zusätzliches Personal bereitzustellen. Interne Verrechnungen seien sinnvoll, wenn man damit Kostenbewusstsein und Sparmaßnahmen auslösen könne. Das Sozialamt als Kostenträger könne bei Notfällen aber nicht steuernd eingreifen. Insofern stelle sich die Frage, was die Transparenz der Kostenflüsse hier bringen solle.

Abg. Krüger (Linkspartei.PDS) wendet sich gegen den Vorschlag des Abg. Schruoffeneger, da damit Mittel aus den Bezirksetats zum Feuerwehretat verlagert würden. Ihm gehe die Lust an einer Systematik interner Verrechnungen ab. Die Frage müsse vom Endpunkt entschieden werden. Seine Fraktion wolle kein weiteres Instrument zur Verschiebung von Geld von den Bezirken in die Hauptverwaltung.

Abg. Eßer (Grüne) erwidert, dass dies kostenneutral umsetzbar wäre. Ihn interessiere, um welche Größenordnung es gehe und ob diese stark schwanke. – [StS Freise: Etwa ein Drittel und das stabil!]

Abg. Wambach (CDU) unterstreicht, dass prinzipiell intern zu verrechnen sei, damit deutlich werde, welcher Stelle welche Kosten zuzuordnen seien. Sozialkosten gehörten nicht in den Feuerwehretat.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) geht davon aus, dass soziale Problemlagen beim Feuerwehrnotruf abgeladen würden. Wenn dies finanzielle Konsequenzen habe, könnten die Bezirke auch über die Installierung einer niedrigschwelligen Krisenberatung nachdenken und auf ihre Leistungsempfänger entsprechend einwirken. Im Moment gebe es tendenziell eher falsche Steuerungsanreize.

Vors. Wieland hält fest, dass SenInn in einem Bericht bis zur Sommerpause die Vor- und Nachteile eines solchen Vorgehens darstellen werde.

Titel 119 79 – Verschiedene Einnahmen – 

hierzu: Sammelbericht SenInn – ZS A/III A – vom 27.10.05 zum EPl. 05
3499, Seite 34

Der Ausschuss lehnt den FDP-Änderungsantrag ohne Aussprache mehrheitlich ab, den Ansatz 2006 und 2007 jeweils um 40 T€ zu erhöhen. Er nimmt Seite 34 des Sammelberichts 3499 zur Kenntnis.

Titel 124 01 – Mieten für Grundstücke, Gebäude und Räume – sowie

Titel 124 06 – Mieten für Stellplätze auf Dienstgrundstücken – 


hierzu: Sammelbericht SenInn – ZS A/III A – vom 27.10.05 zum EPl. 05
3499, Seite 35

Der Ausschuss nimmt Seite 35 der Vorlage ohne Aussprache zustimmend zur Kenntnis.

Daraus ergeben sich folgende Ansatzänderungen:

Titel 124 01 – Mieten für Grundstücke, Gebäude und Räume – 
Der Ansatz des Titels 124 01 wird im Jahr 2007 um 563.000 € gemindert. Die Erläuterung ist redaktionell zu verändern.

Titel 124 06 – Mieten für Stellplätze auf Dienstgrundstücken – 
Der Ansatz des Titels 124 06 wird im Jahr 2007 um 50.000 € gemindert. Die Erläuterung ist redaktionell zu verändern.

Kapitel 29 90 – Vermögen
Titel 121 21 – Rückfluss aus dem Sondervermögen Immobilien des Landes Berlin (SILB) – 
Der Ansatz des Titels 121 21 wird im Jahr 2007 um 663.000 € erhöht.
Titel 132 01 – Verkauf von Fahrzeugen – 

hierzu: Sammelbericht SenInn – ZS A/III A – vom 27.10.05 zum EPl. 05
3499, Seite 36

Der Ausschuss lehnt den FDP-Änderungsantrag ohne Aussprache mehrheitlich ab, den Ansatz in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 130 T€ zu erhöhen. Er nimmt Seite 36 des Sammelberichts zur Kenntnis.

Titel 514 26 – Verbrauchsmittel für medizinische Zwecke – 

hierzu: Sammelbericht SenInn – ZS A/III A – vom 27.10.05 zum EPl. 05
3499, Seite 37

Abg. Schruoffeneger (Grüne) wünscht einen Bericht bis zur Sommerpause 2006 über das Ergebnis der Verhandlungen mit den Krankenhäusern über die künftige Personal und Sachkostenerstattung.

Der Ausschuss beschließt entsprechend.

Titel 685 69 – Sonstige Zuschüsse für konsumtive Zwecke im Inland – 
Abg. Schruoffeneger (Grüne) plädiert dafür, die Kürzungen bei den Wasserrettungsstationen 2007 zurückzunehmen. Die Gegenfinanzierung sei inzwischen woanders besorgt worden.

Der Ausschuss stimmt dem Änderungsantrag der Grünen zu, den Ansatz im Jahr 2007 um 20 T€ zu erhöhen.

Titel 811 01 – Lösch-Hilfsleistungsfahrzeuge –


hierzu: Sammelbericht SenInn – ZS A/III A – vom 27.10.05 zum EPl. 05
3499, Seite 38

Der Ausschuss nimmt Seite 38 der Vorlage ohne Aussprache zustimmend zur Kenntnis.

Titel 811 08 – Fernmeldefahrzeuge –


hierzu: Sammelbericht SenInn – ZS A/III A – vom 27.10.05 zum EPl. 05
3499, Seite 39

Der Ausschuss nimmt Seite 39 der Vorlage ohne Aussprache zur Kenntnis.

Titel 811 99 – Erwerb von Fahrzeugen aus Erbschaften und Spenden –


hierzu: Sammelbericht SenInn – ZS A/III A – vom 27.10.05 zum EPl. 05
3499, Seite 40

Der Ausschuss nimmt Seite 40 der Vorlage ohne Aussprache zur Kenntnis.


Kapitel 05 71 – Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten – Leitung –

hierzu: Sammelbericht SenInn – ZS A/III A – vom 27.10.05 zum EPl. 05
3499, Seite 41

Abg. Schruoffeneger (Grüne) wünscht einen Bericht zur Einführung der IT-Kostenträgerrechnung bis zur Sommerpause 2006.

Abg. Wambach (CDU) bittet – wie vom Fachausschuss beschlossen – um Berücksichtigung der Kategorisierung der IT-Arbeitsplätze.

Der Ausschuss beschließt entsprechend und nimmt Seite 41 der Vorlage zur Kenntnis.


Kapitel 05 75 – Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten – Entschädigungsleistungen
Titel 526 10 – Gutachten – 

Keine Wortmeldungen.

Titel 540 60 – Dienstleistungen für die IuK-Technik – 
Wird später behandelt.


Kapitel 05 81 – Statistisches Landesamt
Titel 231 02 – Ersatz von Verwaltungsausgaben durch den Bund – sowie

Titel 540 57 – Wahlen – 

hierzu: Sammelbericht SenInn – ZS A/III A – vom 27.10.05 zum EPl. 05
3499, Seite 42

Der Ausschuss stimmt dem SPD-Linkspartei.PDS-Änderungsantrag ohne Aussprache zu und vermindert den Ansatz 2006 des Titels 231 02 um 2,2 Mio € sowie den Ansatz 2006 bei Titel 540 57 um 380 T€.
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	3344 E



	
	
	hierzu:

	
	a)
	IuK-Titel

Fragen der FDP vom 15.9.05 zu Einzeltiteln
	3344


	
	
	Die angesprochenen Titel sind separat aufgeführt.


	
	b)
	IuK-Titel

Fragen der Grünen vom 26.9.05 zu Einzeltiteln
	3344 A


	
	
	Die angesprochenen Titel sind separat aufgeführt.


	
	c)
	IT-Dienstleistungszentrum Berlin (ITDZ)

Zwischenbericht SenInn – ZS C 1 We – vom 24.10.05
	3539



Frau Abg. Meister (FDP) möchte wissen, wie es angesichts des Fehlbetrags 2004 weitergehen solle, zumal für 2005/06 kein Wirtschaftsplan vorliege. Ihr sei nicht klar, warum Resturlaub, Gleitzeitguthaben und Freizeitausgleich in die Rückstellungen des LIT eingegangen seien.

Abg. Eßer (Grüne) kritisiert, dass der Wirtschaftsplan nicht vorliege. Ein selbst geschriebener Jahresabschluss- und Lagebericht sei wenig aussagekräftig. Er erwarte, dass dies künftig wie bei den anderen Landesunternehmen gehandhabt werde. Angesichts des geschlossenen Kreislaufs sei dies auch kein Wunder. Er bedauere, dass heute nicht mit dem EPl. 03 begonnen werde. Dort heiße es in einer Vorlage, das ITDZ könne man durchaus in eine gewisse Vergleichbarkeit mit so genannten Straßenpreisen setzen. Dann stelle man fest, dass das ITDZ über den Marktpreisen liege. Trotz eines formell nicht existierenden Kontrahierungszwangs werde – vielleicht aus Rücksicht auf die Abschlüsse der AöR – ein faktischer Kontrahierungszwang praktiziert. Da nicht ausgeschrieben werde, fehle der Vergleich mit Marktangeboten. Dass Massenbestellungen über das ITDZ günstiger seien, zeige sich bislang nicht. Seine Fraktion wolle über höhere PMA – im Schnitt 5 % – mehr Druck ausüben.

StS Freise (SenInn) hält die Steuerung der IT-Ausgaben für notwendig. Dabei sei das ITDZ mit Bündelung von Nachfrage und Ausschreibungen eine Seite. Dessen Jahresabschlüsse würden im Übrigen von Wirtschaftsprüfern geprüft und dem Verwaltungsrat vorgelegt. Die entscheidende Steuerung finde aber auf der Managementseite statt. Deswegen gebe es in den entsprechenden Gremien abgestimmte Projekte, um Synergien zu erschließen. Die Preisgestaltung des ITDZ könne man kritisieren. Jeder Manager, der kontrahiere, müssen prüfen, ob die Beschaffung über das ITDZ wirtschaftlich sei. Ansonsten stelle das ITDZ seine Angebote in den Warenkorb. Der Wirtschaftsplan werde im UA BmC zu beraten sein. Hier könne er zu den Details nichts sagen.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) fordert, den Verwaltungen in einem Rundschreiben mitzuteilen, dass es keinen Kontrahierungszwang, sondern Einzelfallprüfungen gebe, da selbst der CdS von einem Kontrahierungszwang ausgehe. Der Personalzuwachs beim ITDZ sei erklärungsbedürftig.

Abg. Eßer (Grüne) schließt sich der Bitte nach einem Rundschreiben an, da es Unklarheiten gebe. Das Parlament solle die Verwaltungen in einem Auflagenbeschluss zu Kostenvergleichen und günstigeren Beschaffungen ermuntern, denn die Ansätze für Beschaffungen könnten im Schnitt „gut und gerne“ 10 % niedriger liegen. Nach seiner Kenntnis habe keine Verwaltung anderweitig günstiger beschafft. Die Prüfung des Abschlusses entspreche nicht den neuen Grundsätzen des Corporate-Governance-Codex. Wann könne der Wirtschaftsplan – ggf. im UA, obwohl er nicht wisse, was daran geheim sein solle – vorgelegt werden?

StS Freise (SenInn) macht geltend, dass das Unternehmen durch vereidigte Wirtschaftsprüfer geprüft werde. Wirtschaftspläne würden nach den üblichen Regularien des Parlaments im zuständigen UA beraten. Er wisse nicht, warum dies bei dieser AöR in Frage gestellt werde. Die entsprechenden Regelungen, dass kein Anschluss- und Benutzungszwang bestehe, seien den Verwaltungen, insbesondere den IT-Managern, bekannt. Ein Preisvergleich zwischen Aldi und ITDZ sei nicht aussagekräftig. Vielmehr seien Beschaffungen eine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung zugrunde zu legen. Dazu gehöre z. B. ein aufwendiges Ausschreibungsverfahren. Die Bündelung dieser Aufgabe beim ITDZ koste Geld, was sich in den Preisen niederschlage. Die Preisgestaltung des ITDZ werde überprüft. Er gehe davon aus, dass man hier auf gutem Wege sei. Der Personalaufwuchs resultiere im Wesentlichen aus dem Aufbau von Berlin-Telefon/Callcentern.

Frau Abg. Meister (FDP) erinnert an die Beantwortung ihrer Frage nach dem Umgang mit dem Fehlbetrag von 5 Mio €. Welche Tendenz sei für die Ansätze 2005/06 zu erwarten? – Im Übrigen habe der UA Theater am Montag viele Wirtschaftspläne in öffentlicher Sitzung beraten.

Vors. Wieland hält fest, dass der Wirtschaftsplan ggf. im UA VermV beraten werde.

Abg. Eßer (Grüne) erinnert an die Beantwortung seiner Frage, wann der Wirtschaftsplan vorgelegt werde.

StS Freise (SenInn) erklärt, der Wirtschaftsplan werde vorgelegt, sobald ihn der Verwaltungsrat beschlossen habe.

Abg. Eßer (Grüne) möchte wissen, wann der Wirtschaftsplan beschlossen und vorgelegt werde. Er habe erwartet, dass dieser zur 2. Lesung vorliege. Er weise darauf hin, dass der JAW-Wirtschaftsplan hier beraten worden sei. Über die Theater sei unter großer Presseanteilnahme diskutiert worden. CdS und Wirtschaftssenator seien von einem Kontrahierungszwang ausgegangen; insofern gebe es eine gewisse Unaufgeklärtheit der Verwaltung. Deshalb wäre ein entsprechender interner Hinweis angebracht, auch wenn man bei einer anderen Handhabung vielleicht ein Problem mit dem Unternehmen habe. Der Hinweis auf Wirtschaftlichkeitsberechnungen und Ausschreibungskosten sei an sich berechtigt. In den letzten vier Jahren seien bei IT-Investitionen allerdings nie Wirtschaftlichkeitsberechnungen angestellt worden, die den Namen verdient hätten. Bei den Großprojekten könne man daran im nachhinein nichts mehr ändern. Vor diesem Hintergrund dürfe man nicht weiter versuchen, die „Schotten zuzumachen“, nachdem man wisse, was „in diesem Sumpf so alles drin“ sei. In Zukunft müsse man dies „in eine gemeinsame Bahn kriegen“. Wenn ein Server beim ITDZ 50 % teurer sei, rentierten sich auch Ausschreibungen der einzelnen Verwaltungen.

StS Freise (SenInn) kann den Termin des Verwaltungsrats im Moment nicht nennen. Im Fachausschuss gebe es zu diesem Thema keine Kontroverse. Es bestehe Einigkeit, dass die Kosten gesenkt werden müssten, sowohl von Seiten des Unternehmens als auch über die Steuerungsgremien. Das geschilderte Szenario bei Großprojekten sei überholt. Man sei nicht am Ziel, habe aber entscheidende Schritte gemacht. Bei der Neuauflage von IT-Projekten werde derartiges nicht mehr vorkommen. Er sei bereit, den Wirtschaftsplan im zuständigen Ausschuss vorzulegen, um Transparenz herzustellen.

Vors. Wieland betont, dass der Zeitplan der Haushaltsberatungen seit Monaten bekannt sei. Damit das Parlament über Haushaltsansätze entscheiden könne, brauche es die Wirtschaftspläne. Der Senat solle sich für die Zukunft Gedanken machen, wie er Sitzungstermine gestalte, damit Unterlagen rechtzeitig vorlägen.

Abg. Wambach (CDU) verweist auf den entsprechenden Auflagenbeschluss. Im UA Theater würden Vertreter von Kultureinrichtungen ohne Wirtschaftsplan nach Hause geschickt, weil ohne Wirtschaftsplan kein Geld bewilligt werde. Dies gelte auch für alle anderen. Der Fachausschuss habe kritisiert, dass nach wie vor – obwohl seit Jahren gefordert und vom ehem. StS Diwell zugesagt – keine Wirtschaftlichkeitsberechnungen für IT-Verfahren und -Projekte vorlägen. Auf der Basis von Projektstatusblättern solle nunmehr nicht nur eine Wirtschaftlichkeitsberechnung, sondern auch ein „Follow-up“ hinsichtlich Zeit, Mittelabfluss und Kostenentwicklung vorgelegt werden. Er erwarte, dass diese Zusage eingehalten werde. Die Rechtslage in Bezug auf einen möglichen Kontrahierungszwang scheine zwischen Verwaltungen und ITDZ noch nicht hinreichend geklärt zu sein, denn das IT-Regelwerk enthalte zumindest für bestimmte Verfahren Richtlinien. § 55 LHO spiele hier möglicherweise auch eine gewisse Rolle. Deshalb wäre eine Klarstellung bis Ende Januar 2006 hilfreich, wie frei die Verwaltungen bei der Ausschreibung oder Beschaffung seien.

Frau Abg. Flesch (SPD) unterstreicht, dass man mit dem IT-StS und der VV IT auf dem richtigen Weg sei; dies hätten im Fachausschuss auch die Grünen konstatiert. – Der Antrag rote Nr. 3548 solle – ausgehend von der Beschlussempfehlung des Fachausschusses – mit PMA in den jeweiligen Kopfkapiteln dazu ermuntern, strukturelle Veränderungen vorzunehmen. Die Grünen wollten dies mit anderen Summen. Aus der Begründung der Grünen übernehme sie den zweiten Satz als Erläuterung für die beantragte Veränderung der Titel.

Abg. Eßer (Grüne) spricht sich für eine PMA von durchschnittlich 5 % aus, da sich bei – wie sich im EPl. 03 zeige – PCs, Monitoren, Laptops, Netzwerkdruckern und Notebook ohne große Schwierigkeiten jeweils 100 bis 150 € einsparen ließen. Die Rate der Koalitionsfraktionen sei ihm zu niedrig. Auch wenn im EPl. 05 vieles unveränderlich festliege, könne man dort 2,5 Mio € herausnehmen.

Der Ausschuss lehnt die FDP- und Grüne-Änderungsanträge mehrheitlich ab, stimmt dem SPD-Links-partei.PDS-Änderungsantrag bzgl. Kap. 05 00 zu und erwartet den in Sachen Kontrahierungszwang gewünschten Bericht bis Ende Januar 2006.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) erwartet, dass die vom Fachausschuss angeforderte Unterlage zu POLIKS noch vorgelegt werde.

0500 Titel 540 60 – Dienstleistungen für die IuK-Technik –


hierzu: Sammelbericht SenInn – ZS A/III A – vom 27.10.05 zum EPl. 05
3499, Seite 8

Der Ausschuss nimmt ohne Aussprache Seite 8 der Vorlage 3499 zur Kenntnis.

0500 Titel 812 89 – Geräte, technische Einrichtungen, Ausstattungen für die IuK-Technik –


hierzu: Sammelbericht SenInn – ZS A/III A – vom 27.10.05 zum EPl. 05
3499, Seiten 9-12

Der Ausschuss nimmt ohne Aussprache Seite 9 bis 12 der Vorlage 3499 zur Kenntnis.

0520 Titel 812 65 – Einführung einer IT-Lösung für eine Datenbank Amtsdatei sowie eine IT-gestützte Registratur/ein Dokumentenmanagementsystem –

0526 Titel 511 43 – Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände für die IuK-Technik –

0526 Titel 540 60 – Dienstleistungen für die IuK-Technik – 

Jeweils keine Wortmeldungen.

0526 Titel 812 79 – Geräte, technische Einrichtungen, Ausstattungen –


hierzu: Sammelbericht SenInn – ZS A/III A – vom 27.10.05 zum EPl. 05
3499, Seite 14

Der Ausschuss nimmt ohne Aussprache Seite 14 der Vorlage 3499 zur Kenntnis.

0531 Titel 511 11 – Geschäftsbedarf für die IuK-Technik –


hierzu: Sammelbericht SenInn – ZS A/III A – vom 27.10.05 zum EPl. 05
3499, Seite 21

Der Ausschuss nimmt ohne Aussprache Seite 21 der Vorlage 3499 zur Kenntnis.

0534 Titel 525 11 – Aus- und Fortbildung für die IuK-Technik – 

0536 Titel 511 43 – Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände für die IuK-Technik –

0537 Titel 511 11 – Geschäftsbedarf für die IuK-Technik – 

0538 Titel 540 60 – Dienstleistungen für die IuK-Technik –

0541 Titel 511 11 – Geschäftsbedarf für die IuK-Technik –

0541 Titel 81289 – Geräte, technische Einrichtungen, Ausstattungen für die IuK-Technik –

0544 Titel 81289 – Geräte, technische Einrichtungen, Ausstattungen für die IuK-Technik –
0546 Titel 511 43 – Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände für die IuK-Technik –

0548 Titel 511 43 – Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände für die IuK-Technik –

0549 Titel 511 43 – Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände für die IuK-Technik –

0549 Titel 540 60 – Dienstleistungen für die IuK-Technik – 

0549 Titel 812 67 – Einrichtung eines Funkkommunikations- und Meldesystems (FuKoMe) –
0549 Titel 812 70 – Einrichtung einer mobilen Verfolgungspeilung –
0549 Titel 812 85 – Telekommunikationsüberwachung –
0551 Titel 511 43 – Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände für die IuK-Technik –
0551 Titel 812 89 – Geräte, technische Einrichtungen, Ausstattungen für die IuK-Technik –
0553 Titel 511 11 – Geschäftsbedarf für die IuK-Technik – 

0553 Titel 511 43 – Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände für die IuK-Technik –
0553 Titel 525 11 – Aus- und Fortbildung für die IuK-Technik –
0553 Titel 540 60 – Dienstleistungen für die IuK-Technik –
0553 Titel 812 63 – FABIS –
0553 Titel 812 64 – Ablösung Alttechnik TK-Anlagen –
0553 Titel 812 66 – Ablösung Alttechnik PC/Notebook in Verwaltungsbereichen –
0553 Titel 812 67 – Serverkonsolidierung/Firewall (zentral) –
0553 Titel 812 68 – Ortsfeste Befehlsstellen in den Direktionen –
0553 Titel 812 74 – Ausbau des E-Mail-Systems –
0553 Titel 812 75 – Anpassung Endgeräteanzahl in vollzugspolizeilichen Dienststellen – 

0553 Titel 81277 – Ablösung Alttechnik PC/Notebook in vollzugs- polizeilichen Dienststellen –
0553 Titel 81283 – Polizeiliches Landessystem zur Information, Kommunikation und Sachbearb. (POLIKS) –
0565 Titel 511 43 – Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände für die IuK-Technik –
0565 Titel 812 75 – Erneuerung der drahtgebundenen Alarmierungstechnik –
0572 Titel 511 43 – Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände für die IuK-Technik –
0573 Titel 812 60 – Kassenautomaten –
0573 Titel 812 61 – Ersatz der verfahrensabhängigen IT-Infrastruktur für das IT-Fachverfahren KVA 0573 Titel 812 68 – Ersatz von Geräten für das Fahrerlaubniswesen –
0574 Titel 540 60 – Dienstleistungen für die IuK-Technik –
0574 Titel 812 60 – Kassenautomaten –
0574 Titel 812 67 – IT-Fachverfahren AusReg (neu) –
0575 Titel 540 60 – Dienstleistungen für die IuK-Technik –
0581 Titel 812 60 – ADV-System für das Statistische Landesamt –
0581 Titel 812 89 – Geräte, technische Einrichtungen, Ausstattungen für die IuK-Technik –
0585 Titel 519 20 – Unterhaltung der baulichen Anlagen für die IuK-Technik –
0585 Titel 812 89 – Geräte, technische Einrichtungen, Ausstattungen für die IuK-Technik –
0586 Titel 812 89 – Geräte, technische Einrichtungen, Ausstattungen für die IuK-Technik –
0587 Titel 525 11 – Aus- und Fortbildung für die IuK-Technik –
0587 Titel 540 60 – Dienstleistungen für die IuK-Technik –
0587 Titel 812 89 – Geräte, technische Einrichtungen, Ausstattungen für die IuK-Technik –
Jeweils keine Wortmeldungen.
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	a)
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	b)
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	3499, Seiten 44-50
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	e)
	Sammelbericht SenInn – ZS A/III A – vom 27.10.05

(Wiedergutmachung: Kostenblätter )
	3499, Seite 67, Anl. 5


Abg. Schruoffeneger (Grüne) spricht das Kostenblatt des Produkts 77492 – Polizeiangelegenheiten (Ministerielles Geschäftsfeld) – auf Seite 43 der Sammelvorlage an. Er bitte um einen Bericht bis zum 30. April 2006 über die Aufgaben in diesem Bereich und Verfahrensvorschläge, welche rechtlichen oder verfahrenstechnischen Abläufe geändert werden müssten, um einen „gewissen Spielraum“ bei diesem „großen Apparat“ von 50 Stellen zu erreichen. Er könne von außen nicht beurteilen, welche rechts- und fachaufsichtlichen Funktionen dringend notwendig seien und was darüber hinaus zur Einführung einer zweiten Steuerungs- und Regiebene führe. – Produkt 78264 – Strafverfolgung/Gefahrenabwehr – enthalte Messgrößen und Kennzahlen. Ihn interessiere, ob sich dieses Verfahren in Sinne einer Erfolgskontrolle bewährt habe und welcher Änderungsbedarf ggf. bei der Steuerung bestehe. Er bitte um einen Erfahrungsbericht bis Ende Mai 2006.

StS Freise (SenInn) sagt dies zu.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) setzt fort, die Ziele seien bei der Beihilfewiderspruchsbearbeitung sehr viel leichter zu definieren. Ihn wundere allerdings das Verfahren der Kennzeichnung eines missbräuchlich gestellten Eilt-Antrags; dies sei eine zusätzliche Aufgabe, die nicht weiterhelfe. – Es stelle sich insgesamt die Frage, wie das Parlament mit diesen Steuerungsmethoden umgehe. Er meine, die Ausschüsse sollten ihre Debatten stärker an den qualitativen und quantitativen Kriterien der Zielvereinbarungen orientieren. Verwaltung und Verwaltungsreformausschuss sollten einen Vorschlag machen, wie Transparenz beim Controlling erreicht werden könne, z. B. über das Intranet, ohne dass man in einer Papierflut ertrinke.

StS Freise (SenInn) verweist darauf, dass der Verwaltungsreformausschuss einen Bericht erhalten werde, der anhand von drei relativ fortgeschrittenen Modellen – LABO, Feuerwehr und Wirtschaftsverwaltung – aufzeige, wie ziel- und wirkungsorientierte Steuerung funktioniere und darstellbar sei. Er schlage vor, diesen Bericht auch dem Hauptausschuss zur Verfügung zu stellen, um sich diesem Thema anzunähern.

Der Ausschuss beschließt entsprechend.

Vors. Wieland stellt fest, dass dem Einzelplan 05 unter Berücksichtigung der beschlossenen Änderungen mehrheitlich zugestimmt werde.

IuK-Titel

	
	
	hierzu:

	
	a)
	Stellungnahme Hh 06/07 IuK-Titel

Stellungnahme VerwRefKIT Teil II vom 20.10.05
	3100 W



	
	b)
	IuK- und FM-Titelliste
Liste SenFin – II B – vom 23.8.05

Anlage 1 – IuK-Liste
	3189



	
	c)
	IT-Softwarebedarf für die Berliner Verwaltung
Bericht SenInn – ZS C 2 Di/ZS C 2 KB – vom 3.8.05
	3136



	
	d)
	IT-Fachverfahren
Übersicht SenInn – ZS C 2 Di – vom 5.9.05
	3130 A



	
	e)
	Dienstleistungen für die IuK-Technik

Bericht SenFin – II B – vom 18.10.05

betr. Definition des Titels 540 60
	3489



Der Ausschuss stellt die Stellungnahme rote Nr. 3100 W bis zur Beratung der Auflagenbeschlüsse zurück. Er nimmt die Berichte und Übersichten 3189, 3136, 3130 A und 3489 ohne Aussprache zur Kenntnis.


EPl. 06 – Justiz
	
	
	hierzu:

	
	a)
	Stellungnahmen zum Hh 06/07 EPl. 06
Stellungnahme Recht vom 22.9.05 (mit Protokollnotiz)
	3100 L


	
	
	Der in der Stellungnahme genannte Titel ist im Folgenden separat aufgeführt!


	
	
	aufgerufen werden kann:

	
	b)
	Geschäftsentwicklung und Verfahrensdauer bei den Gerichten

Schreiben Vors. Recht vom 23.9.05 betr. 06 00/462 01
	3157 A




Kapitel 06 00 – Senatsverwaltung für Justiz – Politisch-Administrativer Bereich und Service

hierzu: Arbeitswesen im Strafvollzug, Bericht SenJust – I C 11 – vom 3.8.05
3147
Der Ausschuss nimmt den Bericht rote Nr. 3147 ohne Aussprache zur Kenntnis.

Titel 462 01 – Pauschale Minderausgaben für Personalausgaben – (betr. Stellungnahme Recht)
	
	
	hierzu:

Stellenplan der Justizverwaltung (Soll/Ist)

Bericht SenJust - I C 5 - vom 19.10.05
	3542
- s. I. -




Abg. Schruoffeneger (Grüne) konstatiert, dass jede Verwaltung eine andere Systematik der Aufstellung des Stellenplans habe. SenJust rechne mit einer Fluktuation von 180 Dienstkräften und 120 Außeneinstellungen pro Jahr, wobei die Auswirkungen auf den Stellenplan auf Grund der Fluktuation nicht im Vorfeld benannt werden könnten. Lt. Vorlage Nr. 3427 sei die betriebsnotwendige Personalstärke erst erreicht, wenn die Justiz personell in der Lage sei, ihre Reste abzubauen und ihre Aufgaben innerhalb angemessener Zeit zu erledigen; dieses Ziel sei schon in der Vergangenheit nicht zu erreichen gewesen und werde wegen der angespannten finanziellen Lage auch in Zukunft nicht umzusetzen sein. Im Hinblick auf die langen Laufzeiten in den Gerichten gebe es auch Gerichtsurteile, die das Land zu Zahlungen verpflichteten. Daraus ziehe der Fachausschuss die Konsequenz, dass weitere Personaleinsparungen nicht mehr möglich seien. Ihm [Redner] sei nicht ganz klar, ob dies eine allgemeine Mahnung sei oder daraus Konsequenzen für 2006/07 folgen sollten. Er gehe davon aus, dass daraus auch etwas folgen solle. Für seine Fraktion könne daraus aber so lange nichts folgen, bis SenJust einen Soll-Stellenplan/eine Zielplanung vorlege. Das bisherige Prinzip, dass nach dem Zufallsprinzip jede dritte Stelle unbesetzt bleibe, ohne politische Prioritäten zu setzen, sei nicht nachvollziehbar. Es sei richtig, dass – wie StS Flügge ausgeführt habe – z. B. auf Klagen in Sachen Bankgesellschaft spontan reagiert werde. Dies schlage sich aber im Stellenplan nicht entsprechend nieder.

Abg. Krüger (Linkspartei.PDS) hält entgegen, dass der Rechtsausschuss im Hinblick auf die PMA keine Ansatzveränderung vorgeschlagen habe. Er entnehme den Ausführungen des Abg. Schruoffeneger, dass dieser ebenfalls keinen Handlungsbedarf beim Doppelhaushalt 2006/07 sehe. Seine Fraktion entnehme der Stellungnahme, dass es Grenzen des Sparens gebe, die allgemein artikuliert worden seien. Die nähere Bestimmung dieser Grenzen werde eine Aufgabe der kommenden Legislaturperiode sein. Mit der Korrektur von Sparauflagen und dem Neueinstellungskorridor sei sehr wohl eine politische Prioritätensetzung erkennbar.

Frau Abg. Flesch (SPD) rät Abg. Schruoffeneger sich bei seinen im Rechtsausschuss sitzenden Fraktionskollegen zu erkundigen, was dieser mit seiner Stellungnahme gemeint habe. Sie habe dies ihrerseits getan und die Antwort erhalten, dass sich der formulierte Handlungsbedarf auf die Zukunft richte. Es sei formuliert worden, dass das Sparen im Justizbereich irgendwann beendet werden müsse. Darauf müsse in künftigen Haushaltsberatungen eingegangen werden. Sie weise zudem darauf hin, dass die Beschlussempfehlung des Fachausschusses auf dem Geschäftsentwicklungsbericht basiere. Anhand dessen sei festzustellen, dass die Justizverwaltung immer noch nicht hervorragend ausgestattet, wohl aber hervorragend aufgestellt sei.

Abg. Steuer (CDU) vertritt die Auffassung, dass sich der Brief des Vorsitzenden des Rechtsausschusses auf die jetzt laufenden Haushaltsberatungen beziehe und nicht auf künftige. Dem Argument, der Rechtsausschuss hätte konkrete Vorschläge unterbreiten sollen, könne er nicht folgen. Der Ausschuss stehe vor dem Problem, dass die Justizverwaltung keine Vorstellung von ihrer Personalentwicklung in den nächsten zwei Jahren habe. Gleiches habe der UA STW ebenfalls festgestellt.

Abg. Eßer (Grüne) betont, dass ein Ressort eine Vorstellung davon haben müsse, wie viel Personal es mittelfristig benötige. Genau zu dieser Einschätzung sei die Justizverwaltung aber nicht in der Lage. Er sehe die Verwaltung in der Pflicht eine Aussage zu treffen, wie beispielsweise ein durchschnittliches Amtsgericht ausgestattet sein solle. Dies ändere nichts daran, dass die PMA 2006 bis zur Schlussabstimmung am 18. November titelscharf aufgelöst werden müsse. Seine Fraktion beantrage deshalb die Zurückstellung des Titels bis zur Schlussrunde und die titelscharfe Auflösung der PMA 2006.

Abg. Krüger (Linkspartei.PDS) erscheint die Aufregung des Abg. Steuer vorgeschoben. Wenn alles so eindeutig sei, wie behauptet, weshalb habe die CDU-Fraktion keinen entsprechenden Änderungsantrag gestellt?

Abg. Meyer (FDP) kann sich nicht erinnern, dass der Rechtsausschuss Konsequenzen bereits für den Haushalt 2006/2007 gefordert habe. Der Vorschlag der Grünen, die PMA 2006 titelscharf aufzulösen stelle einen Mittelweg dar, denn genau dies müsse die Verwaltung leisten. Sei die Verwaltung in der Lage, dieser Forderung nachzukommen?

StS Flügge (SenJust) geht davon aus, dass alle Verwaltungen des Landes Berlin derzeit keine optimale bzw. betriebsnotwendige Personalausstattung hätten. Dies gelte auch für die Justiz. Deshalb komme man bei allen Berechnungen – unabhängig davon, nach welchem Schema – zu einer Unterdeckung von 20 %. Daran könne die Justizverwaltung jedoch nichts ändern, weil das Land sich insgesamt in finanziellen Zwängen befinde. Er bekenne sich offen zu dieser Tatsache. Im Rechtsausschuss habe eine fachpolitische Debatte stattgefunden, die mit dem Hinweis an den Hauptausschuss abgeschlossen worden sei, dass der Personalabbau irgendwann beendet werden müsse, weil es andernfalls irgendwann gar kein Personal mehr gebe.

Die Justizverwaltung habe eine Prognose erstellt, welche Stellen frei würden. Methodisch habe man die Einsparquote – nach Diskussionen mit den Gerichtspräsidenten, der Generalstaatsanwaltschaft und den Anstaltsleitungen – aufgeteilt und weitergegeben. Dabei sei es intern zu einer Korrektur gekommen, weil es andernfalls zu einer überproportionalen Stellenstreichung bei den sozialen Diensten gekommen wäre. Wäre dies unterblieben, hätten bestimmte Programme – beispielsweise Arbeit statt Strafe – nicht mehr umgesetzt werden können, was unter dem Stich für das Land Berlin teurer geworden wäre. Deshalb seien die Sozialen Dienste weitgehend vom Personalabbau ausgenommen worden und diese Sparquote auf die anderen Bereiche anteilig verteilt worden. Dass sich der exorbitante Eingang von Verfahren im Bankenbereich nicht unmittelbar im Stellenplan niedergeschlagen habe, liege daran, dass ein Ausgleich zwischen verschiedenen Bereichen des Landgerichts vorgenommen worden sei. Rechtspolitik vollziehe sich in der Sicherstellung der Funktionsfähigkeit der Justizbehörden. Er wisse nicht, ob es im Rahmen des mit der Finanzverwaltung ausgehandelten Einstellungskorridors möglich sei, die PMA zur Schlussrunde bereits aufzulösen. Dies sei von der Finanzverwaltung bislang nicht gefordert worden und sei im Übrigen auch bei den vorausgegangenen Haushaltsberatungen so gewesen. Gleichwohl habe die Justizverwaltung ihre PMA termingerecht aufgelöst. Auf Grund der Appelle des Ausschusses werde die Justizverwaltung sich bemühen, die einzusparenden Stellen zu benennen und diese dem Ausschuss über die Finanzverwaltung mitzuteilen.

Der Ausschuss lehnt den Antrag der Fraktion der Grünen ab, die PMA bis zur Schlussabstimmung über den Haushalt im Ausschuss titelscharf aufzulösen.

	Titel 518 20 – Mietausgaben für die Nettokaltmiete aufgrund vertraglicher Verpflichtungen aus dem Facility-Management – 
	


Keine Wortmeldungen.

	Titel 684 06 – Zuschüsse an soziale oder ähnliche Einrichtungen – 
hierzu:

Zuschüsse an soziale Einrichtungen Bericht SenJust

– I C 7 – vom 20.10.05 betr. 06 00/684 05
	3505



Abg. Eßer (Grüne) erklärt, dass kein Interesse daran bestehen dürfe, die Instrumente zu schwächen, die eine Haftvermeidung ermöglichten. Der Neubau einer Haftanstalt sei aus seiner Sicht keine Lösung; es sei zwar eine notwendige, aber keine hinreichende Bedingung, um mit der Anzahl der Verurteilten fertig zu werden. Hinzu trete, dass es eine geraume Zeit dauern werde, bis der Gefängnisneubau überhaupt zur Verfügung stehe. Seine Fraktion habe gehofft, dass es parallel oder besser noch ersetzend zum Neubau in Großbeeren ein Programm von präventiven, haftersetzenden und haftverkürzenden Maßnahmen geben werde, einschließlich der damit verbundenen Betreuung, Beratung und Begleitung. Darüber bestehe jedoch keine Einigkeit. Seine Fraktion beantrage deshalb, bei der Straffälligen- und Bewährungshilfe Berlin e.V. sowie bei der Freien Hilfe Berlin e.V. das Personal um je eine Sozialarbeiterstelle zu verstärken. Dies deshalb, weil eine Vorlage aussage, dass die Betreuung durch diese Institutionen die Rückfallquote in nennenswertem Umfang mindere. Die Ansätze 2006 und 2007 sollten deshalb jeweils um 86 T€ jährlich aufgestockt werden. Alternativ könne man sich mit der Frage befassen, ob die Kosten nicht dadurch gemindert werden könnten, dass für diesen Zweck Personen aus dem Zentralen Stellenpool akquiriert würden. Ob der Stellenpool geeignetes Personal aufweise, sei jedoch strittig. Aus seiner Sicht gäbe es geeignetes Personal. Von der Finanzverwaltung wolle er wissen, wie viele Sozialarbeiter und Sozialarbeiterinnen sich im Stellenpool befänden. Wenn sich der Stellenpool jedoch an dieser Stelle erneut als unwirksam erweisen sollte, sei er für eine Außeneinstellung.

StS Flügge (SenJust) weiß nicht, an welcher Stelle des Justizhaushaltes der Ausgleich für diese Forderung erfolgen sollte. Bei aller Sympathie für die Forderung an sich sehe er nicht, dass die Zuwendung an die freien Träger erhöht werden könne, zumal diese von Kürzungen ausgenommen worden seien. Die genannten freien Träger seien darauf hingewiesen worden, dass sie EU-Mittel beantragen könnten. Seines Wissens sei dies bislang nicht geschehen.

Abg. Krüger (Linkspartei.PDS) bittet darum, das gemeinsame Anliegen von Ausschuss und Justizverwaltung, die freien Träger im Justizbereich von den Kürzungen auszunehmen, nicht gering zu schätzen. Auch wenn der in Rede stehende Betrag im Verhältnis zum Gesamtvolumen des Haushalts gering sei, sehe er keine Möglichkeit, diese Summe aufzubringen. Zumal hier die Situation entstanden sei, dass bundespolitische Fehlentscheidungen nunmehr auf Landeebene mit eigenem Geld korrigiert werden sollten. Abg. Schruoffeneger habe während der 1. Lesung angeregt, auf Sozialarbeiter und Sozialarbeiterinnen aus dem Stellenpool zurückzugreifen. Dieser Vorschlag sei sympathisch, aber gleichwohl problematisch, weil damit der Präzedenzfall geschaffen würde, Mitarbeiter des Landes Berlin ohne Kostenerstattung einem freien Träger zur Verfügung zu stellen. Er sei bereit über diese Variante weiter zu diskutieren; den Änderungsantrag in seiner jetzigen Form lehne seine Fraktion ab.

Abg. Eßer (Grüne) kann die Diskussion über die Gegenfinanzierung nicht nachvollziehen. Seine Fraktion beantrage eine Absenkung der IT-Titel um 650 T€, die Koalition selbst beantrage eine Minderung um 440 T€ bzw. 466 T€. Demnach müsse es 86 T€ für soziale Einrichtungen zusätzlich geben. Wenn eine Besetzung aus dem Stellenpool vorgenommen würde, reduzierten sich die Kosten zudem auf rund ein Drittel. Er wiederhole, dass durch das Instrument Arbeit statt Strafe derzeit rund 194  Haftplätze eingespart würden und die Abbrecherquote in Höhe von rund 25 % durch weitere Sozialarbeiter relevant verringert werden könnte. Dadurch sparte das Land unter dem Strich Geld.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bemerkt, dass die Vorlage die Möglichkeit, Personal aus dem Stellenpool zu rekrutieren, skeptisch sehe. Auch hierzu verweise er auf die vorhandenen Schreiben zum Stellenpool: 117 Sozialarbeiter, plus 72 Beamte, plus 30 Angestellte im Sozialdienst. Es könne also kein Problem sein, die motivierten und befähigten Mitarbeiter zu finden. – Ein EU-Antrag setze immer etwas Innovatives und Gemeinschaftliches mit europäischen Partnern voraus; dafür seien die Träger zu klein, und das Modell sei zu eingefahren. Denkbar wäre, dass die Senatsverwaltung ein Modellprojekt „Innovative Projekte der Haftvermeidung“ für alle Träger starte. Die Träger alleine könnten dies nicht leisten. 

StS Flügge (SenJust) zeigt sich dankbar für jede gute Idee, die den Fortschritt beflügele. Es gebe ein EU-Projekt mit 14 Partnerländern, an dem Berlin sich beteilige. Was hinter dem Antrag der Grünen stehe, sei schwer umsetz- und vorstellbar – schon gar nicht für diesen Haushalt. 

Der Ausschuss empfiehlt, den Antrag der Grünen abzulehnen. 

Titel 701 28 (neu) – Neubau einer Anstalt des geschlossenen Männervollzugs –
(CDU)

	
	
	hierzu:

	
	a)
	Haushaltsplan 2006/07 - Änderungsantrag zum EPl. 06

Änderungsantrag der CDU vom 28.9.05

betr. 06 00

(korrigierte Fassung zu 3457; siehe auch bei 06 68)
	3457 A



Siehe bei 06 68! 

Anträge zu Kapitel 06 13 – Amtsanwaltschaft 
Titel 511 01 – Geschäftsbedarf –
(FDP)

	
	a)
	Geschäftsbedarf

Bericht SenJust – I C 7 – vom 20.10.05

betr. 0613/511 01
	3503



Abg. Meyer (FDP) fordert eine Anpassung an das Ist. 

Der Ausschuss lehnt den Antrag der FDP und den Antrag der Grünen ab. 

	
	
	Kapitel 06 15 – Kammergericht


Titel 124 06 – Mieten für Stellplätze auf Dienstgrundstücken –
(Grüne)

	
	
	hierzu:

	
	a)
	Der angeforderte Bericht von SenFin (Mieten für Stellplätze) liegt noch nicht vor.


Abg. Eßer (Grüne) interessiert zu Titel 124 06, wann der Bericht vorgelegt werde. Er bitte, den Titel zur Schlussberatung zurückzustellen. – So beschlossen. – [Zuruf von der Verwaltung: Der Bericht liegt vor!] –

Abg. Schruoffeneger (Grüne) stellt fest, dass der Bericht nicht auf der Tagesordnung stehe. Daher sei man zur roten Nr. 3511 nicht verhandlungsfähig. 

Stellv. Vors. Hoffmann stimmt dem zu. 

Titel 511 01 – Geschäftsbedarf – 
(FDP)

	
	
	hierzu:

	
	a)
	mündlicher Bericht von SenJust 


Abg. Meyer (FDP) bittet um den angekündigten mündlichen Bericht. 

Dr. Kunz (SenJust) berichtet, dass das aktuelle Ist wunschgemäß ermittelt worden sei: Am 26. 10. seien es 402 144 € gewesen. Die alten Ist-Zahlen seien durch Rückrechnung und fiktive Berechnungen ermittelt worden. Daher könne man für die dezentralen Kapitel Ist- und alte Haushaltszahlen nennen, obwohl es die Kapitel 2004/2005 noch gar nicht gegeben habe. Insgesamt seien die Ansätze realistisch, die Mittel würden benötigt. Es gebe einen besonderen Bedarf bei Büchern und Zeitschriften und im Geschäftsbedarf insgesamt. 

Der Ausschuss lehnt den Antrag der FDP ab. 

	
	
	Kapitel 06 16 – Landgericht


Bei den Kapiteln 06 16 bis 06 31

Titel 111 01 – Gebühren, Geldstrafen, Geldbußen (nur für Justiz) – 
(Linkspartei.PDS)

Titel 671 02 – Ersatz von Barauslagen – (Linkspartei.PDS)

Erledigt. 

	
	
	Kapitel 06 19 – Amtsgericht Charlottenburg


	
	
	hierzu:

	
	
	Kosten der Betreuung durch

Amtsbetreuer, Berufsbetreuer, Betreuungsvereine

Bericht SenJust - I C 7 - vom 21.10.05
	3442 A


Abg. Schruoffeneger (Grüne) überrascht immer noch, dass die Kosten nicht zu ermitteln seien. Dies liege offenbar daran, dass in den Statistiken nicht zwischen beruflicher und ehrenamtlicher Betreuung differenziert werde. Er nehme allerdings an, dass auf jeder Rechnung stehe, um wie viele Fälle es sich handele. Ab wann dürfe wieder nachgefragt werden? 

Dr. Kunz (SenJust) sagt, man habe die Informationen aus den Bereichen, die bundesweit in Zusammenarbeit mit dem BMJ an den statistischen Zahlen arbeiteten. Für den nächsten Haushalt könne er eine Auskunft in Aussicht stellen. 

Titel 701 20 – Erweiterung des Amtsgerichts Charlottenburg / Außenstelle Pestalozzistraße –
(Grüne)

Abg. Eßer (Grüne) meint, wenn die Aufstellung leerer Titel die neue Art der Investitionsplanung sei, würden die Grünen entsprechende Anträge für andere notwendige Investitionen stellen. 

Der Ausschuss lehnt den Antrag ab. 

	
	
	Kapitel 06 20 – Amtsgericht Hohenschönhausen


Titel 701 18 – Ersatzbau Amtsgericht Hohenschönhausen – 
(Grüne)

Abg. Eßer (Grüne) hält die Maßnahme für nicht veranschlagungsreif. Der Titel könne gestrichen werden. 

Der Ausschuss lehnt den Antrag ab. 

	
	
	Kapitel 06 21 – Amtsgericht Köpenick


Titel 701 16 – Erweiterung des Amtsgerichts Köpenick, 2. Bauabschnitt –
(Grüne)

Abg. Meyer (FDP) meint, dass die Ansätze nicht der erwarteten Realität entsprächen. 

Der Ausschuss lehnt die Anträge der FDP ab. 

	
	
	Kapitel 06 22 – Amtsgericht Lichtenberg

	
	
	Kapitel 06 23 – Amtsgericht Mitte

	
	
	Kapitel 06 24 – Amtsgericht Neukölln

	
	
	Kapitel 06 25 – Amtsgericht Pankow-Weißensee

	
	
	Kapitel 06 26 – Amtsgericht Schöneberg

	
	
	Kapitel 06 27 – Amtsgericht Spandau

	
	
	Kapitel 06 28 – Amtsgericht Tempelhof-Kreuzberg

	
	
	Kapitel 06 30 – Amtsgericht Tiergarten

	
	
	Kapitel 06 31 – Amtsgericht Wedding


Der Ausschuss lehnt die Anträge der FDP zu Titel 526 01 ab. 

	
	
	Kapitel 06 61 – Justizvollzugsanstalt Charlottenburg


Titel 511 40 – Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände –
(FDP)

	
	
	hierzu:

	
	a)
	mündlicher Bericht zum Ist per 31.8.05.


Der Ausschuss lehnt den Antrag der FDP ab. 

	
	
	Kapitel 06 66 – Justizvollzugsanstalt Moabit


Titel 511 40 – Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände –
(FDP)
Titel 514 08 – Dienst- und Schutzkleidung –
(FDP)

Der Ausschuss lehnt den Antrag der FDP ab. 

[Unterbrechung der Sitzung von 16.20 bis 16.30 Uhr]

	
	
	Kapitel 06 68 – Justizvollzugsanstalt Tegel


Titel 701 28 – Neubau einer Anstalt des geschlossenen Männervollzugs – 

(Linkspartei.PDS, Grüne und FDP)

	
	
	hierzu:

	
	a)
	Neubau einer Haftanstalt des geschlossenen Männervollzugs (JVA Heidering)

Bericht SenJust - III A - vom 12.9.05 betr. 06 68
	3320



	
	b)
	Haushaltsplan 2006/07 - Änderungsantrag zum EPl. 06

Änderungsantrag der CDU vom 28.9.05

betr. 06 00

(korrigierte Fassung zu 3457; siehe auch bei 06 00)
	3457 A


	
	
	

	
	c)
	Bauvorbereitungsmittel für Neubeginner 2006/07

EPl. 06

Bericht SenStadt – V S 21 – vom 12.10.05
	3487



	
	d)
	Neue Denkweise - statt neuer Knäste

Antrag der Fraktion der FDP Drs 15/4169

hierzu mehrheitliche Beschlussempfehlung von Recht
(gegen FDP und Grüne) vom 22.9.05, mit der der Antrag
abgelehnt wird)
	3169



Abg. Krüger (Linkspartei.PDS) macht auf den Antrag rote Nr. 3457 D zur Absenkung der VE aufmerksam. Die Debatte darüber, ob man beim Bau der Vollzugsanstalt mit weniger Geld auskommen könne, sei von fast allen Fraktionen geführt worden. So weit wie die CDU wolle man nicht gehen. Die Justizverwaltung habe mit erkenntnisfördernden Argumenten für das Vorhaben gekämpft. Grundsätzlich sei der Bau einer Anstalt des Männervollzugs nicht mehr in Zweifel zu ziehen, obwohl über alternative Konzepte und Möglichkeiten der Haftvermeidung zu diskutieren sei. Die Zahl der Häftlinge steige jährlich um 3 %. Der vollzugspolitische Handlungsbedarf sei aber nicht wegzudiskutieren. Daher müsse man handeln und die Voraussetzungen für den Neubau in Großbeeren schaffen. Alle Möglichkeiten, den Bau preiswerter zu machen, seien auszuschöpfen. 

Abg. Eßer (Grüne) möchte wissen, welche Erkenntnisse dazu führten, dass der Bau nunmehr statt für 85 für 79,5 Mio € zu haben sei. Wenn es neue Erkenntnisse über die Baukosten gebe, dann sollten diese hier vorgelegt werden. Planungsunterlagen oder andere Baukalkulationen, die eine Beurteilung des Vorgangs zuließen, lägen nicht vor. Er befürworte daher eine Zurückstellung des Titels zur Schlusslesung. Die erforderlichen Informationen seien vorzulegen. 

Abg. Meyer (FDP) schließt sich im Prinzip den Ausführungen seines Vorredners an. Weder die Veranschlagung der ursprünglichen Summe noch die Absenkung würden klar. 

Abg. Steuer (CDU) erinnert daran, dass seine Fraktion einen entsprechenden Antrag bereits zu den letzten Haushaltsberatungen gestellt habe. Die Zahl sei nicht gegriffen, sondern orientiere sich an den Zahlen anderer Bundesländer. 

Abg. Krüger (Linkspartei.PDS) bekräftigt, dass die Sache entscheidungsreif sei. Man sei sich einig, dass weniger als 87 Mio € ausgegeben werden sollten. Zur Schlusslesung seien keine neuen Erkenntnisse zu erwarten. 

Abg. Eßer (Grüne) erinnert an die Diskussion über die Topographie des Terrors, die nicht mehr als x habe kosten dürfen. Dies habe letztendlich nichts bedeutet. Ähnlich sei es bei der Akademie der Künste und beim Tempodrom gewesen. Man wolle daher keine Baumaßnahmen mehr veranschlagen, bei denen nicht klar sei, wie das Objekt aussehe, geplant sei, dass es eine nachvollziehbare Kalkulation und einen auskömmlichen Ansatz habe. Bis jetzt handele es sich um gegriffene Zahlen, die nur behauptet seien. Sie benötigten eine Unterlegung. Hinter einem Absenkungsantrag der Koalition müsse eine Überlegung stecken. Dem Parlament liege darüber nichts vor. 

Der Ausschuss lehnt eine Vertagung ab. Er lehnt den Antrag der CDU ab. Er stimmt dem Antrag der Koalitionsfraktionen zu. 

Zu d): 

Der Ausschuss lehnt den Antrag ab. 

	
	
	Kapitel 06 69 – Jugendstrafanstalt


Titel 517 01 – Bewirtschaftungsausgaben –
(FDP)

Der Ausschuss lehnt den Antrag ab. 

	
	
	IuK-Titel des Einzelplans 06 


Beratung nach Anlage 1 Seiten 32-52 der

	
	
	IuK-Titelliste; FM-Titelliste; Reste 2004

Listen SenFin - II B - vom 23.8.05

(je 2x pro Fraktion)
	3189


	
	
	hierzu auch:

	
	
	IuK betreffende Berichte

Übersicht Abghs III D vom 28.10.05
	3344 E


	
	
	hierzu:

	
	a)
	IuK-Titel

Fragen der Grünen vom 26.9.05 zu Einzeltiteln
	3344 A


	
	
	


Abg. Eßer (Grüne) weist auf den Grünen-Antrag rote Nr. 3457 B hin. Die Kürzung sei nicht gleichmäßig verteilt. Bei größeren Posten könne mehr gespart werden. Bei kleinen IuK-Titeln seien schon Kürzungen um 2,4 % zu viel. 

0600 Titel 511 43 – Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände für die IuK-Technik –
(Frage Grüne)

0600 Titel 540 60 – Dienstleistungen für die IuK-Technik –
(Frage Grüne)

0605 Titel 540 60 – Dienstleistungen für die IuK-Technik –
(Frage Grüne)

0611 Titel 51143 – Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände für die IuK-Technik –
(Frage Grüne)

0611 Titel 52511 – Aus- und Fortbildung für die IuK-Technik –
(Frage Grüne)

0611 Titel 81260 – KOMSTA-Kommunikation innerhalb der Staatsanwaltschaft –
(Frage Grüne)

0612 Titel 51111 – Geschäftsbedarf für die IuK-Technik –
(Frage Grüne)

0612 Titel 51143 – Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände für die IuK-Technik –
(Frage Grüne)

0613 Titel 51111 – Geschäftsbedarf für die IuK-Technik –
(Frage Grüne)

0615 Titel 511 11 – Geschäftsbedarf für die IuK-Technik – (Grüne)

0615 Titel 51143 – Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände für die IuK-Technik –
(Frage Grüne)

0615 Titel 52511 – Aus- und Fortbildung für die IuK-Technik –
(Frage Grüne)

0615 Titel 81262 – Rechnereinsatz im Handelsregister - HAREG - –
(Frage Grüne)

0615 Titel 81275 – Automation der Justizkasse - AJUKA - –
(Linkspartei.PDS; Frage Grüne)

0615 Titel 81276 – Informationsmanagement in der Ordentlichen Gerichtsbarkeit (Masterplan IMOG) –
(Linkspartei.PDS und FDP; Frage Grüne)

	
	
	hierzu:

	
	a)
	Informationsmanagement in der 

ordentlichen Gerichtsbarkeit (IMOG)

Bericht SenJust – I C 7 – vom 20.10.05
	3501



Keine Wortmeldungen. 

Antrag der Grünen zu 06 00, Titel 972 06
Der Ausschuss lehnt den Antrag ab. 

Frau Abg. Flesch (SPD) erklärt, Satz 2 aus der Begründung der Grünen werde als Erläuterung übernommen. 

Der Ausschuss stimmt dem so geänderten Antrag der Koalitionsfraktionen zu. 

Antrag zu 06 00, Titel 972 11 
Siehe Beschlussprotokoll!

Anträge der FDP zu IuK-Titeln 
Der Ausschuss lehnt die Anträge ab. 

	
	
	Produkthaushalt Einzelplan 06


	
	
	hierzu:


	
	a)
	Produkthaushalt EPl. 06

Bericht SenJust – I C – vom 19.10.05
	3502



	
	b)
	Produkthaushalt EPl. 06

Bericht SenJust - I C 1- vom 28.10.05
	3526


Abg. Schruoffeneger (Grüne) erbittet zur roten Nr. 3526 zum 1. 8. 06 den Umsetzungsbericht. – Zugesagt. 

Der Ausschuss stimmt dem Einzelplan 06 zu. 

	
	
	Einzelplan 12 - Stadtentwicklung


Abg. Schruoffeneger (Grüne) trägt Korrekturen zum Antrag der Grünen rote Nr. 3545 C vor. 

	a)
	Stellungnahme Hh 06/07 EPl. 12

(Bauen; Wohnen und Verkehr)

Stellungnahme BauWohnV vom 26.9.05
	3100 O



Frau Abg. Leder (SPD) bittet, die Beratung über die Auflagen in die Schlusslesung zu verschieben. 

	b)
	Stellungnahme Hh 06/07 EPl. 12

(Stadtentwicklung und Umweltschutz)

Stellungnahme StadtUm vom 28.9.05
	3100 T



Frau Abg. Leder (SPD) bittet, die Beratung über die Auflagen in die Schlusslesung zu verschieben. 

	c)
	Expertenkommission Staatsaufgabenkritik

Bauende Bereiche

Schlussbericht SenStadt - StD-jo - vom 20.10.05
	3115 C


Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt, wann die erforderliche Angleichung von LHO und Ausführungsvorschriften Bau erfolge. – Er bitte zu erläutern, was unter Stichprobe verstanden werde. – Warum gebe es die Verfahren nur beim Tiefbau? – Angeblich könne es nicht gelingen, genügend qualifizierte Mitarbeiter aus dem Bestand zu finden bzw. zu qualifizieren. Der Stellenpoolvorlage sei zu entnehmen, dass über 600 Mitarbeiter von SenStadt, die sich im Pool befänden, zurückabgeordnet worden seien. Wie werde auf diese Weise die neue Struktur umgesetzt? – Auf Seite 9 werde die Unterdeckung bei der Tiefbauabteilung beschrieben und eine Prioritätensetzung angekündigt. Welche Größen habe die Unterdeckung noch? – Dass die Leistungen der Büros den Anforderungen häufig nicht gerecht würden, sei ein ernsthaftes Problem. Handele es sich um ein Einarbeitungsproblem? Wie werde damit umgegangen? – Auf Seite 10 werde der Unterschied zwischen Bezirken und Hauptverwaltung in Höhe von 1 % deutlich. Sei die Kennzahl völlig unabhängig von der Art der Baumaßnahmen? Die Bezirke bearbeiteten kleinteiligere Maßnahmen. Dies sei aber nicht erklärt. 

Frau Abg. Matuschek (Linkspartei.PDS) beantragt die Überweisung der roten Nr. 3115 C in den Fachausschuss sowie Schluss der Debatte. 

Der Ausschuss stimmt dem zu. 

	d)
	Folgekosten für neu beginnende Baumaßnahmen

2006/07

Bericht SenFin - II A - vom 26.10.05
	3174 A


Abg. Schruoffeneger (Grüne) interessiert, ob die Folgekosten bereits bei der Finanzplanung angemeldet seien. 

StS Schulte (SenFin) antwortet, es gelte der Grundsatz, dass Derartiges im Budget aufzufangen sei. Die Kosten seien daher nicht zusätzlich veranschlagt, sondern von den Verwaltungen aufzubringen. 

	
	e)
	Aufzugseinbauten auf U-Bahnhöfen

Bericht SenStadt - GR B - vom 27.10.05
	3126 A


Abg. Schruoffeneger (Grüne) kündigt einen Auflagenbeschluss an: Eine Bundesratsinitiative solle die rechtlichen Änderungen herbeiführen. 

	f)
	Asbestbelastung Steglitzer Kreisel
nichtöffentliches Schreiben Vors.Pet

- 713/15 - vom 1.9.05


	0375 D
Beratung ggf.

nichtöffentlich


Abg. Schruoffeneger (Grüne) wünscht die Vorlage der Kosten für die dezentrale Unterbringung: Gebäude müssten hergerichtet werden, es fielen Umzugskosten an. In welchen Zeitstufen werde der Senat dies konkretisieren? Wie solle die Deckung im Doppelhaushalt erfolgen? 

Frau Abg. Matuschek (Linkspartei.PDS) weist darauf hin, dass der Schlussbericht noch ausstehe. Es stünden noch Klärungsprozesse aus. 

StS Schulte (SenFin) stellt fest, dass nicht jeder Entscheidungsprozess sich in den Rhythmus des Haushaltsverfahrens einpassen lasse. Während der Haushaltsberatungen sei eine Entscheidung noch nicht möglich. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) erwidert, dass es eine Lösung geben müsse, die Geld koste. Mit einem Kostenrahmen von 14 Mio € sei zu rechnen, diesen könne man nicht einfach vernachlässigen. 

Frau Abg. Spranger (SPD) betont, dass es bis zum 31. 12. 05 eine Entscheidung geben werde. Sie sei gegen eine Vertagung. 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, dass der endgültige Bericht sich an den noch ausstehenden Bewertungen durch beide Verwaltungen und das Bezirksamt orientieren werde. Sie bitte, den Endbericht abzuwarten. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) interessiert, aus welchem Titel die Finanzierung erfolgen solle. 

Abg. Zackenfels (SPD) sagt, bisher sei nicht bekannt oder entscheidungsreif, wer die Verantwortung für die finanziellen Auswirkungen habe. Man werde 2006 die Konsequenzen des vorzulegenden Berichts eventuell im Haushalt berücksichtigen müssen. Die Frage sei, wo, durch wen, wenn überhaupt. Der Zwischenbericht solle zur Kenntnis genommen werden. 

Der Ausschuss nimmt das Schreiben zur Kenntnis. 

	
	
	Kapitel 12 00 – Senatsverwaltung für Stadtentwicklung
– Politisch-Administrativer Bereich und Service –


Titel 182 10 – Tilgungen – 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) beantragt, hier einen Ansatz von 50 T€ 2006 zu bilden. Hierbei handele es sich um die Darlehen, die im Rahmen des Prozesses um das Tempodrom gewährt worden seien. Bisher werde auf die Erstattung eines Teilbetrags verzichtet. Man sollte mit den Betreffenden verhandeln, um einen Teilbetrag zurückzubekommen. 

Abg. Wilke (CDU) meint, es müsste erläutert werden, wie die Erhöhung des Titels bewerkstelligt werden könne. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) erklärt, dass ein Darlehen in Höhe von 113 T€ gewährt worden sei. Man sollte versuchen, 45 % des Darlehens zurückzuerhalten. Die öffentliche Hand sollte nicht für die Verteidigung in diesem Fall komplett zuständig sein. 

Der Ausschuss lehnt den Antrag der Grünen ab. 

Titel 518 03 – Mieten für Maschinen und Geräte –
(FDP)

Der Ausschuss lehnt den Antrag der FDP ab. 

Titel 526 09 – Thematische Untersuchungen –
(Grüne und FDP)

	
	
	hierzu:

	
	a)
	Berichte zur Haushaltsberatung 2006/07 EPl. 12

Sammelbericht SenStadt - SF A - vom 10.05
	3508

Bericht 1


Abg. Schruoffeneger (Grüne) entnimmt dem Bericht 1, dass es sich um einen verwaltungstechnischen Bereich handele, der normal in der Linie laufen müsste. Daher sollte jährlich um 10 T€ gekürzt werden. 

Der Ausschuss lehnt den Antrag der Grünen ab. 

Titel 526 10 – Gutachten –
(FDP)

Der Ausschuss lehnt den Antrag der FDP ab. 

Titel 527 03 – Dienstreisen –
(Grüne und FDP)

Der Ausschuss lehnt den Antrag der Grünen und den Antrag der FDP ab. 

Titel 533 14 – Architekturgespräche –
(FDP)

Abg. Schmidt (FDP) hält die Architekturgespräche für entbehrlich. 

Frau Abg. Matuschek (Linkspartei.PDS) verweist auf die Diskussion im Fachausschuss. 

Der Ausschuss lehnt den Antrag der FDP ab. 

Titel 533 16 – Stadtforum Berlin – 
(FDP)

Der Ausschuss lehnt den Antrag der FDP ab. 

	
	
	Kapitel 12 05 – Senatsverwaltung für Stadtentwicklung
– Generelle Angelegenheiten, Ressortkoordination und Recht –


	
	
	hierzu:

	
	a)
	mündlicher Bericht von SenStadt betr. Deutsches Institut für Bautechnik die Verdoppelung der Personalausgaben für Beamte in den Jahren 2004 bis 2006


Titel 111 05 – Gebühren nach der Verwaltungsgebührenordnung –  
(FDP)

Der Ausschuss lehnt den Antrag der FDP ab. 

Titel 111 09 –Gerichtskosten –
(FDP)

Titel 526 01 – Gerichts- und ähnliche Kosten –
(Grüne)

Titel 540 10 – Dienstleistungen –
(Grüne und FDP)

	
	
	hierzu:

	
	a)
	Berichte zur Haushaltsberatung 2006/07 EPl. 12

Sammelbericht SenStadt - SF A - vom 10.05
	3508

Bericht 3


Abg. Schruoffeneger (Grüne) beantragt angesichts der Erfahrung der letzten Jahre eine Kürzung um 50 T€ jährlich. 

Der Ausschuss lehnt den Antrag der Grünen ab. 

Titel 685 41 – Zuschuss an das Deutsche Institut für Bautechnik –
(Grüne)

	
	
	Kapitel 12 10 – Senatsverwaltung für Stadtentwicklung
– Stadt- und Freiraumplanung –


	
	
	hierzu:

	
	a)
	Grün Berlin Park und Garten GmbH

Bericht SenStadt - I C 1 - vom 27.10.05
	3528


Abg. Schruoffeneger (Grüne) nimmt an, dass es für dieselbe GmbH einen zweiten Wirtschaftsplan geben müsse, da die von Dritten finanzierten Sachmittel in dem vorgelegten Plan nicht enthalten seien. Wo würden die Mittel veranschlagt und gebucht? 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, dass die Grün GmbH Fremdmittel, die sie bewirtschafte, nicht in ihrem Wirtschaftsplan abbilde. 

Herr Treptau (SenStadt) erläutert, dass im Wirtschaftsplan nachrichtlich z. B. die GA-finanzierten Mittel sowie die Maßnahmen im Rahmen von Ausgleichsmaßnahmen nach dem Naturschutzgesetz dargestellt würden. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) erwidert, die Logik dieser Buchung sei ihm ein Rätsel. Die GA-Mittel gingen an die GmbH; diese habe eine Einnahme und begleiche ihre Rechnungen. Dies laufe doch über den Wirtschaftsplan oder den Haushalt der GmbH. – Gefragt worden sei, warum die Maßnahmekosten sänken, aber nicht die Personalkosten. Geantwortet worden sei, dass wegen der fremdfinanzierten Maßnahmen das Personal weiterhin benötigt werde. Dies hieße, dass die Personalkosten für die Ausgleichsmaßnahmen zulasten des Landes gebucht würden. Wer zu Ausgleichsmaßnahmen verpflichtet sei, müsse diese doch komplett bezahlen! Warum bezahle das Land Personal, das erforderlich sei, um rechtlich verbindliche Ausgleichsmaßnahmen Dritter durchzuführen? 

Abg. Zackenfels (SPD) meint, es müsste sichergestellt werden, dass die Kosten weiterfakturiert würden. Dann werde der Landeshaushalt nicht belastet. Über Umsatz werde doch nur gebucht, wenn der Eigentümer Zugriff auf die Geldmittel habe. Treuhänderische Tätigkeit sei in einem Wirtschaftsplan und im Jahresabschluss nicht zu berücksichtigen. 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erläutert, dass die Mittel für die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf dem Gleisdreieck sich bei der Stiftung Naturschutz befänden. Die Grün GmbH führe die Maßnahmen mit den Mitteln durch, die von der Stiftung Naturschutz sukzessiv zur Verfügung gestellt würden. Diese Mittel würden nicht im Wirtschaftsplan der GmbH abgebildet, sondern an einer anderen Stelle. Wenn die Mittel Bestandteil eines durchlaufenden Postens im Wirtschaftsplan wären, wäre dies eine doppelte Abbildung. Daher würden sie in den Erläuterungen zum Wirtschaftsplan dargestellt. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) entgegnet, dies löse nicht das Personalproblem. Die Kosten für das Personal würden im Wirtschaftsplan abgebildet und somit zulasten des Landes abgerechnet. Einen denkbaren Einnahmetitel, in den die Kosten erstattet würden, habe er nicht gefunden. Eigentlich würde dieser auch zu den durchlaufenden Kosten gehören. 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) betont, dass es sich um Maßnahmen des Landes handele. Wo sollten die Personalkosten abgebildet werden, wenn nicht dort, wo sie zur Verfügung gestellt würden? 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) führt aus, dass Ausgleichsmaßnahmen komplett geleistet werden müssten. Das Personal für die Planung und Umsetzung gehöre dazu. 

Herr Treptau (SenStadt) verweist auf die letzte Seite des Schreibens, die den Stellenplan 2006 abbilde. Insgesamt würden 2006  38 Mitarbeiter bezahlt, sie kosteten ca. 2 Mio €. Abgezogen würden hiervon in der Spalte Sonderfinanzierung 117 T€. Es würden pauschale und konkrete Sonderfinanzierung unterschieden. Letztere beziehe sich auf Maßnahmen in Marzahn. Unter der pauschalen Sonderfinanzierung, 194 T€, würden Berliner Mauerweg u.a. – GA-finanziert – aufgeführt. Es bleibe letztlich ein Betrag von 1 690 T€, der in die Rechnung für das Land einfließe. 

Titel 111 94 – Jagdabgabe nach dem Landesjagdgesetz –
(Grüne)

Der Ausschuss lehnt den Antrag der Grünen ab. 

Titel 518 01 – Mieten für Grundstücke, Gebäude und Räume –
(Grüne)

Keine Wortmeldungen. 

Titel 521 93 – Verwendung der Ausgleichsabgabe nach dem Naturschutzrecht –
(Grüne)

Keine Wortmeldungen. 

Titel 526 09 – Thematische Untersuchungen –
(Linkspartei.PDS, Grüne und FDP)

Der Ausschuss lehnt den Antrag der FDP ab. 

Titel 531 07 – Druck der Landeskartenwerke –
(FDP)

Titel 540 10 – Dienstleistungen – 
(SPD, Grüne und FDP)

	
	
	hierzu:

	
	a)
	Berichte zur Haushaltsberatung 2006/07 EPl. 12

Sammelbericht SenStadt - SF A - vom 10.05
	3508

Bericht 4


Der Ausschuss lehnt den Antrag der FDP ab. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bemerkt zum Bericht 4, dass es sich nicht um große Summen handele. Der Zeitablauf von drei Jahren bei dem prioritären Projekt Life-Science-Center verwundere ihn. Warum dauere es so lange? Wie könne es mit dem „Kleinstgutachten“ vorangebracht werden? 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) stellt klar, dass inzwischen das Bezirksamt zuständig sei. Seit dem Sommer 2003 habe man verschiedene Aspekte untersucht und bearbeiten lassen. Zu Projektträgerschaft und Folgekosten sei das Bezirksamt zu beraten gewesen. Möglichkeiten zur Projektförderung, insbesondere aus GA-Mitteln, seien untersucht worden. Für den Bezirk und die Wirtschaftsverwaltung habe man erheblichen Klärungsbedarf. 

Titel 541 90 – Zentrale Aufgaben der Gräberbetreuung aus Zuwendungen –    (Grüne und FDP)
Titel 981 90 – Allgemeine Verrechnungen aus Zuwendungen – 
(Grüne und FDP)

	
	
	hierzu:

	
	a)
	Berichte zur Haushaltsberatung 2006/07 EPl. 12

Sammelbericht SenStadt - SF A - vom 10.05
	3508

Bericht 5


Abg. Schruoffeneger (Grüne) bemerkt zum Bericht 5, dass man mittlerweile 7 bis 8 Mio € mit sich herumschleppe. Die Frage des Ehrenmals Schönholz sei sicher unstrittig. Bei dem Großteil der Kleinstmaßnahmen sollte mit einem großen Betrag eingestiegen werden. Mit dem Bund sollte darüber gesprochen werden, ob nicht ein Teil der Rücklage für Weißensee verwendet werden dürfe. 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) glaubt, dass es wichtig sei, alternative Finanzierungsmöglichkeiten für Weißensee zu suchen. Welchen Umfang die Maßnahmen haben müssten, lasse sich nicht kurzfristig klären. Zum Teil würden bereits Mittel der Kriegsgräberpflege für den Friedhof in Weißensee verwendet, aber nur da, wo Gräber als mit der gesetzlichen Grundlage in Übereinstimmung zu bringende zu identifizieren seien. Eine andere Interpretation der bundesgesetzlichen Regelung scheine nicht möglich zu sein. Sie habe in Auftrag gegeben, sich mit der Frage  auseinander zu setzen, ob eine Ausweitung der Interpretation möglich sein könnte. Wenn die Mittelverwendung ausgeweitet werden könnte, hätte man auch an anderen Stellen Bedarfe, die die Verwendung der Mittel zur Kriegsgräberpflege an anderer Stelle unerwünscht beschneiden würde. Ein positives Ergebnis für Weißensee könne sie nicht in Aussicht stellen. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) regt an, den aktuellen Sachstand in den im Frühjahr zu liefernden Bericht zu integrieren. – Zugesagt. 

Titel 682 03 – Zuschuss zur Deckung des Betriebsverlustes der Grün Berlin Park und Garten GmbH – 
(Grüne und FDP)

Der Ausschuss lehnt den Antrag der Grünen ab. 

Titel 685 01 – Zuschüsse an die Stiftung Naturschutz –
(CDU)

Keine Wortmeldungen.

Titel 685 24 – Zuschüsse an städtebauliche Institutionen –
(Grüne)

Abg. Schruoffeneger (Grüne) erklärt, dass das Institut für Städtebau i. W. der Fort- und Weiterbildung von Stadtplanern, Architekten diene. Deren Finanzierung sei nicht Aufgabe der öffentlichen Hand. Eine Finanzierung über Teilnehmergebühren wäre möglich. 

Der Ausschuss lehnt den Antrag der Grünen ab. 

Titel 685 69 – Sonstige Zuschüsse für konsumtive Zwecke im Inland –
(FDP)

	
	
	hierzu:

	
	a)
	Berichte zur Haushaltsberatung 2006/07 EPl. 12

Sammelbericht SenStadt - SF A - vom 10.05
	3508

Bericht 6


Der Ausschuss lehnt den Antrag der FDP ab. 

Titel 891 45 – Zuschuss an die Grün Berlin Park und Garten GmbH –
(Grüne)

Keine Wortmeldungen.

	
	
	Kapitel 12 11 – Berliner Forsten


Titel 119 34 – Rückzahlungen überzahlter Beträge –
(FDP)

Der Ausschuss lehnt den Antrag der FDP ab. 

Titel 119 81 – Verkauf von Altmaterial und ausgesonderten Sachen –
(FDP)

Der Ausschuss lehnt den Antrag der FDP ab. 

Titel 540 10 – Dienstleistungen – 
(Grüne)

	
	
	hierzu:

	
	a)
	mündlicher Bericht von SenStadt betr. forstliche Rahmenplanung


Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, dass die forstliche Rahmenplanung im Landeswaldgesetz verankert sei. Es gehe darum, sich planerisch mit der Waldstruktur auseinander zu setzen sowie Nutz-, Schutz- und Erholungsfunktionen des Waldes dadurch zu sichern, dass definiert werde, ob und in welchem Umfang Eingriffe erforderlich seien oder ein Vorrang zu definieren sei. Es gehe auch um die Einbindung von privaten Waldbesitzern. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt, ob das Berliner Landeswaldgesetz mit der forstlichen Rahmenplanung und die EU-Richtlinie zum nationalen Waldprogramm nicht zusammengeführt werden könnten, um zu vermeiden, dass man zwei parallele Arbeitsprozesse habe, die sich überschnitten. Im März sollte man darüber reden. 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) stellt klar, dass die Angelegenheit keine finanzielle Auswirkungen habe. Im Fachausschuss sei eine ausführliche Erörterung erfolgt. Die Instrumente hätten unterschiedliche Zielsetzungen. 

Stellv. Vors. Hoffmann befürwortet eine Behandlung im Fachausschuss. 

	
	
	Kapitel 12 13 – Landesdenkmalamt


Titel 111 05 – Gebühren nach der Verwaltungsgebührenordnung –
(FDP)

Der Ausschuss lehnt den Antrag der FDP ab. 

Titel 521 16 – Denkmalpflegerische Maßnahmen in Grünanlagen –
(Grüne und FDP)


Keine Wortmeldungen.

Titel 893 00 – Zuschüsse für Maßnahmen des Denkmalschutzes –
(Grüne und FDP)

 (betr. Stellungnahmen BauWohnV und StadtUm)

	
	
	hierzu:

	
	a)
	Berichte zur Haushaltsberatung 2006/07 EPl. 12

Sammelbericht SenStadt - SF A - vom 10.05
	3508

Bericht 7


Abg. Schruoffeneger (Grüne) hält für erfreulich, dass der städtebauliche Denkmalschutz ansatzweise funktioniere. Wer definiere die Förderkulisse? Diese sei bisher sehr klein. – Inwieweit benötige man zur Definition den Bund, was könne man selber machen? – Er hoffe, dass die Prüfung künftig regelmäßig erfolge. 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) betont, dass es Regelungen für die Definition von Förderkulissen gebe, die man einhalten müsse. In diesem Jahr sei es gelungen, die Luisenstadt hinzuzuformulieren. Eine Ausweitung der Förderkulissen könnte in die Beliebigkeit führen. Es sei gelungen, innerhalb der Kulissen Möglichkeiten verbindlicher zu gestalten. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) sagt, es gehe ihm um Quartiere oder Stadtteile. Die Aufwertung von Quartieren könne mit dem Denkmalschutz zu tun haben. – Was den Antrag des Fachausschusses betreffe, finde er die Gegenfinanzierung problematisch. Werde die Mittelerhöhung nicht durch Bundesmittel erreicht? 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) stellt fest, dass ihre Verwaltung in der Lage sei, die Mittel auszugeben, wenn ein entsprechender Beschluss gefasst werde.

Herr Treptau (SenStadt) erklärt, dass alle Verfahren gerichtsanhängig seien. In den letzten beiden Jahren habe das Land nicht zahlen müssen. Der Betrag, der tatsächlich fällig werde, sei nicht einschätzbar. Seine Höhe hänge von der Gerichtsentscheidung ab. Gegebenenfalls müsse er aus dem Epl. 12 ausgeglichen werden.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) schlägt vor, den Titel 893 00 – Zuschüsse für Maßnahmen des Denkmalschutzes – auf Null zu setzen.
Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) hält den Vorschlag ihres Vorredners für unseriös, da man relativ sicher sei, dass man etwas erwarte.

Durch eine Veranschlagung bei möglichen gerichtlichen Auseinandersetzungen dürfe der Senat nicht zu erkennen geben, mit welcher Gerichtsentscheidung gerechnet werde.

Der Ausschuss nimmt die Stellungnahme des Ausschusses für Bauen, Wohnen und Verkehr – rote Nr. 3100 O – bezüglich der Vorschläge zu Titel 893 00 – Zuschüsse für Maßnahmen des Denkmalschutzes – zustimmend zur Kenntnis.

Der Antrag der FDP-Fraktion aus der Vorlage – rote Nr. 3545 A –, im Kapitel 12 13 einen neuen Titel 684 00 – Zuschuss an die Stiftung Denkmalschutz Berlin e.V. – mit einem Ansatz von 75 000 € in den Jahren 2006 und 2007 einzurichten, wird abgelehnt.
Kapitel 12 20 – Senatsverwaltung für Stadtentwicklung – Städtebau und Projekte –

	
	
	hierzu:

	
	
	Hauptstadtbedingte Zuweisungen an Berlin

Bericht SenFin - II A - vom 19.10.05

betr. 05 59, 12 20, 12 70, 17 30

(soweit 1220 betroffen)
	3490



Der Ausschuss nimmt den Bericht – rote Nr. 3490 – betr. Kapitel 12 20 ohne Aussprache zur Kenntnis.

Titel 331 22 – Zuweisungen des Bundes für sonstige Investitionen –


(Grüne)

Keine Wortmeldungen.
Titel 526 09 – Thematische Untersuchungen –




(Grüne und FDP)

Der Ausschuss lehnt einen Antrag FDP-Fraktion aus der Vorlage – rote Nr. 3545 A –, im Kapitel 12 20 den Ansatz des Titels 526 09 – Thematische Untersuchungen – in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 20 000 € zu mindern, ab.

Kapitel 12 30 – Senatsverwaltung für Stadtentwicklung – Geoinformation, Vermessung 
und Wertermittlung –

	
	
	hierzu:

	
	
	Berichte zur Haushaltsberatung 2006/07 EPl. 12

Sammelbericht SenStadt - SF A - vom 10.05
	3508

Bericht 8


Der Ausschuss nimmt Bericht 8 der Sammelvorlage – rote Nr. 3508 – ohne Aussprache zur Kenntnis.

Kapitel 12 50 – Senatsverwaltung für Stadtentwicklung – Hochbau –

	
	
	hierzu:

	
	
	Überschreitung anerkannter Gesamtbaukosten

Koserstr. 20 (HU, FB Geschichtswissenschaften)

Schreiben SenStadt – VP 20-2 – vom 12.10.05

betr. 1710/701 79
	3494


Der Ausschuss nimmt das Schreiben – rote Nr. 3494 – ohne Aussprache zur Kenntnis.

Titel 714 20 – Deutsches Theater, Sanierung des Bühnenturms –
(Grüne)

	
	
	hierzu:

	
	
	Deutsches Theater/Sanierung des Bühnenturms

Bericht SenStadt - V P 1 - vom 28.10.05

(1250/714 20)
	3536



Der Ausschuss nimmt das Schreiben – rote Nr. 3536 – ohne Aussprache zur Kenntnis.

Titel 519 00 – Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen –  

(Linkspartei.PDS
und Grüne)

	
	
	hierzu:

	
	
	Berichte zur Haushaltsberatung 2006/07 EPl. 12

Sammelbericht SenStadt - SF A - vom 10.05
	3508

Bericht 9


Abg. Schruoffeneger (Grüne) entnimmt dem Bericht 9 der Sammelvorlage – rote Nr. 3508 –, dass die Gebäude, die an die BIM GmbH gingen, nur 31 % statt 51 % des Bauunterhaltungsbedarfs nach KGSt-Modell erhielten. Als Begründung werde darauf hingewiesen, dass bei diesen Gebäuden in den letzten Jahren weniger für die bauliche Unterhaltung ausgegeben worden sei als bei anderen Landesgebäuden. Er sehe die Gefahr, dass bei den Gebäuden, die dem Portfolio der BIM GmbH übertragen würden, eine „Bugwelle“ entstehe. Warum orientiere man sich am Ist der letzten Jahre und nicht dem Richtwert von rd. 50 %?

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) führt aus, dass man bei den Richtwerten der KGSt zwischen Gebäudeteilen, die insbesondere Technik beinhalteten, und anderen unterscheiden müsse. Je nach Technikanteil würden unterschiedliche Multiplikatoren zu Grunde gelegt. Die BIM GmbH habe alle Mittel erhalten, die ihr zustünden. Mit der BIM GmbH habe es diesbezüglich ausführliche Gespräche gegeben. Es werde alles getan, um die BIM GmbH bei der Übernahme einer neuen Aufgabe nicht in Schwierigkeiten zu bringen.

Frau Abg. Pop (Grüne) erinnert daran, dass in der Vorlage – rote Nr. 2959 B – eine OSZ-Sanierung beispielhaft dargestellt worden sei. Danach habe es von der Bedarfsanmeldung durch SenBildJugSport bis zum Baubeginn zwei Jahre gedauert. Sie schließe daraus, dass man für einen Baubeginn im Jahr 2006 Mitte des Jahres 2003 Bedarfe anmelden müsse. Bis zum Baubeginn gebe es zehn Schritte mit jeweils ca. drei „Unterschritten“. Für einen „Unterschritt“ brauche man ca. drei Monate. Wenn man von diesen Grundvoraussetzungen ausgehe, müsse man im Bereich der Oberstufenzentren jetzt eine Bedarfsplanung für einen Baubeginn im Jahr 2009 vorlegen. Welche Möglichkeiten zur Verfahrensvereinfachung gebe es? Seien von SenBildJugSport weitere Bedarfe angemeldet worden?

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) weist darauf hin, dass die Unterteilung in viele Arbeitsschritte den Vorteil habe, dass man parallel arbeiten könne. Problematisch sei jedoch, dass die LHO komplizierte Verfahren vorgebe. Die Projektsteuerung versuche dennoch, die Verfahren zu beschleunigen. Um Kostensicherheit zu erlangen, müsse das Bedarfsprogramm aber intensiv und korrekt geprüft werden.

Derzeit lägen ihrer Verwaltung noch keine Anmeldungen von SenBildJugSport für weitere OSZ-Maßnahmen vor.

Abg. Eßer (Grüne) geht davon aus, dass eine zweijährige Bearbeitungszeit nicht mit der LHO begründet werden könne. Es gebe größere Maßnahmen, die schneller realisiert würden als die Oberstufenzentren.

Der Ausschuss stimmt dem Geschäftsordnungsantrag von Abg. Zackenfels auf Schluss der Debatte zu.

Der Bericht 9 der Sammelvorlage – rote Nr. 3508 – wird zur Kenntnis genommen.

Titel 519 94 – Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen aus zweckgebundenen
Einnahmen –  









(Grüne)

	
	
	hierzu:

	
	
	Berichte zur Haushaltsberatung 2006/07 EPl. 12

Sammelbericht SenStadt - SF A - vom 10.05
	3508

Bericht 10


Abg. Schruoffeneger (Grüne) kündigt einen Auflagenbeschluss an, nach dem mit Vattenfall Verhandlungen aufgenommen werden sollten, um den Geltungsbereich der Vereinbarung auf das Brandenburger Tor und seinen Vorplatz zu erweitern.

Der Ausschuss nimmt Bericht 10 der Sammelvorlage – rote Nr. 3508 – zur Kenntnis.

Titel 521 13 – Unterhaltung der Denkmale –





(FDP)

	
	
	hierzu:

	
	
	Berichte zur Haushaltsberatung 2006/07 EPl. 12

Sammelbericht SenStadt - SF A - vom 10.05
	3508

Bericht 11


Der Ausschuss nimmt Bericht 11 der Sammelvorlage – rote Nr. 3508 – ohne Aussprache zur Kenntnis.

Titel 714 17 – Wiederaufbau des Südflügels des Jagdschlosses Glienicke –

(FDP)

	
	
	hierzu:

	
	
	Berichte zur Haushaltsberatung 2006/07 EPl. 12

Sammelbericht SenStadt - SF A - vom 10.05
	3508

Bericht 12


Der Ausschuss nimmt Bericht 12 der Sammelvorlage – rote Nr. 3508 – ohne Aussprache zur Kenntnis.

Titel 714 18 – Sanierung der Obermaschinerie der Schaubühne, Lehniner Platz –
(Grüne)

	
	
	hierzu:

	
	
	Berichte zur Haushaltsberatung 2006/07 EPl. 12

Sammelbericht SenStadt - SF A - vom 10.05
	3508

Bericht 13


Abg. Schruoffeneger (Grüne) schlägt vor, die im Bericht 13 der Sammelvorlage – rote Nr. 3508 – erwähnte Verlagerung von 1 Mio € aus dem Titel 714 18 – Sanierung der Obermaschienerie der Schaubühne, Lehniner Platz – in den Titel 714 20 – Deutsches Theater, Sanierung des Bühnenturms – zu beschließen.

Der Ausschuss beschließt entsprechend.

Der Bericht 13 der Sammelvorlage – rote Nr. 3508 – wird zur Kenntnis genommen.

[Unterbrechung der Sitzung von 18.18 bis 18.30 Uhr]

	
	
	IuK-Titel des Einzelplans 01


Beratung nach Anlage 1 Seiten 1-2 der

	
	
	IuK-Titelliste; FM-Titelliste; Reste 2004

Listen SenFin - II B - vom 23.8.05


	3189


	
	
	hierzu auch:

	
	
	IuK betreffende Berichte

Übersicht Abghs III D vom 28.10.05
	3344 E


	
	
	hierzu:

	
	
	IuK-Titel

Fragen der Grünen vom 26.9.05
	3344 A


	
	
	Die angesprochenen Titel sind separat aufgeführt


0100 Titel 511 01 – Geschäftsbedarf – 





(Frage Grüne)

0100 Titel 511 43 – Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände für die 
IuK-Technik –








(Frage Grüne)

0100 Titel 525 11 – Aus- und Fortbildung für die IuK-Technik – 


(Frage Grüne)

0100 Titel 540 60 – Dienstleistungen für die IuK-Technik – 


(Frage Grüne)

0100 Titel 81289 – Geräte, technische Einrichtungen, Ausstattungen für die 
IuK-Technik –








(Frage Grüne)

Der Ausschuss lehnt einen Antrag der Fraktion der Grünen aus der Vorlage – rote Nr. 3456 B –, im Kapitel 01 00 beim Titel 972 06 – Pauschale Minderausgabe für steuerbare Ausgaben – im Jahr 2006 einen Ansatz –7 000 € und im Jahr 2007 einen Ansatz –70 000 € einzustellen, ab.
Kapitel 12 55 – Senatsverwaltung für Stadtentwicklung – Tiefbau –

Titel 119 01 – Veröffentlichungen –






(FDP)

Der Ausschuss lehnt einen Antrag der Fraktion der Grünen aus der Vorlage – rote Nr. 3545 A –, im Kapitel 12 55 den Ansatz des Titels 119 01 – Veröffentlichungen – in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 20 000 € zu erhöhen, ab.
Titel 521 02 – Unterhaltung baulicher Anlagen des Brücken- und Tunnelbaus 
einschließlich der Durchlässe in Grünanlagen – 




(Linkspartei.PDS)

	
	
	hierzu:

	
	
	Berichte zur Haushaltsberatung 2006/07 EPl. 12

Sammelbericht SenStadt - SF A - vom 10.05
	3508

Bericht 14


Der Ausschuss nimmt Bericht 14 der Sammelvorlage – rote Nr. 3508 – ohne Aussprache zur Kenntnis.

Titel 540 27 – Entwurfs- und Bauleitungskosten – 



(Linkspartei.PDS)

	
	
	hierzu:

	
	
	Stellungnahme Hh 06/07 EPl. 12

(Bauen; Wohnen und Verkehr)

Stellungnahme BauWohnV vom 26.9.05
	3100 O



Der Ausschuss nimmt die Stellungnahme des Ausschusses für Bauen, Wohnen und Verkehr – rote Nr. 3100 O – bezüglich der Vorschläge zu Titel 540 27 – Entwurfs- und Bauleitungskosten – zustimmend zur Kenntnis.

Ein Antrag der Fraktion der Grünen aus der Vorlage – rote Nr. 3545 B –, im Kapitel 12 55 den Ansatz des Titels 540 27 – Entwurfs- und Bauleitungskosten – im Jahr 2006 um 950 000 € und im Jahr 2007 um 750 000 € zu mindern und die Verpflichtungsermächtigungen in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 600 000 € zu mindern, wird abgelehnt.

Titel 540 40 – Bauvorbereitungsmittel – 

	
	
	hierzu:

	
	
	Berichte zur Haushaltsberatung 2006/07 EPl. 12

Sammelbericht SenStadt - SF A - vom 10.05
	3508
Bericht 15


	
	
	Parlamentarische Beteiligung bei Inanspruchnahme

von Bauvorbereitungsmitteln

Bericht SenFin - II B - vom 27.10.05
	3538



Frau Abg. Matuschek (Linkspartei.PDS) bittet, den Titel zur Schlussberatung zurückzustellen.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) weist darauf hin, dass in der Vorlage – rote Nr.  3538 – unter Pkt. 2 ein Verfahrensvorschlag gemacht, dem man folgen solle. Dieser laute, dass das Abgeordnetenhaus einwilligen müsse, wenn Grundstückserwerb aus Bauvorbereitungsmitteln erfolgen solle. Statt diese Regelung in das Aufstellungsrundschreiben 2008 aufzunehmen, könne diese Vorgehensweise schon jetzt beschlossen werden.

Der Ausschuss stellt den Titel 540 40 – Bauvorbereitungsmittel – zur Schlussberatung zurück. In diesem Zusammenhang wird auch die Vorlage – rote Nr.  3538 – behandelt.

Titel 542 25 – Koordinierung Alexanderplatz/Innerer Bereich – 

	
	
	hierzu:

	
	
	Berichte zur Haushaltsberatung 2006/07 EPl. 12

Sammelbericht SenStadt - SF A - vom 10.05
	3508
Bericht 16


Abg. Schruoffeneger (Grüne) bittet darzustellen, welche Kosten für die Beleuchtung des Alexanderplatzes anfielen.

Zudem kündige er einen Auflagenbeschluss seiner Fraktion an, wonach der Baubeginn erst nach der Fußball-WM sein solle und der sich mit der Frage befasse, inwieweit man an den städtebaulichen Verträgen noch etwas ändern könne.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, das Standardlampen vorgesehen seien. Die eigentliche Platzbeleuchtung sei Gegenstand der Ausschreibung.

Der Ausschuss nimmt den Bericht 16 der Sammelvorlage – rote Nr. 3508 – zur Kenntnis.

Titel 671 01 – Ersatz von Ausgaben – 

Keine Wortmeldungen.

Titel 682 74 – Zuschuss zur Deckung des Betriebsverlustes der OSB Sportstätten-
bauten GmbH i.L. – 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) entnimmt dem Bericht – rote Nr. 3525 –, dass die OSB Sportstättenbauten GmbH i. L. ihre Tätigkeit im Herbst 2006 entgültig einstelle. Insofern sei ein Zuschuss im Jahr 2007 nicht mehr erforderlich.

StS Schulte (SenFin) geht davon aus, dass die Mittel benötigt würden.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) geht davon aus, dass nach dem Abschluss der operativen Phase der Liquidation keine Arbeit mehr stattfinde und somit kein Zuschuss mehr notwendig sei.

Abg. Zackenfels (SPD) wendet ein, dass sich die Liquidation über mehrere Jahre hinziehe. Das Ende der operativen Phase bedeute nicht, dass danach keine Kosten mehr entstehen könnten. Ein Betrag in Höhe von 50 000 € im Jahr 2007 halte er für angemessen.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) stellt fest, dass der Wirtschaftsplan für das Jahr 2006 keine institutionelle Förderung mehr enthalte. Weshalb sei dennoch ein Zuschuss im Haushalt enthalten?

Der Ausschuss stellt den Titel 682 74 – Zuschuss zur Deckung des Betriebsverlustes der OSB Sportstättenbauten GmbH i.L. – auf Anregung des Vorsitzenden zur Schlussberatung zurück.

Das gilt auch für einen Antrag der Fraktion der Grünen aus der Vorlage – rote Nr. 3545 B –, im Kapitel 12 55 den Ansatz des Titels 682 74 – Zuschuss zur Deckung des Betriebsverlustes der OSB Sportstättenbauten GmbH i.L. – im Jahr 2006 und 2007 um jeweils 50 000 € zu mindern,
Titel 720 01 – Maßnahmen des Straßenbaus im Zentralen Bereich und im Bereich des 
Potsdamer/Leipziger Platzes –






(Grüne und FDP)

	
	
	hierzu:

	
	
	Berichte zur Haushaltsberatung 2006/07 EPl. 12

Sammelbericht SenStadt - SF A - vom 10.05
	3508

Bericht 17


Der Ausschuss nimmt den Bericht 17 der Sammelvorlage – rote Nr. 3508 – ohne Aussprache zur Kenntnis.

Ein Antrag der FDP-Fraktion aus der Vorlage – rote Nr. 3545 A –, im Kapitel 12 55 den Ansatz des Titels 720 01 – Maßnahmen des Straßenbaus im Zentralen Bereich und im Bereich des Potsdamer/Leipziger Platzes – in den Jahren 2006 und 2007 qualifiziert zu sperren, wird abgelehnt.

Titel 720 01 - Maßnahmen des Straßenbaus im Zentralen Bereich und im Bereich des Potsdamer/Leipziger Platzes
UK 119 – Umbau der Karl-Liebknecht-Straße von Gontardstraße bis einschließlich Knoten-
punkt Memhardstraße








(Grüne)

	
	
	hierzu:

	
	
	Umbau der Karl-Liebknecht-Straße

Bericht SenStadt - X PR K - vom 27.10.05

(1255/720 01)
	3537


Der Ausschuss nimmt den Bericht – rote Nr. 3537 – ohne Aussprache zustimmend zur Kenntnis.

Titel 720 02 – Aus- und Neubau von Ortsdurchfahrten im Zuge von Bundesstraßen –
(Grüne)

Keine Wortmeldungen.

Titel 722 11 – Neubau eines Straßentunnels von Reichpietschufer bis Heidestraße einschließlich Straßenbrücke über den Landwehrkanal –





(Grüne)

	
	
	hierzu:

	
	a)
	Berichte zur Haushaltsberatung 2006/07 EPl. 12

Sammelbericht SenStadt - SF A - vom 10.05
	3508

Bericht 18


	
	b)
	Tiergartentunnel

Bericht SenStadt - X PS E 7 - vom 26.10.05
	3524



Abg. Schruoffeneger (Grüne) stellt fest, dass im Haushalt als Folgekosten ab dem Jahr 2006 noch 28 Mio € enthalten seien. Im Bericht 18 der Sammelvorlage – rote Nr. 3508 – sei von erheblichen überplanmäßigen Ausgaben in Höhe von 5,2 Mio € im laufenden Jahr die Rede. Folgerichtig seien als Ausgaben im Jahr 2006 nur noch 23 Mio € vorgesehen. D. h., die Raten der Jahre 2006, 2007 und 2008 könnten gekürzt werden. Seine Fraktion schlage vor – vgl. rote Nr. 3545 C –, in den Jahren 2006 und 2007 jeweils 2 Mio € wegzunehmen.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) hält den von ihrer Verwaltung dargestellten Ansatz für sachgerecht. Die Mittel würden in den entsprechenden Jahresscheiben benötigt.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) weist darauf hin, dass in dem Bericht 18 der Sammelvorlage – rote Nr. 3508 – andere Zahlen genannt seien als in der Vorlage – rote Nr. 3524 –, in der der Ansatz für das Jahr 2006 auf 14 Mio € beziffert werde und der für das Jahr 2007 auf 10 Mio €. Das sei allein in diesen beiden Jahren 1 Mio € mehr als das, was im Bericht 18 als noch benötigte Summe genannt werde.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) betont, dass es Beträge gebe, die nicht genau prognostiziert werden könnten. Dazu gehörten beispielsweise die strittigen Nachträge und die Grunddienstbarkeiten.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) kritisiert, dass in der Addition im Bericht 18 von einem hohen Mittelwert, nämlich von verbleibenden Ausgaben in Höhe von 23 Mio €, ausgegangen werde, obwohl es in der Untergliederung erhebliche Spielräume gebe. Addiere man immer die niedrigsten Summen, komme man auf 17 Mio €; addiere man die Höchstsummen, ergäben sich 27 Mio €. Warum sei nicht klargestellt worden, dass die 23 Mio € ein erheblich unsicherer Betrag seien? Wozu werde die VE in Höhe von 7 Mio € benötigt?

Frau Abg. Matuschek (Linkspartei.PDS) fragt, ob die Schadstoffbelastung im Tunnel gemessen werde. Sie befürchte, dass bei einem Stau die Grenzwerte überschritten würden. Werde geprüft, ob eine Filteranlage für die Schlote erforderlich sei?

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) räumt ein, dass die 23 Mio € einen Mittelwert darstellten.

Herr Treptau (SenStadt) erklärt, dass sich die VE auf das Jahr 2006 beziehe. Da man im Jahr 2007 noch einen Ansatz in Höhe von 10 Mio € habe, könnten im Jahr 2006 noch Aufträge für 7 Mio € erteilt werden.

Die prognostizierten Ausgaben für das laufende Jahr beliefen sich auf 22,2 Mio €. Die aktuelle Mittelausschöpfung habe diese Summe noch lange nicht erreicht. Deshalb bitte er, vor Vorliegen des Jahresabschlusses keine Veränderungen mehr vorzunehmen. Es sei nicht logisch, die Ansätze für die Jahre 2006 und 2007 zu kürzen. Dies könne erst auf der Grundlage der Restkosten geschehen, die Gegenstand eines Haushalts 2008/2009 seien.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bemerkt, dass allein die Ansätze für die Jahre 2006 und 2007 über 23 Mio € lägen. Er könne nicht nachvollziehen, weshalb in einer relativ aktuellen Vorlage – Bericht 18 vom 20. Oktober 2005 – Ausgaben für das laufende Jahr enthalten seien, von denen Herr Treptau annehme, dass sie nicht ausgeschöpft würden. Sei das am 20. Oktober noch nicht bekannt gewesen?

Herr Treptau (SenStadt) stellt fest, dass die Ist-Ausgabe am 1. November 2005 bei 19,6 Mio € gelegen habe. Die nicht beauftragten Mittel lägen bei 2 Mio €. Er zweifle daran, dass diese Summe noch haushaltswirksam ausgegeben werden könne.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) kritisiert, dass diese Problematik nicht in dem Bericht 18 vom 20. Oktober 2005 dargestellt worden sei.

Der Ausschuss nimmt den Bericht 18 der Sammelvorlage – rote Nr. 3508 – zur Kenntnis. 

Ein Antrag der Fraktion der Grünen aus der Vorlage – rote Nr. 3545 C –, den Ansatz des Titels 722 11 
– Neubau eines Straßentunnels von Reichpietschufer bis Heidestraße ein​schließlich Straßenbrücke über den Landwehrkanal – in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 2 Mio € zu mindern, wird abgelehnt.
Der Bericht – rote Nr. 3524 – wird zur Kenntnis genommen.

Titel 722 21 – Neubau einer Straßenbrücke über die Spree und eines Industriebahntunnels
mit Stützwänden im Zuge der geplanten Süd-Ost-Verbindung (Treptow-Köpenick) –












(Linkspartei.PDS und Grüne)

	
	
	hierzu:
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Der Ausschuss nimmt Bericht 19 der Sammelvorlage – rote Nr. 3508 – ohne Aussprache zur Kenntnis.

Titel 722 41 – Neubau einer Straßenbrücke über die Oberspreestraße einschließlich 
Rampenstützwände (TVO) Köpenick –






(Grüne)
Titel 722 42 – Neubau einer Straßenbrücke über die Ottomar-Geschke-Straße (TVO) –
(Grüne)

	
	
	hierzu:
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Der Ausschuss nimmt Bericht 20 der Sammelvorlage – rote Nr. 3508 – ohne Aussprache zur Kenntnis.

Ein Antrag der Fraktion der Grünen aus der Vorlage – rote Nr. 3545 C –, im Kapitel 12 55 den Ansatz des Titels 722 41 – Neubau einer Straßenbrücke über die Oberspreestraße einschließlich Rampenstützwände (TVO) Köpenick – im Jahr 2006 um 4 Mio € und im Jahr 2007 um 1,682 Mio € zu mindern, wird abgelehnt.

Ein Antrag der Fraktion der Grünen aus der Vorlage – rote Nr. 3545 C –, im Kapitel 12 55 den Ansatz des Titels 722 42 – Neubau einer Straßenbrücke über die Ottomar-Geschke-Straße (TVO) – im Jahr 2006 um 700 000 € und im Jahr 2007 um 150 000 € zu mindern, wird abgelehnt.

Titel 891 49 – Zuschuss an die OSB-Sportstättenbauten GmbH –



(SPD)
(betr. Stellungnahmen BauWohnV und StadtUm)

	
	
	hierzu:

	
	
	Olympia-Sportstättenbauten GmbH i. L.

Bericht SenFin - I B - vom 26.10.05

(mit Wirtschaftsplan; betr. 1255)
	3525



Der Ausschuss stellt den Komplex auf Wunsch der Fraktion der Grünen ohne Aussprache zur Schlussberatung zurück.

Kapitel 12 70 – Senatsverwaltung für Stadtentwicklung – Verkehr –

	
	
	hierzu:

	
	a)
	Wirtschaftspläne der Zuschussempfänger

VBB

Vertraulicher Bericht SenStadt - VII C 22 –

vom 12.10.05

(Auflagenbeschluss Nr. 9 zum Hh 04/05)
	3127 B
Beratung vertraulich!


	
	b)
	Wirtschaftspläne der Zuschussempfänger

VBB

Vertraulicher Bericht SenStadt - VII C 22 - vom 26.10.05
	3127 C
Beratung vertraulich!


	
	c)
	Hauptstadtbedingte Zuweisungen an Berlin

Bericht SenFin - II A - vom 19.10.05

betr. 05 59, 12 20, 12 70, 17 30

(soweit 12 70 betroffen)
	3490



Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt, weshalb beim VBB eine erhebliche Rücklage erforderlich sei. Könne sie abgebaut werden?

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, dass die Rücklage Gegenstand der Diskussion im Aufsichtsrat sei. Sie stehe der Höhe der Rücklage kritisch gegenüber.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) schlägt vor, im Titel 683 65 – Zuschuss zur Deckung des Betriebsverlustes des Verkehrsverbundes Berlin-Brandenburg GmbH – 500 000 €, was bei Auflösung der Rücklage ca. dem Berliner Anteil entspreche, zu sperren. Dazu solle SenStadt bis zum Ende März 2006 einen Bericht vorlegen.

Vors. Wieland schlägt vor, über diesen Antrag abzustimmen, wenn der Titel 683 65 – Zuschuss zur Deckung des Betriebsverlustes des Verkehrsverbundes Berlin-Brandenburg GmbH – an der Reihe sei.

Der Ausschuss nimmt die Berichte – rote Nrn. 3127 B, 3127 C und 3490 – zur Kenntnis.

Titel 111 53 – Gebühren nach Bundesrecht –





(FDP)

Ein Antrag der FDP-Fraktion aus der Vorlage – rote Nr. 3545 A –, im Kapitel 12 70 den Ansatz des Titels 111 53 – Gebühren nach Bundesrecht – im Jahr 2007 um 400 000 € zu erhöhen, wird abgelehnt.

Titel 122 01 – Entgelte für Sondernutzung des Straßenlands – 



(Grüne)

	
	
	hierzu:
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Der Ausschuss nimmt Bericht 21 der Sammelvorlage – rote Nr. 3508 – ohne Aussprache zur Kenntnis.

Titel 272 96 – Zuschüsse der EU aus dem EFRE für konsumtive Zwecke – 

(Grüne)

Abg. Schruoffeneger (Grüne) kündigt einen Auflagenbeschluss seiner Fraktion an, der insgesamt zehn Titel betreffe.

Titel 546 96 – Sonstige sächliche Verwaltungsausgaben aus EFRE-Mitteln – 

(Grüne)

Keine Wortmeldungen.

Titel 521 01 – Unterhaltung des Straßenlands –
(Grüne und FDP)

Ein Antrag der FDP-Fraktion aus der Vorlage – rote Nr. 3545 A –, im Kapitel 12 70 den Ansatz des Titels 521 01 – Unterhaltung des Straßenlands – im Jahr 2007 um 5 Mio € zu erhöhen, wird abgelehnt.

Titel 521 21 – Maßnahmen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit –


(Grüne)

Keine Wortmeldung.

Titel 531 21 – Bürgerbeteiligung an Planungen –





(FDP)

Der Ausschuss lehnt einen Antrag der FDP-Fraktion aus der Vorlage – rote Nr. 3545 A –, im Kapitel 12 70 den Ansatz des Titels 531 21 –Bürgerbeteiligung an Planungen – in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 10 000 € zu mindern, ab.

Titel 540 03 – Leistungen des Regional- und S-Bahnverkehrs –  


(Linkspartei.PDS)

	
	
	hierzu:
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Frau Abg. Matuschek (Linkspartei.PDS) bittet um Zurückstellung des Titels zur Schlussberatung.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) möchte wissen, wie sich die Verrechnung auf das IV. Quartal 2005 und das II. Quartal 2006 verteile.

Dr. Kalender (SenStadt) erklärt, dass die Verrechnung immer am Anfang des Jahres auf Grund der Jahresabschlussrechnung des vergangenen Jahres erfolge. Deshalb könne man jetzt noch nicht absehen, welcher Betrag zu Stande komme.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) entnimmt dem Bericht 22 der Sammelvorlage – rote Nr. 3508 –, dass sich eine Forderung des Landes gegenüber der DB Regio AG in Höhe von 1,8 Mio € ergebe. Wie verteile sich diese Summe auf die erwähnten Quartale?

Dr. Kalender (SenStadt) weist darauf hin, dass sich die 1,8 Mio € auf das Jahr 2002 bezögen. Die Verrechnung sei bereits erfolgt. Die Summe in den Jahren 2006 und 2007 könne nicht beziffert werden.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bittet zur Schlussberatung um eine Prognose, wie hoch die nächste Forderung sei.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) geht davon aus, dass die Qualität hervorragend sei. Demnach ergebe sich kein Malus.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) wendet ein, dass sich die Schlussrechnung, die im IV. Quartal 2005 und im II. Quartal 2006 erfolge, auf die Jahre 2003 und 2004 beziehe. Diese Zahlen müssten vorhanden sein.

Der Ausschuss stellt den Titel 540 03 – Leistungen des Regional- und S-Bahnverkehrs – zur Schlussberatung zurück.

Titel 540 27 – Entwurfs- und Bauleitungskosten – 




(Grüne)

Ein Antrag der Fraktion der Grünen aus der Vorlage – rote Nr. 3545 B – wird abgelehnt.

Titel 540 37 – Ausgaben für die Sicherheit des Luftverkehrs –



(FDP)

Der Ausschuss lehnt einen Antrag der FDP-Fraktion aus der Vorlage – rote Nr. 3545 A –, im Kapitel 12 70 den Ansatz des Titels 540 37 – Ausgaben für die Sicherheit des Luftverkehrs – im Jahr 2007 um 550 000 € zu erhöhen, ab.

Titel 540 53 – Veranstaltungen –







(FDP)

Der Ausschuss lehnt einen Antrag der FDP-Fraktion aus der Vorlage – rote Nr. 3545 A –, im Kapitel 12 70 den Ansatz des Titels 540 53 – Veranstaltungen – in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 45 000 € zu mindern, ab.

Titel 631 12 – Abführung von Einnahmen an den Bund –




(FDP)

Der Ausschuss lehnt einen Antrag der FDP-Fraktion aus der Vorlage – rote Nr. 3545 A –, im Kapitel 12 70 den Ansatz des Titels 631 12 – Abführung von Einnahmen an den Bund – im Jahr 2007 um 30 000 € zu erhöhen, ab.

Titel 662 01 – Schuldendienst für Darlehen für den Schienenverkehr –


(CDU)

Der Ausschuss stellt den Titel ohne Aussprache auf Wunsch der CDU-Fraktion zur Schlussberatung zurück.

Titel 683 14 – Förderung von zukunftsorientierten Entwicklungsmaßnahmen –

(FDP)

Der Ausschuss lehnt einen Antrag der FDP-Fraktion aus der Vorlage – rote Nr. 3545 A –, im Kapitel 12 70 den Ansatz des Titels 683 14 – Förderung von zukunftsorientierten Entwicklungsmaßnahmen – in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 200 000 € zu mindern, ab.

Titel 683 45 – Zuschüsse an nichtbundeseigene Eisenbahnen für betriebsfremde Lasten – (FDP)

Der Ausschuss lehnt einen Antrag der FDP-Fraktion aus der Vorlage – rote Nr. 3545 A –, im Kapitel 12 70 den Ansatz des Titels 683 45 – Zuschüsse an nichtbundeseigene Eisenbahnen für betriebsfremde Lasten – in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 30.000 € zu mindern, ab.

Titel 683 65 – Zuschuss zur Deckung des Betriebsverlustes des Verkehrsverbundes 
Berlin-Brandenburg GmbH –







(FDP)

Der Ausschuss lehnt einen Antrag der FDP-Fraktion aus der Vorlage – rote Nr. 3545 A –, im Kapitel 12 70 den Ansatz des Titels 683 65 – Zuschuss zur Deckung des Betriebsverlustes des Verkehrsverbundes Berlin-Brandenburg GmbH – in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 500.000 € zu mindern, ab.

Ein Antrag der Fraktion der Grünen, im Kapitel 12 70 500 000 € des Ansatzes des Titels 683 65 – Zuschuss zur Deckung des Betriebsverlustes des Verkehrsverbundes Berlin-Brandenburg GmbH – qualifiziert zu sperren, wird abgelehnt.

Titel 720 16 – Verbesserung der Infrastruktur für den Radweg –



(Grüne)

Der Ausschuss lehnt einen Antrag der Fraktion der Grünen aus der Vorlage – rote Nr. 3545 C –, im Kapitel 12 70 den Ansatz des Titels 720 16 – Verbesserung der Infrastruktur für den Radweg – in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 2 Mio € zu erhöhen, ab.

Titel 720 18 –Verbesserung der Umsteigebeziehungen im ÖPNV –


(Grüne)

Keine Wortmeldung.

Titel 891 01 – Zuschüsse an die Berliner Wasserbetriebe für die Straßenregen-
entwässerung –









(FDP)

Keine Wortmeldung.

Titel 891 02 – Zuschüsse für Investitionen des öffentlichen Personalnah-
verkehrs –







(Linkspartei.PDS und FDP)

Der Ausschuss stellt den Titel ohne Aussprache auf Wunsch der SPD-Fraktion zur Schlussberatung zurück.

Ein Antrag der FDP-Fraktion aus der Vorlage – rote Nr. 3545 A –, im Kapitel 12 70 den Ansatz des Titels 891 02 – Zuschüsse für Investitionen des öffentlichen Personalnahverkehrs – im Jahr 2006 um 2,5 Mio € und im Jahr 2007 um 9,524 Mio € zu mindern, wird ebenfalls zur Schlussberatung zurückgestellt.

Titel 891 10 – Anteil Berlins an der Vorbereitung und Durchführung von Brückenbau-
maßnahmen der Deutschen Bahn AG –






(FDP)

Keine Wortmeldung.

Kapitel 12 71 – Verkehrslenkung Berlin

Titel 517 01 – Bewirtschaftungsausgaben –

Titel 521 31 – Unterhaltung der Lichtsignalanlagen – 

Titel 720 13 – Neu- und Umbau von Lichtsignalanlagen – 

Titel 720 17 – Neu- und Umbau von Lichtsignalanlagen zur ÖPNV-
Beschleunigung –







(alle Linkspartei.PDS)

	
	
	hierzu:
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Frau Abg. Matuschek (Linkspartei.PDS) bittet um Zurückstellung der Titel 517 01, 521 31, 720 13 und 720 17 zur Schlussberatung, da die Vertragsgestaltung bezüglich der LSA noch nicht abgeschlossen sei.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt, ob dazu zur Schlussberatung ein Sachstand mitgeteilt werden könne.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) sagt dies vorbehaltlich einer Beschlussfassung im Senat zu.

Der Ausschuss stellt die Titel 517 01, 521 31, 720 13 und 720 17 zur Schlussberatung zurück.

Der Bericht 23 der Sammelvorlage – rote Nr. 3508 – wird zur Kenntnis genommen.

Titel 521 21 – Maßnahmen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit –


(Grüne)

Keine Wortmeldung.

Titel 812 79 – Geräte, technische Einrichtungen, Ausstattungen –


(Grüne)

	
	
	hierzu:
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Der Ausschuss nimmt Bericht 24 der Sammelvorlage – rote Nr. 3508 – ohne Aussprache zur Kenntnis.

Kapitel 12 80 – Senatsverwaltung für Stadtentwicklung – Integrativer Umweltschutz –

Titel 099 01 – Abwasserabgabe –

Titel 111 47 – Grundwasserentnahmeentgelt –

Kapitel 12 70 Titel 891 01 – Zuschüsse an die Berliner Wasserbetriebe für die Straßenregen-
entwässerung – 







(alle FDP und Grüne)

	
	
	hierzu:
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	hierzu liegt vor:

	
	
	Berichte zur Haushaltsberatung 2006/07 EPl. 12

Austauschseite zum Bericht 25
	3508 A


Abg. Schruoffeneger (Grüne) kündigt einen Auflagenbeschluss seiner Fraktion zu dieser Thematik an.

Frau Abg. Matuschek (Linkspartei.PDS) fragt, weshalb die Grundwasserentnahmeentgelte so unterschiedlich erhoben würden. Viele Bundesländer verzichteten sogar darauf.

Herr Bergfelder (SenStadt) erläutert, dass das Grundwasserentnahmeentgelt in den 80er Jahren von mehreren Bundesländern eingeführt worden sei, um daraus notwendige Investitionsverbesserungen im Umweltbereich finanzieren zu können. Einige Bundesländer hätten wieder darauf verzichtet. Das Land Berlin habe Ende der 80er Jahre sogar noch eine Erhöhung vorgenommen und nehme damit die Spitzenreiterposition ein. Gerechtfertigt werde dies mit der Möglichkeit, die Trinkwasserversorgung nahezu ausschließlich aus dem Stadtgebiet sicherzustellen.

Der Ausschuss nimmt den Bericht 25 der Sammelvorlage – rote Nr. 3508 – und die Austauschseite zur Kenntnis.

Ein Antrag der FDP-Fraktion aus der Vorlage – rote Nr. 3545 A –, im Kapitel 12 80 den Ansatz des Titels 099 01 – Abwasserabgabe – in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 1,55 Mio € zu erhöhen, wird abgelehnt.

Ein Antrag der FDP-Fraktion aus der Vorlage – rote Nr. 3545 A –, im Kapitel 12 80 den Ansatz des Titels 111 47 – Grundwasserentnahmeentgelt – in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 1 Mio € zu erhöhen, wird abgelehnt.

Titel 111 53 – Gebühren nach Bundesrecht –





(FDP)

Der Ausschuss lehnt einen Antrag der FDP-Fraktion aus der Vorlage – rote Nr. 3545 A –, im Kapitel 12 80 den Ansatz des Titels 111 53 – Gebühren nach Bundesrecht – in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 10 000 € zu erhöhen, ab.

Titel 511 40 – Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände –


(FDP)

Der Ausschuss lehnt einen Antrag der FDP-Fraktion aus der Vorlage – rote Nr. 3545 A –, im Kapitel 12 80 den Ansatz des Titels 511 40 – Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände – in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 25 000 € zu mindern, ab.

Titel 671 38 – Kostenersatz für Gewässerschutzanlagen –




(Grüne)

Keine Wortmeldung.

Kapitel 12 81 – Fischereiamt

Titel 122 03 – Entgelte aus Fischereirechten –





(FDP)

Der Ausschuss lehnt einen Antrag der FDP-Fraktion aus der Vorlage – rote Nr. 3545 A –, im Kapitel 12 81 den Ansatz des Titels 122 03 – Entgelte aus Fischereirechten – in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 25 000 € zu erhöhen, ab.

Titel 517 15 – Betriebs- und Nebenkosten im Rahmen des Facility-Managements –
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Abg. Schruoffeneger (Grüne) beantragt, den Ansatz des Titels um die laut Bericht 26 der Sammelvorlage 
– rote Nr. 3508 – irrtümlich hinzugerechnete Summe abzusenken.

Herr Treptau (SenStadt) räumt ein, dass dieser Betrag fälschlicherweise angesetzt worden sei. Allerdings benötige man im Kapitel 12 05 – Senatsverwaltung für Stadtentwicklung - Generelle Angelegenheiten, Ressortkoordination und Recht – beim Titel 685 41 – Zuschuss an das Deutsche Institut für Bautechnik – nahezu exakt diesen Betrag.

Der Ausschuss nimmt den Bericht 26 der Sammelvorlage – rote Nr. 3508 – zur Kenntnis.

Der Antrag der Fraktion der Grünen aus der Vorlage – rote Nr. 3545 C –, im Kapitel 12 81 den Ansatz des Titels 517 15 – Betriebs- und Nebenkosten im Rahmen des Facility-Managements – in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 14 100 € zu mindern, wird angenommen.
Kapitel 12 90 – Senatsverwaltung für Stadtentwicklung – Umweltpolitik –

Alle Titel im Zusammenhang mit dem Umweltentlastungsprogramm (UEP)
(FDP und Grüne)

Keine Wortmeldung.

Titel 124 01 – Mieten für Grundstücke, Gebäude und Räume – 

	
	
	hierzu:
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Der Ausschuss nimmt den Bericht 27 der Sammelvorlage – rote Nr. 3508 – zur Kenntnis.

Titel 125 26 – Entgelte für das Abkippen von Bodenaushub und Bauschutt –

Titel 540 70 – Beseitigung von Bodenaushub und Bauschutt sowie Reinigung 
von Boden – 









(Grüne)

Abg. Schruoffeneger (Grüne) weist darauf hin, dass seine Fraktion die Erhöhung des Einnahmetitels 125 26 beantrage, da man ein kostendeckendes Verursacherprinzip für sinnvoll halte.

Frau StS Dunger-Löper (SenStadt) erinnert daran, dass ihre Verwaltung ihre Ansicht zu dieser Thematik in diversen roten Nummern dargelegt habe.

Der Ausschuss lehnt den Antrag der Fraktion der Grünen aus der Vorlage – rote Nr. 3545 C –, im Kapitel 12 90 den Ansatz des Titels 125 26 – Entgelte für das Abkippen von Bodenaushub und Bauschutt – in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 810 000 € zu erhöhen, ab.

Titel 272 96 – Zuschüsse der EU aus dem EFRE für konsumtive Zwecke – 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) macht auf den Antrag seiner Fraktion – enthalten in der roten Nr. 3545 C –bezüglich der Titel 540 18 – Sachmittel für die Durchführung des Freiwilligen Ökologischen Jahres – und 684 56 – Zuschüsse zur Durchführung des Freiwilligen Ökologischen Jahres – aufmerksam. Da das Freiwillige Ökologische Jahr aus ESF kofinanziert werde, frage seine Fraktion an dieser Stelle, welche haushaltsmäßigen Veränderungen notwendig seien, um die Zahl der Plätze um 50 zu erhöhen.

Herr Stock (SenStadt) gibt zu bedenken, dass eine Erhöhung der Platzzahl zu keiner Erhöhung der Kofinanzierung aus ESF und KJP führe. Eine Finanzierung müsse ausschließlich aus Landesmitteln erfolgen. Der Landesanteil sei im Jahr 2007 ohnehin schon höher, um die Platzzahl zu erhalten, weil die ESF-Mittel rückläufig seien.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) räumt ein, dass die ESF-Mittel rückläufig seien, aber die Ausschöpfung liege nicht bei 100 %.

Herr Stock (SenStadt) weist darauf hin, dass die Plätze bereits von 182 auf 200 erhöht worden seien. Diese dürften ausschließlich aus ESF-Mitteln finanziert werden. SenWiArbFrau halte eine weitere Aufstockung im Bereich SenStadt nicht für möglich.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bittet um Zurückstellung dieses Komplexes zur Schlussberatung.

Vors. Wieland macht darauf aufmerksam, dass dann auch die Anträge der FDP-Fraktion – enthalten in der roten Nr. 3545 A – zu den Titeln 272 96 – Zuschüsse der EU aus dem EFRE für konsumtive Zwecke –, 346 96 – Zuschüsse der EU aus dem EFRE für Investitionen –, 546 02 – Technische Hilfe für die Durchführung von Programmen der EU –, 546 96 – Sonstige sächliche Verwaltungsausgaben aus EFRE-Mitteln – und 883 04 – Infrastrukturmaßnahmen im Rahmen des Umweltentlastungsprogramms – zurückgestellt werden müssten.

Der Ausschuss beschließt entsprechend und stellt den Titel272 96 – Zuschüsse der EU aus dem EFRE für konsumtive Zwecke – zur Schlussberatung zurück.

Bezüglich der Titel 540 18 – Sachmittel für die Durchführung des Freiwilligen Ökologischen Jahres – und 684 56 – Zuschüsse zur Durchführung des Freiwilligen Ökologischen Jahres – wird SenStadt gebeten, dem Hauptausschuss bis zur Schlussberatung darzulegen, welche haushaltsmäßigen Veränderungen notwendig wären, um die Zahl der Plätze im Freiwilligen Ökologischen Jahr um 50 Plätze zu erhöhen.

Titel 541 03 – Energiespar-Marketing – 






(FDP)

Der Ausschuss lehnt einen Antrag der FDP-Fraktion aus der Vorlage – rote Nr. 3545 A –, im Kapitel 12 90 den Ansatz des Titels 541 03 – Energiespar-Marketing – im Jahr 2006 um 200 000 € und im Jahr 2007 um 400 000 € zu mindern, ab.

Titel 541 05 – Nachhaltige Entwicklung und Ressourcenschonung 
(Lokale Agenda 21) –








(FDP)

Der Ausschuss lehnt einen Antrag der FDP-Fraktion aus der Vorlage – rote Nr. 3545 A –, im Kapitel 12 90 den Ansatz des Titels 541 05 – Nachhaltige Entwicklung und Ressourcenschonung (Lokale Agenda 21) – in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 50 000 € zu mindern, ab.

Titel 683 03 – Zuschüsse für Veranstaltungen –





(FDP)

	
	
	hierzu:

	
	
	Berichte zur Haushaltsberatung 2006/07 EPl. 12

Sammelbericht SenStadt - SF A - vom 10.05
	3508
Bericht 28


Der Ausschuss nimmt den Bericht 28 der Sammelvorlage – rote Nr. 3508 – ohne Aussprache zur Kenntnis.

Ein Antrag der FDP-Fraktion aus der Vorlage – rote Nr. 3545 A –, im Kapitel 12 90 den Ansatz des Titels 683 03 – Zuschüsse für Veranstaltungen – in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 45 000 € zu mindern, wird abgelehnt.

Titel 540 18 – Sachmittel für die Durchführung des Freiwilligen Ökologischen Jahres – 

Titel 684 56 – Zuschüsse zur Durchführung des Freiwilligen Ökologischen 
Jahres –










(beide Grüne)

Der Ausschuss stellt die Titel ohne Aussprache zur Schlussberatung zurück.

Kapitel 12 40 – Senatsverwaltung für Stadtentwicklung – Wohnungswesen, 
Stadterneuerung, Bauförderung –

Titel 540 05 – Vorbereitung, Steuerung und Kontrolle von Wohnungsbau-
projekten –









(Grüne und FDP)

	
	
	der Ausschuss zieht auf Grüne-Antrag hinzu:

	
	
	Steuerung von Wohnungsbauprojekten

Bericht SenStadt – IV D 4 – vom 20.10.05

betr. 1240/540 05

(nur für AG Entw.)
	3495



Der Ausschuss nimmt den Bericht – rote Nr. 3495 – zustimmend zur Kenntnis.

Titel 540 10 – Dienstleistungen –







(FDP)

Keine Wortmeldung.

Titel 685 69 – Sonstige Zuschüsse für konsumtive Zwecke im Inland –


(FDP)

	
	
	hierzu:

	
	
	Berichte zur Haushaltsberatung 2006/07 EPl. 12

Sammelbericht SenStadt - SF A - vom 10.05
	3508
Bericht 29


Der Ausschuss nimmt den Bericht 29 der Sammelvorlage – rote Nr. 3508 – ohne Aussprache zur Kenntnis.

Ein Antrag der FDP-Fraktion aus der Vorlage – rote Nr. 3545 A –, im Kapitel 12 40 den Ansatz des Titels 685 69 – Sonstige Zuschüsse für konsumtive Zwecke im Inland – in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 60 000 € zu mindern, wird abgelehnt.

Titel 894 73 – Zuschuss an Treuhandvermögen für städtebauliche Entwicklungsbereiche – 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) macht darauf aufmerksam, dass es Zulagen für Mitarbeiter gebe, die den Betrieb nicht verließen. Darauf könne verzichtet werden.

Der Ausschuss lehnt den Antrag der Fraktion der Grünen aus der Vorlage – rote Nr. 3545 C –, im Kapitel 12 40 den Ansatz des Titels 894 73 – Zuschuss an Treuhandvermögen für städtebauliche Entwicklungsbereiche – in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 100 000 € zu mindern, ab.

Kapitel 12 95 – Förderung des Wohnungsbaus
Der Ausschuss stellt das gesamte Kapitel 12 95 – außer die Schreiben unter c und d – auf Wunsch der SPD-Fraktion zur Schlussberatung zurück.

	
	b)
	Ausstieg aus der Anschlussförderung beim Wohnungsbau

Aktualisierter Bericht SenStadt - IV A 2-6 vom 11.10.05

(betr. 1295)
	3027 A



	
	c)
	Entscheidungen von Bewilligungsausschüssen

Zwischenbericht SenStadt – IV A 2-1 /IV A 2-3

vom 18.10.05
	3496



Der Ausschuss nimmt den Zwischenbericht – rote Nr. 3496 – ohne Aussprache zur Kenntnis genommen.

	
	d)
	Sozialwohnungsbestände; Prognose

Aktualisierter Bericht SenStadt - IV A 4 - vom 27.10.05
	3110 A



Der Ausschuss nimmt den Zwischenbericht – rote Nr. 3110 A – ohne Aussprache zur Kenntnis genommen.

	
	e)
	Atelierförderung

Bericht SenStadt - IV C 2 - vom 27.10.05
	3047 B



	
	f)
	Berichte zum Haushalt 2006/07

(Bauen, Wohnen und Verkehr)

Sammelvorlage SenStadt - SF A - vom 12.9.05
	3362
Bericht 29


	
	g)
	Kürzungen bei der Wohnungsbauförderung

Auskunftsersuchen der FDP vom 26.10.05
	3509



Alle Titel des Kapitels 12 95






(Linkspartei.PDS)

Titel 331 02 – Zuweisungen des Bundes für Investitionen – 
(betr. Stellungnahme BauWohnV)


Titel 661 06 – Schuldendiensthilfen für die Eigentumsförderung – 


(betr. Stellungnahme BauWohnV)

Titel 663 10 – Aufwendungszuschüsse für den sozialen Wohnungsbau (1. Förderungsweg) 
in der Förderungsphase I – 
(betr. Stellungnahme BauWohnV)

Titel 663 11 – Aufwendungszuschüsse für den sozialen Wohnungsbau (1.Förderungsweg) 
im Anschluss an die Förderungsphase I – 
(betr. Stellungnahme BauWohnV)


Titel 893 56 – Zuschüsse für Modernisierung und Instandsetzung von Wohngebäuden –


(betr. Stellungnahme BauWohnV)

	
	
	hierzu:

Haushaltsplan 2006/07 - Änderungsanträge zum EPl. 12

Anträge der FDP vom 2.11.05

hier: Anträge zum Kapitel 12 95
	3545 A



	
	
	und

Haushaltsplan 2006/07 - Änderungsanträge zum EPl. 12

Antrag der Grünen vom 2.11.05

hier: Antrag zum Kapitel 12 95
	3545 C



IuK-Titel des Einzelplans 12

Beratung nach Anlage 1 Seiten 72-83 der

	
	
	IuK-Titelliste; FM-Titelliste; Reste 2004

Listen SenFin - II B - vom 23.8.05


	3189


	
	
	hierzu auch:

	
	
	IuK betreffende Berichte

Übersicht Abghs III D vom 28.10.05
	3344 E



	
	
	hierzu:

	
	
	IuK-Titel

Fragen der FDP vom 15.9.05
	3344



1200 Titel 540 60 – Dienstleistungen für die IuK-Technik – 


(FDP; FDP-Frage)

	
	
	hierzu:

	
	
	IuK betreffende Berichte zum Hh 06/07

Bericht SenStadt – III Z 01 – vom 20.10.05

betr. 1200/540 60, 812 83 (Liegenschaftskataster)
	3344 D



Der Ausschuss nimmt den Bericht – rote Nr. 3344 D – ohne Aussprache zur Kenntnis.

Der Ausschuss lehnt den Antrag der Fraktion der Grünen – rote Nr. 3545 –, im Kapitel 12 00 beim Titel 972 06 – Pauschale Minderausgabe für steuerbare Ausgaben – im Jahr 2006 einen Ansatz von -300 000 € und im Jahr 2007 einen Ansatz von –250 000 € einzustellen, ab.

Folgender Antrag der Koalitionsfraktionen – rote Nr. 3548 – wird angenommen: Der neue Titel 972 11 – Pauschale Minderausgaben IuK – wird bei Kapitel 12 00 mit folgendem Ansatz eingerichtet: -37 400 € im Jahr 2006, -257 700 € im Jahr 2007.

Auf Anregung der Koalitionsfraktionen wird folgende Erläuterung für den Titel 972 11 aus dem Antrag der Grünen – rote Nr. 3544 – übernommen: „Die Einsparungen sind bei den Titeln der Maßnahmengruppe 01 insbesondere bei den Titeln 511 11, 511 43, 540 60 und/oder 812 89 zu erwirtschaften.“

Ein Antrag der FDP-Fraktion aus der Vorlage – rote Nr. 3545 A –, im Kapitel 12 00 den Ansatz des Titels 540 60 – Dienstleistungen für die IuK-Technik – in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 1,08 Mio € zu mindern, wird abgelehnt.
1200 Titel 812 83 – IT-Investitionen –





(Frage der FDP)
(betr. Stellungnahmen BauWohnV und StadtUm)

	
	
	hierzu:

	
	
	IuK betreffende Berichte zum Hh 06/07

Bericht SenStadt – III Z 01 – vom 20.10.05

betr. 1200/540 60, 812 83 (Liegenschaftskataster)
	3344 D



Der Ausschuss nimmt den Bericht – rote Nr. 3344 D – ohne Aussprache zur Kenntnis.

Ein Antrag der FDP-Fraktion aus der Vorlage – rote Nr. 3545 A –, im Kapitel 12 00 den Ansatz des Titels 812 83 – IT-Investitionen – in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 1,2 Mio € zu mindern, wird abgelehnt.

1200 Titel 812 89 – Geräte, technische Einrichtungen, Ausstattungen für die 
IuK-Technik – 









(Grüne)

	
	
	hierzu:

	
	
	Berichte zur Haushaltsberatung 2006/07 EPl. 12

Sammelbericht SenStadt - SF A - vom 10.05
	3508
Bericht 2


Der Ausschuss nimmt den Bericht 2 der Sammelvorlage – rote Nr. 3508 – ohne Aussprache zur Kenntnis.

Produkthaushalt Einzelplan 12

	
	
	hierzu:

	
	
	Berichte zur Haushaltsberatung 2006/07 EPl. 12

Sammelbericht SenStadt - SF A - vom 10.05
	3508
Bericht 30


Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt, ob es eine Kooperation mit Brandenburg gebe.

Frau StS Dunger-Löper (SenStadt) antwortet, dass dies nicht der Fall sei. Sie gehe aber davon aus, dass in Zukunft eine Zusammenarbeit erfolge.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) möchte bezüglich des Gutachterausschusses wissen, weshalb bei extern erstellten Gutachten Personalkosten anfielen.

Der Ausschuss nimmt den Bericht 30 der Sammelvorlage – rote Nr. 3508 – zur Kenntnis.

SenStadt wird gebeten, dem Hauptausschuss betr. Gutachten des Gutachterausschusses zu berichten, warum bei extern erstellten Gutachten Personalkosten gebucht werden.

Dem Einzelplan 12 wird mit den beschlossenen Änderungen zugestimmt.

Einzelplan 03 – Senatskanzlei

	
	
	hierzu:

	
	
	Stellungnahme zum Haushalt 06/07 EPl. 03

Stellungnahme EuroBundMedienBlnBra vom 14.9.05

(in der 98. Sitzung hierher zurückgestellt)
	3100 D



Der Ausschuss nimmt die Stellungnahme – rote Nr. 3100 D – zur Kenntnis; die vorgeschlagenen Titelveränderungen werden durch Anträge der Fraktionen weiterverfolgt.

Kapitel 03 00 – Senatskanzlei


Titel 124 01 – Mieten für Grundstücke, Gebäude und Räume – 


(betr. Empfehlung EuroBundMedienBlnBra)

Der Ausschuss stimmt dem Antrag der Fraktion der Grünen aus der Vorlage – rote Nr. 3543 –, im Kapitel 03 00 den Ansatz des Titels 124 01 – Mieten für Grundstücke, Gebäude und Räume – in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 116 000 € zu mindern und den Ansatz des Titel 517 01 – Bewirtschaftungsausgaben – in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 60 000 € zu mindern, zu.
Titel 282 90 – Sonstige Zuwendungen für konsumtive Zwecke – 



(FDP)

	
	
	hierzu:

	
	
	Berichte zur Haushaltsberatung 2006/07 EPl. 03

Sammelbericht SKzl - ZC 1 - vom 25.10.05
	3506
Seite 3


Der Ausschuss nimmt die Seite 3 des Sammelberichts – rote Nr. 3506 – ohne Aussprache zur Kenntnis.


Titel 517 01 (neu) – Bewirtschaftungsausgaben – 


(betr. Empfehlung EuroBundMedienBlnBra)

Siehe Beschluss bei Titel 124 01.

Titel 518 20 – Mietausgaben für die Nettokaltmiete aufgrund vertraglicher Verpflichtungen 
aus dem Facility-Management –







(FDP)

	
	
	hierzu:

	
	
	Berichte zur Haushaltsberatung 2006/07 EPl. 03

Sammelbericht SKzl - ZC 1 - vom 25.10.05
	3506
Seite 4


Abg. Schruoffeneger (Grüne) hält es für erforderlich, das Rote Rathaus zu vermessen, auch wenn vorläufig keine Vermietung vorgesehen sei.

StS Schmitz (CdS) stimmt seinem Vorredner zu.

Der Ausschuss nimmt die Seite 4 des Sammelberichts – rote Nr. 3506 – zur Kenntnis.

Titel 527 03 – Dienstreisen –







(FDP)

Der Ausschuss lehnt einen Antrag der FDP-Fraktion aus der Vorlage – rote Nr. 3543 A –, im Kapitel 03 00 den Ansatz des Titels 527 03 – Dienstreisen – in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 30 000 € zu mindern, ab.

Der Antrag der Fraktion der Grünen aus der Vorlage – rote Nr. 3543 –, im Kapitel 03 00 den Ansatz des Titels 527 03 – Dienstreisen – in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 20 000 € zu mindern, wird abgelehnt.

Titel 531 02 – Berlin-Informationen –






(FDP)

Der Ausschuss lehnt einen Antrag der FDP-Fraktion aus der Vorlage – rote Nr. 3543 A –, im Kapitel 03 00 den Ansatz des Titel 531 02 – Berlin-Informationen – in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 200 000 € zu mindern, ab.

Titel 531 03 – Empfänge, Feierlichkeiten – 

Der Ausschuss lehnt einen Antrag der FDP-Fraktion aus der Vorlage – rote Nr. 3543 A –, im Kapitel 03 00 den Ansatz des Titels 531 03 – Empfänge, Feierlichkeiten – in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 40 000 € zu mindern, ab.

Titel 531 31 – Förderung des Europagedankens –





(FDP)

Der Ausschuss lehnt einen Antrag der FDP-Fraktion aus der Vorlage – rote Nr. 3543 A –, im Kapitel 03 00 den Ansatz des Titels 531 31 – Förderung des Europagedankens – in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 5 000 € zu mindern ab.

Titel 540 10 – Dienstleistungen –



(Linkspartei.PDS-, Grüne und FDP)

Keine Wortmeldung.

Titel 683 24 – Zuschüsse an die Medienboard Berlin-Brandenburg GmbH –

(dto.)

	
	
	hierzu:

	
	
	Berichte zur Haushaltsberatung 2006/07 EPl. 03

Sammelbericht SKzl - ZC 1 - vom 25.10.05
	3506
Seite 4


Der Ausschuss nimmt die Seite 4 des Sammelberichts – rote Nr. 3506 – zur Kenntnis.

Die Seite 4 des Sammelberichts – rote Nr. 3506 – betr. Titel 683 24 wird auf Wunsch der Fraktion der grünen dem Ausschuss Ausschusses für Europa- und Bundesangelegenheiten, Medien und die Zusammenarbeit Berlin-Brandenburg zur weiteren Beratung zur Verfügung gestellt.

Ein Antrag der Fraktion der FDP aus der Vorlage – rote Nr. 3543 A –, im Kapitel 03 00 den Ansatz des Titels 683 24 – Zuschüsse an die Medienboard Berlin-Brandenburg GmbH – in den Jahren 2006 und 2007 um jeweils 1 Mio € zu mindern, wird abgelehnt.

Der Antrag der Fraktion der Grünen aus der Vorlage – rote Nr. 3543 –, im Kapitel 03 00 beim Titel 683 24 
– Zuschüsse an die Medienboard Berlin-Brandenburg GmbH – die verbindliche Erläuterung zu streichen, wird angenommen.

Titel 541 04 – Betreuung ehemaliger Mitbürger /innen bei 
Berlin-Besuchen 






(Linkspartei.PDS- und Grüne)

Abg. Eßer (Grüne) vertritt die Ansicht, dass angesichts der Warteliste ein zusätzliches Betreuungsprojekt pro Jahr durchgeführt werden solle. Dies koste ca. 200 000 €, die jedoch nicht aus dem Epl. 03 aufgebracht werden könnten. Das Land Berlin habe gegenüber den Betroffenen eine moralische Verpflichtung. Die Besuche in Berlin bedeuteten ein Stück Versöhnung. Er schlage vor, den Titel zur Schlussberatung zurückzustellen, um eine Finanzierungsmöglichkeit zu suchen.

Abg. Dr. Flemming (SPD) stimmt seinem Vorredner zu.

Der Ausschuss stellt den Titel 541 04 – Betreuung ehemaliger Mitbürger /innen bei Berlin-Besuchen – zur Schlussberatung zurück.

Titel 543 02 – Aufwendungen für die Zusammenarbeit mit dem Land Brandenburg –
(FDP)

Keine Wortmeldung.

Titel 685 69 – Sonstige Zuschüsse für konsumtive Zwecke im Inland – 


(FDP)

Keine Wortmeldung.

Titel 685 79 – Mitgliedsbeiträge –







(FDP)

	
	
	hierzu:

	
	
	Berichte zur Haushaltsberatung 2006/07 EPl. 03

Sammelbericht SKzl - ZC 1 - vom 25.10.05
	3506
Seiten 4-5


Der Ausschuss nimmt die Seiten 4-5 des Sammelberichts – rote Nr. 3506 – zur Kenntnis.

IuK-Titel des Einzelplans 03

alle IuK-Titel sind zurückgestellt.

Beratung nach Anlage 1 Seite 4 der

	
	
	IuK-Titelliste; FM-Titelliste; Reste 2004

Listen SenFin - II B - vom 23.8.05


	3189


	
	
	hierzu auch:

	
	
	IuK betreffende Berichte

Übersicht Abghs III D vom 28.10.05
	3344 E



	
	
	hierzu:

	
	a)
	IuK-Titel

Fragen der Grünen vom 26.9.05
	3344 A



	
	b)
	Geplante IT-Maßnahmen des EPl. 03

Schreiben SenInn - ZS C 2 Ga -

vom 2.9.05 

(auf Vorschlag von VerwRefKIT; dort Verteiler: 9,7,7,3,3)

(in der 96. Sitzung hierher zurückgestellt)
	3259



Der Ausschuss nimmt den Bericht – rote Nr. 3259 – zur Kenntnis.

Der Antrag der Fraktion der Grünen aus der Vorlage – rote Nr. 3543 –, im Kapitel 03 00 beim Titel 972 06 
– Pauschale Minderausgabe für steuerbare Ausgaben – im Jahr 2006 einen Ansatz von –20 000 € und im Jahr 2007 einen Ansatz von –30 000 € einzustellen, wird abgelehnt.

Folgender Antrag der Koalitionsfraktionen – rote Nr. 3548 – wird angenommen: Der neue Titel 972 11 
– Pauschale Minderausgaben IuK – wird bei Kapitel 03 00 mit folgendem Ansatz eingerichtet: -12.800 € im Jahr 2006, -15.000 € im Jahr 2007.

Auf Anregung der Koalitionsfraktionen wird folgende Erläuterung für den Titel 972 11 aus dem Antrag der Grünen – rote Nr. 3544 – übernommen: „Die Einsparungen sind bei den Titeln der Maßnahmengruppe 01 insbesondere bei den Titeln 511 11, 511 43, 540 60 und/oder 812 89 zu erwirtschaften.“

0300 Titel 511 11 – Geschäftsbedarf für die IuK-Technik – 


(Frage Grüne)

0300 Titel 511 43 – Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände für die 
IuK-Technik – 








(Frage Grüne)

	
	
	hierzu:

	
	
	Berichte zur Haushaltsberatung 2006/07 EPl. 03

Sammelbericht SKzl - ZC 1 - vom 25.10.05

Austauschseite 3
	3506 A



Der Ausschuss nimmt die Austauschseite – rote Nr. 3506 A – ohne Aussprache zur Kenntnis.

0300 Titel 525 11 – Aus- und Fortbildung für die IuK-Technik – 


(Frage Grüne)

0300 Titel 540 60 – Dienstleistungen für die IuK-Technik – 


(Frage Grüne)

0300 Titel 81289 – Geräte, technische Einrichtungen, Ausstattungen für die IuK-Technik –













(Frage Grüne)

Produkthaushalt EPl. 03

Produkt 78188 - Europafähigkeit der Berliner Verwaltung

Produkt 78192 - Europäische Förderprogramme
(in der 98. Sitzung auf Grüne-Antrag zurückgestellt)

	
	
	hierzu:

	
	
	Berichte zur Haushaltsberatung 2006/07 EPl. 03

Sammelbericht SKzl - ZC 1 - vom 25.10.05
	3506
Seite 5


Der Ausschuss nimmt die Seite 5 des Sammelberichts – rote Nr. 3506 – ohne Aussprache zur Kenntnis.

Dem Einzelplan 03 wird mit den beschlossenen Änderungen zugestimmt.

IuK-Titel des Einzelplans 02

Beratung nach Anlage 1 Seite 3 der

	
	
	IuK-Titelliste; FM-Titelliste; Reste 2004

Listen SenFin - II B - vom 23.8.05


	3189


	
	
	hierzu auch:

	
	
	IuK betreffende Berichte

Übersicht Abghs III D vom 28.10.05
	3344 E



Kein Änderungsantrag.

IuK-Titel des Einzelplans 20

Beratung nach Anlage 1 Seite 95 der

	
	
	IuK-Titelliste; FM-Titelliste; Reste 2004

Listen SenFin - II B - vom 23.8.05
	3189



Kein Änderungsantrag.

IuK-Titel des Einzelplans 21

Beratung nach Anlage 1 Seite 96 der

	
	
	IuK-Titelliste; FM-Titelliste; Reste 2004

Listen SenFin - II B - vom 23.8.05


	3189


	
	
	hierzu auch:

	
	
	IuK betreffende Berichte

Übersicht Abghs III D vom 28.10.05
	3344 E


Kein Änderungsantrag.

Punkt 4 der Tagesordnung

	Verschiedenes
	


Keine Wortmeldungen.

Ausschuss-Kennung : Hauptgcxzqsq
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